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Zu diesem ,Speyerer Arbeitsheft"

Die aktuelle kommunale Praxis stellt nicht flichendeckend sicher, dass alle Kinder und Jugendlichen ihrem
Bedarf entsprechend unterstiitzt werden. Die Versaulung der Verwaltung fiihrt dazu, dass die Lebenslagen
von Kindern und Jugendlichen nicht ganzheitlich wahrgenommen und Problemlagen daher nicht adaquat
bearbeitet werden. Das Problem wird bundesweit mit zahlreichen Projekten und Initiativen angegangen,
indem Problematiken bestimmter Lebenslagen liber untergesetzliche - kommunal-koordinierte - Leis-
tungserbringung verbessert werden sollen. Praventionsketten oder -netzwerke sind jedoch bisher nicht
flachendeckend so verankert, dass familiare Armut und Bildungsbeteiligung spirbar zurlickgegangen wa-
ren. Eine nicht adaquate Bearbeitung der Problemlagen armutsbetroffener Familien behindert jedoch nicht
nur ein gelingendes Aufwachsen, sondern fiihrt aufgrund der damit einhergehenden ungleichen Verteilung

von Lebenschancen auch dazu, dass Kinder ihre Grundrechte nicht im vollen MaBe verwirklichen konnen.

Im Rahmen einer von der Auridis-Stiftung groBziigig geférderten Workshop-Reihe fiir eine nachhaltige,
verbindliche und flachendeckende Verankerung von kommunalen Praventionsketten und kommunaler
Netzwerkarbeit haben wir einen Weg gesucht, um rechtskreisiibergreifende kommunale Koordination fiir
Kinder, Jugendliche und Familien nachhaltig zu sichern und die notwendigen Anpassungen im einfachen
Recht oder gar im Grundgesetz anzustoBen und in der Organisation der Kommunalverwaltung zu versteti-
gen. Im Rahmen eines themenanwaltschaftlichen Multi-Stakeholder-Prozesses haben wir Ideen generiert,
die eine Verankerung von kommunaler Netzwerkarbeit und Praventionsketten unterstiitzen. Dabei haben
wir einfachgesetzliche wie grundgesetzlich geregelte Kooperationspflichten der Trager und Akteure, die
Kinder und Jugendliche wéhrend ihres Aufwachsens begleiten, diskutiert. Ziel war es, das Bewusstsein fiir
die Notwendigkeit der rechtskreisiibergreifenden Zusammenarbeit und eine verbindliche und flachende-

ckende Ausgestaltung der staatlichen Fiirsorgepflicht zu scharfen.

Das vorliegende ,Speyerer Arbeitsheft" versammelt Beitrdge aus den unterschiedlichen Veranstaltungen,
die im Rahmen des Projekts in der Zeit von April 2022 bis Marz 2023 an der Deutschen Universitat fir
Verwaltungswissenschaften stattgefunden haben. Zunichst unternimmt Silke Tophoven (FH Diisseldorf)
eine Bestandsaufnahme der Situation von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen. Diese stellt sie ins-
besondere in den Kontext aktueller Herausforderungen, die etwa mit der Corona-Pandemie oder dem Fach-

kraftemangel einhergehen und arbeitet verschiedenen Ansatzpunkt zu deren Verbesserung heraus.

Die Initiativen zur nachhaltigen Verankerung von Praventionsketten gehen von der Prdmisse unzureichen-
der Kooperation zwischen verschiedenen Sozialleistungstragern und sonstigen Akteuren aus, die Kinder
und Jugendliche in ihrem Auftrag begleiten. Constanze Janda (DUV Speyer) legt in ihrem Beitrag die zahl-
reichen bereits bestehenden rechtskreisiibergreifenden Kooperations-, Beratungs- und Hinwirkungspflich-

ten auf und verdeutlicht damit das Potenzial des geltenden Rechtsrahmens. Diesen Gedanken greift Chris-



tina Wieda (DUV Speyer) anhand aufsichtsrechtlicher Handlungsoptionen auf. Die Sicherstellung der nach-
haltigen Zusammenarbeit unterschiedlicher Trager und Institutionen ordnet sie darlber hinaus in den ver-
fassungsrechtlichen Rahmen ein, sieht sie darin doch eine Chance, um allen Kindern und Jugendlichen die

effektive Wahrnehmung ihrer Grundrechte zu ermdéglichen.

Nach dieser (theoretischen) Grundlegung widmen sich verschiedene Beitrdge den Gelingensbedingungen
und Potenzialen der Praventionsketten. Johannes Schiitte (TH K6In) geht der Frage nach, wie die Lebens-
chancen der Kinder unabhangiger vom Einkommen ihrer Eltern gemacht werden kdnnen, und auf welche
Weise kommunal koordinierte Bildungslandschaften und Praventionsketten zum Abbau sozialer Ungleich-
heit beitragen konnen. Jorg Fischer (IKPE, FH Erfurt) geht im Besonderen dem Zusammenhang zwischen
sozialer Ungleichheit und Bildungsbenachteiligung nach. Er zeigt die Chancen, die Praventionsketten zu
deren Bewdltigung bergen, nimmt aber auch kritisch zu den Grenzen Stellung. Mathias Schulze-Béing
(Stadt Offenbach) nimmt sich mit dem Ubergang von der Schule in den Beruf einem weiteren markanten
Punkt im Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen an. Er analysiert die historisch gewachsenen Ursachen
fiir eine unzureichend abgestimmte soziale Betreuung in dieser Lebensphase und schildert die Anforderun-

gen an eine gelingende Netzwerkarbeit, unter anderem in Jugendberufsagenturen.

Die Chancen und Gelingensbedingungen bereichsiibergreifender Netzwerkstrukturen nimmt Hans-Jiirgen
Stolz (ISA Miinster) in seinem Beitrag in den Blick. Er zeigt die grundlegenden Unterschiede zwischen
Netzwerk- und Verwaltungsstrukturen auf und reflektiert liber deren Transfer in den behérdlichen Alltag.
Darauf aufbauend widmet sich Carmen Hack (FH Kiel) den Fallstricken ressortiibergreifender Kooperation,
wobei sie vor allem auf die Transparenz von Kompetenzen und Verantwortlichkeiten eingeht. Wie diese
konzeptionellen Ansitze gut in die Praxis umgesetzt werden kdnnen, erlautert Alexander Mavroudis (LVR-
Koordinationsstelle Kinderarmut). Er stellt vor, welche Faktoren beim Aufbau und der Arbeit von Priventi-
onsketten in Nordrhein-Westfalen sich als essentiell erwiesen haben, um ein gelingendes, nachhaltiges
und zielgenaues Agieren sicherzustellen. Dabei beschrankt er sich nicht auf die kommunale Ebene, sondern

bezieht auch die Verantwortung des Landes wie des Bundes ein.

Der Sammelband schlieBt mit einem Pladoyer fiir eine datenbasierte kommunale Sozialpolitik. Georg Cre-
mer (Deutscher Caritasverband, a.D.) zeigt in seinem Beitrag nochmals eindriicklich die Notwendigkeit
ressortlibergreifender und einem praventiven Ansatz folgenden Begleitung von Kindern und Jugendlichen
auf. Diese konzipiert er als Befahigungspartnerschaften, die nur dann erfolgversprechend sind, wenn sie -
im Einklang mit dem Grundsatz ,Ungleiches ungleich behandeln” gezielt benachteiligte Milieus in den Blick
nehmen. Daflir stehen Bund, Landern und Kommunen eine Reihe von aussagekraftigen Datensdtzen zur

Verfligung, die eine differenzierte und auch regional zielgenaue Zuweisung von Ressourcen ermdglichen.



Unsere Erkenntnisse aus dem Multi-Stakeholder-Prozess mégen auf diesem Wege einer breiteren Leser-
schaft DenkanstdBe und Motivation fiir ihre Arbeit liefern. Ich danke der Auridis-Stiftung fiir die groBzi-
gige Forderung und gute Begleitung des Projekts und insbesondere Alina Albering, Xenia Lakmann und
Christina Wieda fiir die groBartige Unterstiitzung bei der Vorbereitung, Durchfiihrung und Nachbereitung

der Veranstaltungen sowie bei der Konzeption und Erstellung dieses ,Speyerer Arbeitsheftes”.

Im Mai 2023 Constanze Janda

Vi



Vorwort

Markus Biichel / Marc von Krosigk, Auridis Stiftung

Kinder, die in herausfordernden Situationen aufwachsen, konnen ihre individuellen Potenziale nur selten

voll verwirklichen.

Zwar stehen zur Minderung der Folgen von benachteiligenden Verhaltnissen fiir Kinder zahlreiche und
verschiedenartige Angebote zur Verfiigung (die Grundlage hierfiir bildet u.a. das Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz, SGB VIII). Jedoch ist die erfolgreiche Beteiligung aller Kinder und Eltern an unterstiitzenden und
fordernden Angeboten eine groBBe Herausforderung. Dies gilt sowohl mit Blick auf eine effektive, ressour-
censchonende Planung entsprechender Angebote durch die verantwortlichen &ffentlichen und privaten
Tragerinstitutionen wie auch hinsichtlich deren erfolgreicher Nutzung bzw. Inanspruchnahme durch die

Eltern und Kinder.

Die Auridis Stiftung hat es sich zur Aufgabe gemacht, einen Beitrag zur kommunalen Strukturentwicklung
zu leisten, um dieses gesellschaftliche Problem zu verbessern. Zwei wesentliche Ansatze in diesem Zusam-
menhang sind die Férderung des Auf- und Ausbaus kommunaler Praventionsketten sowie die Férderung

integrierter Planungs- und Koordinationsprozesse in der Kommunalverwaltung.

Insbesondere das Handlungsfeld ,Kommunale Préventionsketten” findet mittlerweile einen groBen An-
klang, so dass bereits in sechs Bundesldndern (Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Thiiringen, Baden-
Wiirttemberg, Hessen, Berlin) Programme zum Auf- oder Ausbau kommunaler Praventionsketten umge-

setzt werden.

Die kommunale Praventionskette wird entlang der Biografie bzw. den unterschiedlichen Lebensphasen ei-
nes Kindes entwickelt (Schwangerschaft, friihe Kindheit, mittlere Kindheit, Jugendphase etc.). Hierbei wer-
den die verschiedenen Beratungs-, Bildungs-, Freizeit-, Sport-, Unterstiitzungs- und Férderangebote ent-

lang strategischer Zielsetzungen miteinander vernetzt und wirkungsorientiert weiterentwickelt.

Das Hauptmerkmal kommunaler Praventionsketten liegt auf einer ressortiibergreifenden Zusammenarbeit
von &ffentlichen und freien Trdgern, insbesondere aus den Bereichen Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheit,
Bildung und Soziales. Ziel der Praventionskettenarbeit ist es, Liicken und Verbesserungsbedarfe im Unter-
stlitzungssystem fiir Kinder, Jugendliche und Familien systematisch zu identifizieren und passende MaB3-
nahmen zur Weiterentwicklung der kommunalen Infrastruktur integriert zu planen und umzusetzen. Mog-
lichst klar definierte kommunale Herausforderungen bilden den Ausgangspunkt entsprechender Entwick-

lungen.

Mit der Praventionskettenarbeit einhergehende Beratungsbedarfe werden in den o.g. Bundesldndern von
Fachstellen auf Ldnderebene adressiert. Denn eine gute fachliche Begleitung der Kommunen erscheint als

wesentlicher exogener Faktor fiir den Erfolg und die Wirksamkeit kommunaler Praventionsketten fir Kinder
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und Familien. Kommunen sollten daher eine kontinuierliche Unterstiitzung seitens der rahmengebenden
Behdrden auf Landes- und Bundesebene erhalten, um Prdventionsketten gut umsetzen zu kénnen. Hierzu
zéhlen Angebote der Qualifizierung (z.B. zu den Themen Armutssensibilitat, Partizipation von Kindern und
Familien sowie Wirkungsorientierung), kommunale Fachberatung und interkommunale Vernetzung, aber
auch Férdermdglichkeiten flir zusatzliche Personalstellenanteile zur Koordination der Praventionsketten-

arbeit sowie zur Umsetzung konkreter Angebote fiir Kinder und Familien.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob ein flichendeckender und nachhaltiger, regelhaft finan-
zierter Ausbau kommunaler Praventionsketten durch bestehende gesetzliche Normen begriindet werden
kann. Dariiber hinaus ist zu beantworten, ob neue gesetzliche Regelungen dazu geeignet sind, den fla-

chendeckenden und nachhaltigen Ausbau kommunaler Praventionsketten bundesweit zu unterstiitzen.

Das von Frau Professorin Constanze Janda (Lehrstuhl fiir Sozialrecht und Verwaltungswissenschaft, Deut-
sche Universitdt fiir Verwaltungswissenschaften Speyer) im Jahr 2021 veroffentlichte Gutachten ,Priven-
tion verankern. Verfassungsrechtliche Konsequenzen aus dem Verbot der Benachteiligung aufgrund sozia-
ler Herkunft" greift diese Fragen auf (vgl. Janda 2021). Aus der Untersuchung leitet sich ein Anderungsbe-
darf hinsichtlich des Verbots der Zuweisung von Aufgaben vom Bund an die Kommunen sowie hinsichtlich
des ,Verbots der Mischverwaltung" ab. Weiterhin ergibt sich ein Anderungsbedarf im Bereich der Finanz-

verfassung, sodass eine Finanzierung der Praventionsketten keine alleinige Zustandigkeit der Léander bleibt.

Die rechtswissenschaftliche Untersuchung wurde nun in Form eines Multi-Stakeholder-Prozesses durch
praxisorientierte Perspektiven erganzt. Im Zeitraum Mai 2022 bis Oktober 2022 fanden drei Workshops mit
unterschiedlichen Beteiligten, u.a. Vertreter und Vertreterinnen von Kommunen und Landern, Leistungser-
bringern sowie verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen, statt. Ein zweitdgiger Abschlussworkshop im
Marz 2023 fiihrte die unterschiedlichen Perspektiven zusammen. Aus Sicht der Auridis Stiftung kénnen

hieraus insbesondere folgende Erkenntnisse abgeleitet werden:

e Bund, Ldnder und Kommunen sind durch vielfaltige Kompetenzverschrankungen miteinander
verbunden (Verwaltungsverflechtung), die eine zielgerichtete Anpassung von Zustéandigkeiten
und Strukturen zugunsten eines gelingenden Aufwachsens fiir alle Kinder in Deutschland er-
schweren. Gestaltungspotenziale kénnen auf der kommunalen Ebene vermutlich noch am ef-
fizientesten wahrgenommen werden, da die Organisationshoheit und das (politische) Eigen-
interesse an einer leistungsfahigen Verwaltung vor Ort gegeben sind.

e Die Sozialgesetzgebung sieht bereits gegenwartig zahlreiche Kooperationsgebote zwischen
den verschiedenen ausfiihrenden Institutionen vor. Der wirksame Vollzug entsprechender Nor-
men durch die 6ffentliche Verwaltung scheint jedoch flachendeckend nicht ausreichend zu
erfolgen. Ein Erklarungsansatz hierflir konnte eine mangelhafte Kenntnis entsprechender ge-

setzlicher Vorschriften bei verantwortlichen Akteuren in der Verwaltung sein. Weiterhin
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konnte es an konkreten Beispielen fehlen, wie Kooperationsgebote in der Verwaltungspraxis
wirksam und ressourcenschonend wahrgenommen werden kdnnen.

e Die leistende Sozialverwaltung fiir Kinder und Familien (z.B. Leistungen zu Bildung und Teil-
habe, Kinderzuschlag) wird bislang im Regelfall nur auf Antrag tétig (vgl. § 18 SGB X). Dieses
gesetzlich vorgesehene Antragsprinzip kann jedoch als eine zentrale Ursache daflir angesehen
werden, dass individuell zustehende Leistungen nicht bzw. nur in einem geringen Umfang von
(potenziell) berechtigten Leistungsempfingern in Anspruch genommen werden. Eine Abkehr
von Antragsprinzip (beispielsweise Beginn und Durchfiihrung des Verwaltungsverfahrens von
Amts wegen mit Bekanntwerden der Geburt eines Kindes (Geburtsanmeldung) bei gleichzei-
tiger Vorlage definierter Voraussetzungen wie z.B. SGB-II-Bezug der Eltern) konnte die Quote
der Inanspruchnahme bestehender sozialrechtlicher Leistungen voraussichtlich erhéhen.

e Neben strukturellen und (verfassungs-)rechtlichen Aspekten sollten personalbezogene Frage-
stellungen der Verwaltungsorganisation nicht aus dem Blickfeld geraten. Vor dem Hintergrund
des demografischen Wandels wird der Wettbewerb um qualifiziertes Personal vermutlich zu
einer noch stirkeren Offnung der Verwaltung fiir Seiten- und Quereinsteiger fiihren. Hierin ist
ein Moglichkeitsfenster zur kulturellen Veranderung in der 6ffentlichen Verwaltung zu erken-
nen, wenn man davon ausgeht, dass diversere Qualifikationsprofile in der Verwaltung zu einer
Formulierung neuer Anspriiche hinsichtlich Kooperation, Sinnorientierung und Selbstorgani-

sation an die (im Grundsatz) vertikal-hierarchisch geprégte Verwaltung fiihren kénnten.

Angesichts einer Vielzahl weiterhin offener und zugleich anregender Fragestellungen im Zusammenhang
mit einer politischen Unterstiitzung kommunaler Praventionsketten sowie integrierter Planung und Koor-
dination fiir ein gelingendes Aufwachsen von Kindern werden sich die Autoren der nachfolgenden Beitrage
und weitere Akteure auch zukiinftig versammeln und austauschen, um den gemeinsamen Diskurs fortzu-
setzen. Wiinschenswert ware hierbei eine noch starkere Beteiligung verantwortlich handelnder Personen
seitens Politik und Verwaltung von Bundes- und Landesebene. Dementsprechend wiinschen wir dieser Pub-
likation eine breite Verteilung und Rezeption. Wir freuen uns zudem auf (kritische) Riickmeldungen zu den

im Folgenden vorgestellten Perspektiven und Losungsansatzen.

Literatur
Janda, Constanze, Pravention verankern. Verfassungsrechtliche Konsequenzen aus dem Verbot der Benach-
teiligung aufgrund sozialer Herkunft (unter Mitarbeit von Maren HeuBer), Bertelsmann Stiftung, Giitersloh

2021.






Ansatze zur Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in
Armutslagen im Kontext aktueller Herausforderungen

Silke Tophoven, Fachbereich Sozial- und Kulturwissenschaften, Hochschule Diisseldorf

1. Einleitung

2021 lebt in Deutschland mehr als ein Fiinftel der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren in einem
armutsgefahrdeten Haushalt (21,3%), bei den Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Alter von 18 bis
unter 25 Jahren ist es mehr als ein Viertel (25,8 %) (Der Paritdtische Gesamtverband 2023). Aus dem
umfassenden Forschungsstand der letzten zwei Jahrzehnte |3sst sich ableiten, dass sich das Aufwachsen
in Armutslagen negativ auf die aktuelle Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen auswirken kann
und nachhaltige negative Folgen fiir den weiteren Lebensverlauf haben kann (vgl. zusammenfassend u.a.
Klocke/Hurrelmann 2001; Laubstein/Holz/Seddig 2016; Rahn/Chassé 2020). Die letzten Jahre waren mit
der Bewaltigung der Corona-Pandemie und den damit verbundenen Einschrankungen fir Kinder und Ju-
gendliche und den Auswirkungen des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine und den zuletzt stark ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten weitere Herausforderungen, von denen sich zeigt, dass sie gerade Kinder,
Jugendliche und ihre Familien im unteren Einkommensbereich besonders stark belastet haben (u.a. Dul-
lien/Tober 2023, Holz 2022a, Ravens-Sieberer et al. 2021).

Fiir eine Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen und einer Pravention
von Armutsfolgen konnen zwei zentrale Ansatzpunkte identifiziert werden: Einerseits eine ausreichende
finanzielle Absicherung von Kindern und Jugendlichen, andererseits eine flr alle zugéngliche soziale Inf-
rastruktur, die an den Bediirfnissen von Kindern und Jugendlichen ausgerichtet ist und mit ihnen gestaltet
wird (Roth 2020). Dabei kommt im deutschen foderalen System, mit Blick auf Kinder und Jugendliche in
Armutslagen, der kommunalen Ebene eine zentrale Rolle zu (z.B. Hilke/Schiitte 2022). Auf der kommunalen
Ebene erfolgt der Zugang zu einer Reihe von sozialstaatlichen Leistungen, z.B. Biirgergeld, Sozialhilfe,
Wohngeld, Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes, Erziehungsberatung etc. Die Leistungsempfan-
genden oder Ratsuchenden werden hier auch begleitet oder weitergeleitet. AuBerdem gestalten die Kom-
munen die soziale Infrastruktur aus.

Der vorliegende Beitrag geht vor diesem Hintergrund auf Ansatzpunkte zur Verbesserung der Situation von
Kindern und Jugendlichen in Armutslagen ein und betrachtet diese im Kontext aktueller Herausforderun-

gen, bevor ein kurzes Fazit gezogen wird.
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2. Ansatzpunkte und aktuelle Herausforderungen
2.1 Finanzielle Absicherung von Kindern und Jugendlichen

Die finanzielle Absicherung von Kindern und Jugendlichen erfolgt tiber ihre Familien. Diese erreichen eine
finanzielle Absicherung und Sicherung in den Sozialversicherungen in der Regel tiber Erwerbsarbeit (Leitner
2022). Familien unterstiitzt der Sozialstaat auBerdem mit verschiedenen finanziellen Leistungen wie dem
Kindergeld oder dem Elterngeld sowie durch eine besondere Beriicksichtigung im Steuersystem. Im Falle
eines geringen Haushaltseinkommens kénnen nach Priifung weitere sozialstaatliche Zuschiisse dazukom-
men wie das Wohngeld, der Kinderzuschlag, der Unterhaltsvorschuss oder die Ausbildungsférderung fiir
Jugendliche und junge Erwachsene (Bdcker 2019). Wird auch durch Erwerbarbeit und Zuschiisse keine
ausreichende Existenzsicherung erzielt, sind zur Sicherstellung eines soziokulturellen Existenzminimums
verschiedene Mindestsicherungsleistungen wie das Biirgergeld (SGB 1), die Sozialhilfe (SGB XII) und Leis-
tungen flir Asylbewerber*innen (AsylbLG) vorgesehen. Ggf. werden diese mit weiteren Einkommen verrech-
net. Das soziokulturelle Existenzminimum ,umfasst insbesondere Erndhrung, Kleidung, Kérperpflege, Haus-
rat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile sowie
personliche Bediirfnisse des tdglichen Lebens". Zu den personlichen Bediirfnissen des tdglichen Lebens
gehort in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft.” (§
20 Abs. 1 SGB 1) Der Regelbedarf, der sich daraus ergibt, liegt fiir Kinder von null bis fiinf Jahren seit dem
01.01.2023 bei 318 Euro, flir Kinder von sechs bis 13 Jahren bei 348 Euro und fiir Jugendliche von 14 bis
17 Jahren bei 420 Euro. Hinzukommen die Kosten fiir Unterkunft und Heizung fiir den Haushalt und even-
tuelle Mehrbedarfe z.B. in den Haushalten Alleinerziehender.

Die Héhe und die Berechnung der Regelbedarfe, gerade von Kindern und Jugendlichen, ist dabei immer
wieder Diskussionsgegenstand. Schon 2010 gab es dazu ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts, was zur
Folge hatte, dass eigene Regelbedarfe fiir Kinder und Jugendliche zu berechnen und auch die Bereiche
Bildung und Teilhabe altersentsprechend zu beriicksichtigen waren. Als weitere Konsequenz dieses Urteils
wurde das sogenannte Bildungs- und Teilhabepaket als zusatzlich zu beantragende Leistung eingefiihrt
(Wenner 2010). Bisherige Ergebnisse zeigen, dass die Hohe der Leistungen im SGB Il bei Familien mit Kin-
dern eine Grundversorgung bietet, es dariiber hinaus aber kaum mdoglich ist, wie eigentlich vorgesehen,
Reserven zu bilden und im Besonderen in den Bereichen soziale und kulturelle Teilhabe Verzicht gelibt wird
(Lietzmann/Wenzig 2020; Tophoven 2020). Gerade aber mit Blick auf Kinder und Jugendliche wird eine
Ausgestaltung der Leistungen gefordert, die sich an der Mitte der Gesellschaft orientiert, und die eine
vollumfangliche Teilhabe und ein gelingendes Aufwachsen ermdglichen (Lenze 2019). Beriicksichtigt wer-
den sollten dabei auch die Einschitzungen von Kindern und Jugendlichen selbst (Funcke/Menne 2019) und
die jeweiligen Entwicklungen wie zum Beispiel aktuell sehr hohe Lebenshaltungskosten. Eine auskommli-
che finanzielle Sicherung der Lebenslage von Kindern und Jugendlichen - auch und gerade der Kinder und

Jugendlichen im Transferleistungsbezug - ist ein wichtiges Element einer Armuts(folgen)pravention.
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Die aktuelle Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag die Einfiihrung einer Kindergrundsicherung
formuliert (SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & FDP 2021: 6). Die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung
sind aktuell aber noch in der politischen Debatte. Diskutiert wird auch die Hohe. Dabei fordern alle vorlie-
genden Konzepte eine neue Ermittlung des Existenzminimums spezifisch fiir Kinder und Jugendliche (Lie-
bert 2021). Aufgehen wiirden in den aktuell vorliegenden Konzepten verschiedene Leistungen. Das wiirde

das aktuelle System vereinfachen.

2.2 Soziale Infrastruktur fir Kinder und Jugendliche auf kommunaler Ebene

Neben einer finanziellen Sicherung kommt der sozialen Infrastruktur fiir Kinder und Jugendliche in ihrer
Lebenswelt eine besondere Bedeutung zu. Gerade Kinder und Jugendliche aus Familien mit geringen fi-
nanziellen Ressourcen kénnen davon profitieren (z.B. Stichnoth et al. 2020 oder auch spezifisch fiir den
Kita-Besuch Groos/Jehles 2015). Ein zentrales Element der kommunalen Daseinsvorsorge sind neben der
sozialen Infrastruktur auch soziale Dienstleistungen (Holz 2018). Die kommunale Daseinsvorsorge bietet
gerade im Bereich der freiwilligen Leistungen einen groBen Spielraum fiir die Ausgestaltung (Bd-
cker/Naegele/Bispinck 2020).

Mit Blick auf die Verbesserung der Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen in den
Kommunen scheinen der Aufbau und die Umsetzung kommunaler Praventionsketten besonders geeignet
(vgl. u.a. Holz 2022b; Richter-Kornweitz 2021). Der Aufbau und die Umsetzung kommunaler Praventions-
ketten missen inzwischen als bewahrt und erfolgreich eingestuft werden. Einen Rahmen geben hier in-
zwischen auch die meisten Bundeslander vor. Die kommunale Praventionskette ist auch ein Ansatzpunkt,
um die soziale Infrastruktur auf kommunaler Ebene mit Blick auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen
auszugestalten. Die Kommune setzt eine kindbezogene strukturelle Armutspravention entlang des Lebens-
verlaufs von Kindern und Jugendlichen und den bestehenden Regeleinrichtungen um. Ein Erfordernis ist
dabei die Zusammenarbeit aller Akteure einer Kommune mit einem Bezug zu Kindern, Jugendlichen und
ihren Familien. Gemeinsam wird die bestehende Angebotsstruktur in den Blick genommen und mdglicher-
weise verandert oder erganzt, um eine kommunale Praventionskette aufzubauen. Aktuelle Benachteiligun-
gen von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen sollen abgebaut werden, Bewaltigung ermoglicht sowie
Resilienz geférdert werden. Eine kommunale Praventionskette soll erneuten oder verfestigten Armuts- und
Ausgrenzungserfahrungen entgegenwirken.

Kommunale Praventionsketten werden inzwischen in vielen Kommunen umgesetzt und flihren zu einer
integrierten Zusammenarbeit mit Blick auf die Bedarfe von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen. Eine
deutschlandweite Umsetzung ist aber noch nicht erreicht. Es gilt, dieses Konzept noch weiter zu denken
und dies auch bundespolitisch entsprechend zu flankieren, um den guten Ansatzen auf kommunaler Ebene
einen unterstiitzenden Rahmen zu geben. Aktuell ware dies beispielsweise gut einzubetten in die Umset-

zung der sogenannten ,Child Guarantee” auf européischer Ebene (Hanesch 2021), die in Deutschland im
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Rahmen des Nationalen Aktionsplans ,Neue Chancen fiir Kinder in Deutschland" umgesetzt wird. Auf kom-
munaler Ebene wiederum passt die kommunale Praventionskette in Konzepte wissensbasierter, integrierter
Planungen (z.B. Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 2019),
die als eine Antwort auf die aktuell zu bewaltigenden Herausforderungen wie der demografische Wandel
oder auch der Klimawandel gelten miissen.

Sehr unterschiedlich sind dabei aber auch die Bedingungen flr die Ausgestaltung von kommunaler Da-
seinsvorsorge und integrierter Planung. So weisen die Kommunen eine unterschiedliche Ressourcenaus-
stattung auf, z.B. mit Personal oder Finanzen, und sind unterschiedlich erfolgreich in der Akquise von For-
dermitteln (Beznoska/Kauder 2020, Flégel/Langguth 2022). Hinzu kommen weitere Rahmenbedingungen
wie bestehende Altschulden, der Investitionsstau oder auch die Hohe von Sozialausgaben (Klammer/Brett-
schneider 2021), die zu beriicksichtigen sind. Zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse bedarf es
somit auch einer ausreichenden Grundfinanzierung der Kommunen zur Ausgestaltung einer funktionieren-

den Daseinsvorsorge (Klammer/Brettschneider 2021).

2.3 Inanspruchnahme von Leistungen

Insgesamt stehen schon jetzt viele sozialstaatliche Leistungen zur Verbesserung der Situation von Kindern,
Jugendlichen und ihren Familien zur Verfiigung. Das aktuelle System ist stark ausdifferenziert und muss
als komplex und mit vielen Schnittstellen beschrieben werden. Dabei ist auch festzustellen, dass ein hoher
Anteil finanzieller Unterstiitzungsleistungen, wie z. B. der Kinderzuschlag oder auch Grundsicherungsleis-
tungen, nicht in Anspruch genommen werden (Eckhardt 2022; Bruckmeier/Wiemers 2018; Becker 2011).
Griinde kénnen z. B. Unkenntnis oder biirokratische Hiirden sein wie eine schon altere Studie mit Blick auf
die Sozialhilfe zeigt (Mika 2006). Eine finanzielle Sicherung von Kindern und Jugendlichen miisste dem-
entsprechend auch beriicksichtigen, dass die finanziellen Leistungen in Anspruch genommen werden. Eine
Kindergrundsicherung kdnnte das aktuelle Leistungssystem vereinfachen und so auch die Inanspruch-
nahme der vorgesehenen Leistungen erhdhen.

Ahnliches ist auch festzustellen fiir die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen. Eine Studie zeigt, dass
der Nutzung verschiedene Barrieren entgegenstehen. So wird die Inanspruchnahme als stigmatisierend
empfunden, auBerdem bestehen Vorurteile gegeniiber Amtern und Anbietern oder die Sorge, dass es zu
Einschrankungen der Eigenstandigkeit kommt. Benannt werden auBBerdem auch hier biirokratische Hiirden
oder auch Fahrtwege und -kosten (Oelerich/Schaarschuch 2021). Ebenso werden die Leistungen des Bil-
dungs- und Teilhabepaketes, die aktuell fiir alle Kinder und Jugendlichen aus Haushalten mit Transferleis-
tungsbezug vorgesehen sind, sehr unterschiedlich in Anspruch genommen. Hier zeigen sich groB3e Unter-
schiede in der Umsetzung und der Inanspruchnahme zwischen den Kommunen, die fiir die Ausgestaltung
verantwortlich sind. Die ermittelte Teilhabequote liegt beispielsweise flir Hamburg bei knapp drei Prozent,
wiahrend sie fiir Schleswig-Holstein bei 49 Prozent liegt (Dehmer et al. 2020). Eine Erkldrung kann még-

licherweise in einem unterschiedlichen Verstandnis zur Ausgestaltung liegen, wie Kaps/Marquardsen
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(2017) aufzeigen konnten. Dem wire auch flir andere Bereiche der kommunalen Ebene mit Blick auf Kinder
und Jugendliche in Armutslagen noch weiter nachzugehen. Auch wenn deutschlandweit einheitliche recht-
liche Vorgaben bestehen, kann die kommunale Umsetzung und Ausgestaltung sehr unterschiedlich sein.

Festgehalten werden muss auBerdem, dass Angebote auf kommunaler Ebene nicht immer alle Zielgruppen
gleichermaBen erreichen. So zeigt sich, dass bestehende, teilweise auch kostenfreie, Angebote haufiger
von Eltern mit hoheren Bildungsabschliissen genutzt werden. Familien im Sozialleistungsbezug werden
seltener erreicht. Dies wird zum Beispiel deutlich in der Kindertagesbetreuung, fiir Angebote der Erzie-
hungsberatung oder auch der Friihen Hilfen (Deppe 2022). Hinzu kommen die schon beschriebenen regio-
nalen Unterschiede. Hier zeigen sich Hinweise auf ein Priventionsdilemma (z.B. Altgeld 2021). Zielgruppen,
die primar im Blick sind, werden nicht immer von den fiir sie ausgestalteten Angeboten erreicht. Auch hier
miissen bestehende Barrieren noch weiter in den Blick genommen werden und bei der Ausgestaltung von

Angeboten konsequent berticksichtigt werden.

2.4 Fachkriftesicherung

Die Umsetzung und Ausgestaltung einer sozialen Infrastruktur, von der Kinder und Jugendliche aus Fami-
lien mit geringen finanziellen Ressourcen besonders profitieren kdnnen, braucht ausreichendes und quali-
fiziertes Personal in den verschiedenen Institutionen, die Angebote ausgestalten und Kinder und Jugendli-
che professionell begleiten und férdern. Dies muss als eine Rahmenbedingung Berlicksichtigung finden.
Aber gerade in sozialen Berufen (Hickmann/Koneberg 2022) und auch im Bereich der Lehrkrifte, im Be-
sonderen an Grundschulen (u.a. Klemm 2022), zeichnet sich aktuell bereits ein deutlicher Fachkraftemangel
ab, der sich perspektivisch noch weiter verscharfen wird (Bonin/Rinne 2022).

Neben der Gewinnung neuer Fachkrafte, ist es auch notig, die Fachkrafte, die in solchen Berufen bereits
tdtig sind, zu sichern. Schon heute zeigen sich groB3e Unterschiede zwischen den verschiedenen Bildungs-
einrichtungen in Hinblick auf ihre Herausforderungen und Ausstattung (z.B. mit Blick auf Kitas: Jehles et
al. 2022). Angesichts des bestehenden Fachkriftebedarfs und der Notwendigkeit einer Fachkraftesicherung
in den Berufen, die zum gelingenden Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen beitragen, sollte der Blick
auch auf die hier bestehenden Arbeitsbedingungen gerichtet werden. Gerade Berufe, die durch Interakti-
onsarbeit, mit und an Menschen, gekennzeichnet sind, sind haufig sehr anstrengende Tatigkeiten und wei-
sen eine hohe Arbeitsverdichtung auf (Tisch et al. 2020) und schon jetzt eine hohe Fluktuation (Schnei-
ders/Schénauer 2022). Diese Berufe werden zu hoheren Anteilen von Frauen als von Mannern ausgelibt
(Paul/Walter 2019). Als Ansatzpunkte fiir die Fachkréftesicherung und -gewinnung in diesen Tatigkeiten
sollte die materielle wie auch immaterielle Wertschatzung erhéht werden, sollten gute Arbeitsbedingungen
geschaffen werden (Paul/Walter 2019) und ausreichende Gestaltungsmaglichkeiten, die eine Vereinbarkeit
mit eigener Familien- und Sorgearbeit wie auch ausreichenden Erholungsphasen zulassen (Schnei-
ders/Schénauer 2022). Weiterhin stellt sich die Frage, welche Potenziale, zum Beispiel mit Blick auf die

Digitalisierung in diesen Tatigkeiten, noch nicht erschlossen wurden, die evtl. Arbeitserleichterungen mit
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sich bringen kdnnten (Dengler/Tisch 2020). Letztlich gilt es auch nochmals die Systemrelevanz dieser Ta-

tigkeiten deutlich herauszustellen und die Strukturen in den Blick zu nehmen.

3. Fazit

Aktuell gibt es bereits etliche Ansdtze und Vorhaben auf verschiedenen politischen Ebenen, um die Situa-
tion von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen zu verbessern. Dabei wird deutlich, dass es tatsachlich
verschiedene Ansatzpunkte an unterschiedlichen Stellen, in den verschiedenen Systemen und auf den ver-
schiedenen Ebenen braucht. Das Problem ist erkannt und eine Vielzahl von MaBnahmen wurden ergriffen.
Die vorhandenen Leistungen fiir Kinder, Jugendliche und ihre Familien scheinen aber bislang nicht zu einer
tatsdchlichen Bekampfung von Armut und Armutsfolgen zu fiihren (Chassé 2022). Auch aus kinderrecht-
licher Perspektive wird dies beanstandet (National Coalition Deutschland 2019). So kann eine nachhaltige
Verdnderung der Situation von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen nur gelingen, wenn die verschie-
denen politischen Ebenen und Bereiche mit ihren MaBnahmen wirksam ineinandergreifen (Butterwegge
2021). Die Bearbeitung individueller Problemlagen braucht ein ,integrierendes Verstandnis der Mikro-,
Meso- und Makroebene des Sozialen, um die Fragmentierung der Sozialpolitik zu tberwinden" (Leitner
2022: 38). Wichtig scheint es auch mit Blick auf Kinder und Jugendliche in Armutslagen ein integrierendes
Gesamtkonzept zu entwickeln, um die hier schon existierenden Ansdtze auf verschiedenen Ebenen mitei-
nander zu verbinden und zu rahmen (Holz 2022b; WeBler-PoBberg et al. 2021). Auch die Vielzahl wissen-
schaftlicher Erkenntnisse sollte hier einflieBen. Der kommunalen Ebene kommt eine besondere Rolle zu,
was insbesondere Aufbau und Umsetzung kommunaler Praventionsketten beriicksichtigen. Dabei sind die
beschriebenen Herausforderungen, wie zum Beispiel die Fachkraftesicherung und die unterschiedlichen
Rahmenbedingungen der kommunalen Ebene, die sich bei der finanziellen Absicherung von Kindern und
Jugendlichen, der Ausgestaltung einer sozialen Infrastruktur flir Kinder und Jugendliche und der Inan-
spruchnahme von Leistungen und Angeboten ergeben, zu beriicksichtigen. Als eine Antwort auf die be-
schriebenen Herausforderungen sei auBerdem auf die Notwendigkeit einer armutssensiblen Haltung und

Handlungsweise aller beteiligten Akteure und Ebenen verwiesen (z.B. Spanke 2015).
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Rechtskreisiibergreifende Kooperationsgebote im Sozialrecht
Constanze Janda, Deutsche Universitdt fiir Verwaltungswissenschaften Speyer

A. System des Sozialrechts

Das deutsche Sozialrecht ist fragmentiert. Negativ gewendet, fiihrt dies zu einem ,Flickenteppich” und
provoziert geradezu ,Verschiebebahnhdfe”, wenn einzelne unter mehreren in Betracht kommenden Sozi-
alleistungstragern sich nicht fiir zustandig halten. Indes beruht diese Zergliederung auf historisch gewach-
senen Strukturen und folgt nicht zuletzt dem Prinzip der Spezialisierung. Grob lassen sich die Sozialleis-

tungen in vier Gruppen systematisieren.’

I. Sozialversicherung

Die Sozialversicherung bismarckscher Pragung kniipft an die Ausiibung einer abhangigen Beschaftigung
an. Durch Beitrdge auf das Arbeitseinkommen wird Vorsorge fiir den Fall des Eintritts eines sozialen Risikos
getroffen. Dieses ist definiert als Umstand, der den Einzelnen hindert, seinen Lebensunterhalt durch Er-
werbseinkiinfte zu sichern — etwa Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Alter. Die Absicherung erfolgt nicht nur
in wirtschaftlicher Hinsicht, sondern auch durch MaBnahmen zum Schutz, zur Erhaltung, zur Besserung
und zur Wiederherstellung der Gesundheit und der Leistungsfahigkeit, § 4 SGB I. Die Geldleistungen dienen
der Aufrechterhaltung des zuvor innegehabten Status und sind daher einkommensabhéngig. Prekdre Ver-
haltnisse im Erwerbsleben spiegeln sich folglich in der Leistungshdhe wider; die Vermeidung von Armut
zdhlt nicht zu den Kernanliegen der Sozialversicherung. Dieses Vorsorgesystem steht — im Unterschied zu
Beveridge-Systemen - damit nicht allen Menschen offen, die in der Bundesrepublik leben, sondern kniipft

an die (sozialversicherungspflichtige) Beschaftigung an.

/. Soziale Hilfen

Menschen, die nicht auf dem Arbeitsmarkt FuB3 fassen konnten oder die lediglich im Rahmen sogenannter
Minijobs sozialversicherungsfrei tatig sind, konnen vom System der Sozialversicherung nicht profitieren.
Sie werden durch die sozialen Hilfen in die Lage versetzt, ihren Lebensunterhalt zu sichern. Anders als die
Leistungen der Sozialversicherung werden die sozialen Hilfen ausschlieBlich aus Steuern finanziert, wes-
halb existenzsichernde Leistungen weitgehend pauschaliert sind. Sie dienen der Gewdhrleistung des
Grundrechts auf Sicherung einer menschenwiirdigen Existenz, die das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
aus der Garantie der Menschenwiirde in Art. 1 Abs. 1 GG und dem Sozialstaatsprinzip in Art. 20 Abs. 1 GG
hergeleitet hat.2 Die personlichen und wirtschaftlichen Hilfen miissen dem individuellen Bedarf entspre-

chen, sollen den Einzelnen zur Selbsthilfe befdhigen und die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft

" Dazu Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 10.
2 BVerfGE 125, 175.
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ermdglichen, § 9 SGB I. Umgesetzt wird dieses Ziel nicht in einem einheitlichen System, sondern die sozi-
alen Hilfen sind ausdifferenziert: erwerbsfahige Menschen kénnen das Biirgergeld (SGB Il) in Anspruch
nehmen, erwerbsgeminderte und Menschen im Rentenalter die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung (8§ 41 ff. SGB XII). Als Netz unter dem Netz fungiert schlieBlich die Sozialhilfe, die ein breites
Spektrum von der Hilfe zum Lebensunterhalt, liber Hilfe zur Gesundheit oder Pflege bis hin zu Hilfen in

besonderen Lebenslagen aufweist.

. Soziale Forderung

Die soziale Forderung verfolgt das Ziel der Chancengleichheit. Sie soll allen Menschen gleiche Lebenschan-
cen einrdumen, ungeachtet etwa ihrer sozialen Herkunft oder einer Behinderung. Auch diese Leistungen
werden aus Steuermitteln finanziert. Sie umfasst Geldleistungen wie das Kindergeld, welches die wirt-
schaftlichen Belastungen durch die Unterhaltsverpflichtungen ausgleichen soll (§ 6 SGB 1), die Bildungs-
und Arbeitsforderung (§ 3 SGB 1) und Dienstleistungen wie etwa die Rehabilitation, welche die Selbstbe-
stimmung und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderung adressiert (§ 10 SGB 1), oder

die Kinder- und Jugendhilfe, mit der die Entwicklung junger Menschen geférdert werden soll (§ 8 SGB ).

V. Soziale Entschddigung

Die soziale Entschadigung soll schlieBlich sogenannte Sonderopfer ausgleichen, genauer: staatlich veran-
lasste oder auf staatliches Handeln oder Unterlassen zuriickzufiihrende Gesundheitsschaden, § 5 SGB I. Sie
greifen in spezifischen Konstellationen, etwa bei der Entschadigung von Gewaltopfern oder von Impfscha-

den und bleiben daher an dieser Stelle auBer Betracht.

B. Verfahrenserleichterungen

Aufgrund der unterschiedlichen Funktionen und Zielsetzungen dieser Leistungssysteme ist es nicht unge-
wdhnlich, dass Menschen wegen ein und desselben ,Lebenssachverhalts” Leistungen aus all diesen Syste-
men parallel beziehen oder zumindest Anspruch darauf haben. Dass sozialrechtlichen Laien die Orientie-
rung innerhalb der Leistungssysteme schwerfallt, liegt damit auf der Hand. Leistungen beantragt nur, wer
weil3 oder wenigstens ahnt, dass es eine oder mehrere auf die individuelle Lebenslage ,passende” Sozial-
leistungen gibt und an welche Stelle er sich wenden misste, um diese zu erhalten. Diesem Informations-
defizit tragt das Sozialrecht Rechnung. Im SGB | sind verschiedene Auskunfts-, Beratungs- und Betreu-
ungspflichten sowie Verfahrenserleichterungen vorgesehen, um den Einzelnen in die Lage zu versetzen,

Anspriiche auf Sozialleistungen zu erkennen und zu erlangen.
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I. Nichtférmlichkeit des Verwaltungsverfahrens und Antragsprinzip

Nach § 9 SGB X, § 10 VwVfG?3 ist das Verwaltungsverfahren nicht an bestimmte Formen gebunden. Es muss
.einfach, zweckmaBig und ziligig” durchgefiihrt werden. Die Sozialverwaltung muss das Verfahren daher so
gestalten, dass es die potenziell Leistungsberechtigten mdglichst wenig belastet, ohne dass dies jedoch zu
Lasten der Sorgfalt gehen darf.*

Das Prinzip der Nichtférmlichkeit hat freilich nicht zur Folge, dass das Sozialverwaltungsverfahren faktisch
fiir jedermann zuganglich ist. Denn es wird erst mit der Stellung eines Antrags auf Sozialleistungen einge-
leitet, vgl. & 18 Satz 2 SGB X, § 22 Satz 2 VwWVfG. Ein solches Antragserfordernis ist etwa im Recht der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (§ 37 SGB Il), fiir das Kindergeld (§ 67 EStG) oder die Eingliederungs-
hilfe fiir Menschen mit Behinderung (§ 108 SGB IX) vorgesehen.® Im Kinder- und Jugendhilferecht fehlt
eine entsprechende Regelung, jedoch besteht Einigkeit darliber, dass das Antragserfordernis auch hier gilt,
da das Gesetz auch nicht die Leistungserbringung ,von Amts wegen" vorsieht.6 Diese kommt aber in der
Sozialhilfe in Betracht, die gemaB § 18 SGB Xl einsetzt, sobald der Trager Kenntnis vom Hilfebedarf erlangt
hat. Durch das Ressortprinzip ist es grundsatzlich erforderlich, dass der Antrag beim zusténdigen Trager
gestellt wird, § 16 Abs. 1 SGB I. Bei der Suche nach diesem sind die Leistungsberechtigten nicht auf sich

selbst gestellt, sondern das Sozialrecht halt verschiedene Unterstiitzungsmdglichkeiten bereit.

Il Informations- und Beratungspflichten

§ 13 SGB | statuiert einen ganz allgemeinen, an die Allgemeinheit gerichteten Aufkldrungsauftrag an die
Sozialleistungstrager und ihre Verbande. Sie erfiillen diese Verpflichtung durch die Bereitstellung von In-
formationsmaterialien - online oder in Papierform, durch Plakatwerbung oder sonstige breit gestreute
MaBnahmen. Die Menschen sollen damit in die Lage versetzt werden, ihre im Sozialgesetzbuch griindenden
Rechte und Pflichten zu erkennen und Beratung und Auskunft einzuholen.’

Durch die Beratung nach § 14 SGB | vermittelt der zustandige Trager konkrete Informationen, die sich auf
den einzelnen Fall beziehen. Die Beratungspflicht entsteht spatestens mit der Beantragung von Sozialleis-
tungen.® Sie setzt aber durchaus friiher an: (Potenziell) Leistungsberechtigte sollen damit in die Lage ver-
setzt werden, einen Antrag auf die ihnen zustehenden Sozialleistungen zu stellen und alle notwendigen
Unterlagen dafiir beizubringen. Anders als bei der allgemeinen Aufklarung genligt es hier in der Regel nicht,
Merkblatter zur Verfiigung zu stellen. Nach der Rechtsprechung des BSG besteht keine anlasslose Bera-
tungspflicht, sondern diese setzt in der Regel erst ein, wenn sich die betreffende Person mit einem Aus-

kunftsersuchen an den Trdger wendet.® Sie muss zudem ein Sachbescheidungsinteresse haben, also ein

3 Das VWVITG gilt unter anderem fiir die Gew&dhrung von Leistungen nach dem AsylbLG.

4 Roller, in: Schiitze, SGB X, § 9, Rn. 6; Weber, in: BeckOK SozR, SGB X, § 9, Rn. 7.
5Siehe auch die Auflistung bei Weber, in: BeckOK SozR, SGB X, § 18, Rn. 12.1.

6 BVerwGE 112, 98; BVerwGE 124, 83; BVerwG, Beschl. v. 22.5.2008 - 5 B 130/07, Rn. 3.
7 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn.211; Hase, in: BeckOK SozR, SGB I, § 13, Rn. 5.

8 BSGE 60, 79; BSGE 87, 280.

9 BSGE 92, 34.
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berechtigtes Interesse an der Bereitstellung der gewiinschten Informationen.' Diese Anforderungen sind
jedoch im Interesse der Zugadnglichkeit des Sozialstaats weit zu interpretieren, sodass dieses Interesse bei
jeder Person anzunehmen ist, die potenziell Rechte oder Pflichten nach dem Sozialgesetzbuch hat.!" Die
Trager diirfen sich nicht darauf beschranken, die gestellten Fragen zu beantworten, sondern miissen von
sich aus alle Informationen vermitteln, die sich als zweckmé&RBig aufdrdngen.'? Diesen individuellen Bera-
tungsbedarf zu erkennen, liegt in der Verantwortung der Trager, und nicht der Biirgerinnen und Blirger."
Sie miissen gewahrleisten, dass eine umfassende, individuelle und persénliche Beratung (iber alle im Ein-
zelfall bedeutsamen Rechtsfragen erfolgt. Dies umfasst gegebenenfalls auch die Hilfe bei der Antragstel-
lung, also Hinweise auf beizubringende Informationen und Unterlagen sowie sonstige Mitwirkungsoblie-
genheiten.

Beratungspflichtig ist jeder Trager jedoch nur innerhalb seiner eigenen Zustandigkeit. Dies ist dem Res-
sortprinzip und dem darin zum Ausdruck kommenden Spezialisierungsgrundsatz geschuldet. Er muss Aus-
kunft liber alle Sach- und Rechtsfragen geben, sofern er hierzu in der Lage ist.’* Die einzelnen Sozialge-
setzbiicher haben unterschiedliche Zielsetzungen und nur auf diese erstreckt sich der (gegeniiber § 14 SGB
) konkretisierte Beratungsauftrag der Trager. Anderenfalls ist der Trager gehalten, den zustandigen Leis-
tungstrager zu benennen, damit sich die potenziell leistungsberechtigte Person mit einem Beratungsersu-
chen an diesen wenden kann, § 15 Abs. 2 SGB |. Diese Form der Hinweispflicht nimmt damit auch eine
Wegweiserfunktion ein."

Die allgemeinen Vorgaben der 8§ 13-15 SGB | werden in den besonderen Teilen konkretisiert. So besteht
etwa nach § 4 Abs. 2 SGB Il im Rahmen des Biirgergeldes eine Pflicht zur Information, Beratung und Un-
terstlitzung durch einen personlichen Ansprechpartner. Die Arbeitsagenturen sind nach §§ 29 ff. SGB |lI
zur Berufs- und Arbeitsmarktberatung verpflichtet. Aufklarungs- und Beratungspflichten treffen zudem
die Krankenkassen fiir eine gesunde Lebensweise und das Vorgehen bei Behandlungsfehlern (8§ 1 Satz 4,
20 Abs. 1, 66 SGB V), die Jugendamter liber das Leistungsspektrum, den Zugang zum Leistungssystem und
Leistungen anderer Triger - dezidiert auch gegeniiber Kindern und Jugendlichen selbst (§ 8 Abs. 3 SGB
VIII) - sowie dariiber hinaus auch als ,Lebenshilfe” bei familidren Problemen (vgl. § 10a Abs. 2 SGB VIII),
die Rehabilitationstréger (§ 32 SGB IX) oder die Sozialhilfetrager (§ 11 SGB XII). Letztere sollen auch Kon-
takte zu und die Begleitung durch soziale Dienste ermdglichen (§ 11 Abs. 3 SGB XII) und auch auf die
Beratungs- und Unterstltzungsleistungen Verbande der freien Wohlfahrtspflege, durch Angehérige der

rechtsberatenden Berufe und durch sonstige Stellen hinweisen (§ 11 Abs. 4 SGB XII).

10 Hase, in: BeckOK SozR, SGB |, § 14, Rn. 3 und 6; gegen eine zu strenge Handhabung Mrozynski, SGB |, § 14, Rn. 4.
" Mrozynski, SGB |, § 14, Rn. 5.

12 BSGE 60, 79; BSGE 79, 168; Schnitzer, NZS 2023, 54 (57).

13 Schnitzer, NZS 2023, 54 (56).

4\Vgl. § 15 Abs. 2 SGB I: ,Die Auskunftspflicht erstreckt sich ... auf alle Sach- und Rechtsfragen, ... zu deren Beant-
wortung die Auskunftsstelle imstande ist." (Herv. d. Verf.).

15 BT-Drs. 7/868, S. 25: Ondiil, in: jurisPK-SGB |, § 15 SGB I, Rn. 19.

26



Il Orientierungs- und Hinwirkungspflichten

Der zustdndige Trager ist trotz einer vorangegangenen Beratung und Auskunftserteilung nicht immer ein-
deutig zu bestimmen.'® Daher statuiert § 16 Abs. 2 SGB | eine Verpflichtung des sogenannten erstange-
gangenen Tragers zur unverziiglichen' Weiterleitung der Antrdge an den zustandigen Trager. Diese wirkt
fristwahrend. Unkenntnis liber die Zustandigkeiten gehen also nicht zulasten der Antragsteller. Zudem sind
auch andere Leistungstrager, Gemeinden und die amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland
im Ausland zur Entgegennahme von Antragen auf Sozialleistungen verpflichtet. Diese verfahrensbezoge-
nen Regelungen dienen dem ,Auffinden” des zustidndigen Tragers und sollen vermeiden, dass Antragsteller
Nachteile erleiden, weil sie sich im komplexen System des Sozialrechts ohne Unterstiitzung nicht zurecht-
finden.™

Weitere Schwierigkeiten kdnnen entstehen, wenn unklar ist, ob ein Leistungsfall des einen oder des ande-
ren Tragers vorliegt. Um ein Hin- und Herschieben von Antragen zwischen verschiedenen Tragern zu ver-
hindern, sieht das Sozialgesetzbuch Vorleistungspflichten vor. So ist etwa bei Zustandigkeitskonflikten
zwischen Arbeitsagentur und Rentenversicherung' nach § 23 Abs. 1 SGB Il die Arbeitsagentur zur Vor-
leistung im Hinblick auf MaBnahmen der aktiven Arbeitsforderung verpflichtet. Im Ubrigen kann der ,erst-
angegangene Trager” nach § 43 SGB | vorlaufige Leistungen erbringen, wenn die Zustandigkeit unter meh-
reren Leistungstrigern strittig ist.?° Steht die Leistungsberechtigung dem Grunde, aber nicht dem Umfang
nach fest, kdnnen nach § 42 Abs. 1 SGB | Vorschiisse auf Geldleistungen erbracht werden. Erweist sich
spater der andere Trager als zustandig, erfolgt eine Riickabwicklung nur im Innenverhaltnis der Trager, vgl.
§§ 102 ff. SGB X, sodass die Leistungsberechtigten damit nicht belastet werden.

Der zustdndige Trager muss nach § 16 Abs. 3 SGB | darauf hinwirken, dass unverziiglich klare und sach-
dienliche Antrdge gestellt und unvollstindige Angaben erganzt werden. Diese enge Form der Betreuung
soll sicherstellen, dass die vorher erfolgten Beratungsleistungen tatsachlich in ein Verwaltungsverfahren
miinden, sodass die Leistungsberechtigten auch tatsichlich die ihnen zustehenden Leistungen erhalten.?'
Die oftmals anzutreffende Praxis, die Entgegennahme eines Antrags wegen unvollstandiger Unterlagen zu
verweigern, lauft diesem Grundsatz zuwider.

Weitere Erleichterungen halt & 17 SGB | bereit, der die Trager nicht nur zur schnellen Leistungsgewahrung
und zur Bereitstellung ausreichender sozialer Dienste und Einrichtungen verpflichtet, sondern auch zur
mdglichst einfachen Kommunikation mit und Zuganglichkeit der Sozialverwaltung. Barrieren sollen abge-
baut und mdglichst allgemeinverstandliche Vordrucke genutzt werden. Diese Vorgaben werden durch das

spezifische Verfahrensrecht fiir die Sozialverwaltung ergadnzt, das im SGB X geregelt ist. § 9 SGB X betont

6 Mrozynski, SGB |, § 15, Rn. 6a.

17 Unverziiglich” bedeutet ,ohne schuldhaftes Zogern, vgl. § 121 BGB, Merten, in: BeckOK SozR, SGB I, § 16, Rn. 14.
18\/gl. auch Mrozynski, SGB |, § 17, Rn. 9; Schnitzer, NZS 2023, 54 (57).

19 Dabei geht es typischerweise um die Frage, ob eine Person erwerbsfahig ist und damit noch dem System der Ar-
beitslosenversicherung zuzuordnen ist, oder ob sie als erwerbsgemindert Rentenanspriiche geltend machen kann.

20 Dazu ausfiihrlich Felix, SGb 2022, 12.

21 Mrozynski, SGB |, § 16, Rn. 38.
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den Grundsatz der Nichtférmlichkeit des Verwaltungsverfahrens und dessen einfache, zweckmaBige und
ziigige Durchfiihrung. § 19 SGB X ermdglicht die Nutzung von Kommunikationshilfen fiir Menschen mit
Behinderung und steht trotz der deutschen Amtssprache auch der Kommunikation in anderen Sprachen
nicht entgegen.

Diese Grundsatze gelten fiir alle Phasen des Sozialverwaltungsverfahrens, sodass auch bereits die Beratung
vor Antragstellung diesen Anforderungen geniigen muss. Dies bedeutet, dass sich die Kommunikation der
Trager mit den Ratsuchenden und (potenziell) Leistungsberechtigten stets am sogenannten Empfiangerho-
rizont auszurichten hat. Die Kommunikation darf also nicht uniform erfolgen, sondern muss fiir jeden Ein-
zelnen verstandlich und nachvollziehbar ausgestaltet werden und alle Aspekte umfassen, die fiir die Sozi-
alleistungsbeantragung von Relevanz sind. Im Ergebnis ist damit zwar kein Fachwissen zu vermitteln, aber
zumindest so viel Orientierung zu geben, dass auch Laien sich im fragmentierten System so zurechtfinden,
dass sie alle ihnen zustehenden Leistungen beantragen kdonnen.

Das SGB | und das SGB X gelten jedoch nicht fiir alle Sozialleistungen. So unterliegen etwa die Leistungen
nach dem AsylbLG dem allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht des VwVfG. Diese Aufspaltung setzt sich
beim Rechtsschutz fort, der nicht fiir alle sozialrechtlichen Fragen nach dem SGG der Sozialgerichtsbarkeit
zugewiesen ist. Leistungen nach dem SGB VIII, Wohngeld oder BAFSG sind etwa vor den Verwaltungsge-
richten einzuklagen; es gilt das Verfahrensrecht der VwGO, der das sozialgerichtliche Verfahren pragende

Grundsatz der Klagerfreundlichkeit?? ist diesem fremd.

C. Rechtskreisiibergreifende Kooperationsgebote

Die Gewahrung der Leistungen setzt an der (zumindest vorlaufig) geklarten Zusténdigkeit an. Dabei agiert
der Trager nach MaBgabe der fiir ihn geltenden Vorschriften. Die Fille werden folglich nicht ,ganzheitlich"
bearbeitet, sondern komplexe Lebenslagen miissen in einzelne Bedarfe gleichsam aufgespalten und die
dem jeweiligen Bedarf entsprechenden Leistungen gesondert beantragt werden.

Auch wenn sozialwissenschaftlich anerkannt ist, dass sich beispielsweise die Langzeitarbeitslosigkeit der
Eltern oftmals negativ auf die Bildungschancen ihrer Kinder auswirkt und zudem vielfaltige innerfamilidre
Problemlagen ausldsen kann, die der Personlichkeitsentwicklung abtraglich sind, gibt es von Gesetz wegen
keine Leistungserbringung aus einer Hand. Kraft seines Auftrags aus § 1 SGB Il ist das Jobcenter dafiir
zustandig, die langzeitarbeitslosen Eltern durch aktivierende MaBnahmen bei der Eingliederung in den
Arbeitsmarkt zu unterstiitzen. Zugleich wird der Lebensunterhalt der Eltern und ihrer Kinder gesichert,
einschlieBlich der gesetzlich vorgesehenen Leistungen fiir Bildung und Teilhabe. Die schulische Bildung der
Kinder liegt in der Hand der Schulen; Ausbildungs- und Berufsorientierung wird von den Arbeitsagenturen
angeboten; Unterstiitzung bei innerfamilidaren Konflikten und Bedarfe bei der Personlichkeitsentwicklung
des Kindes werden vom Jugendamt erbracht. Die Zustandigkeit fiir die gesundheitliche Versorgung liegt

bei den Krankenkassen. Kindertagesstatten, deren Bildungsauftrag immer starker anerkannt wird, fallen in

22 Dazu ausfiihrlich Harks, NZS 2018, 49.
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den Anwendungsbereich des Kinder- und Jugendhilferechts, das auf Landesebene ausgeformt wird; die
Schulen unterliegen von vornherein nur dem Landesrecht. Kommt eine Behinderung - der Eltern oder des
Kindes - hinzu, sind dariiber hinaus Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe zu erbringen, die im Rah-
men des ,gegliederten Systems" nicht von einem einheitlichen Trager sichergestellt werden, sondern je
nach Ursache der Behinderung und dem Ziel der Reha- und Teilhabeleistungen unterschiedlichen Tragern
obliegen, §§ 5, 6 SGB IX. Dass dieses Nebeneinander an Zustandigkeiten zu Schnittstellenproblemen fiihrt,
ist offensichtlich. Trotz des Ressortprinzips, das auch den Aufbau des Sozialgesetzbuches pragt, hat der

Gesetzgeber dies erkannt und verschiedene rechtskreistibergreifende Kooperationsgebote verankert.

I. Kooperation in der sozialrechtlichen Beratung

Die Kooperationsgebote setzen bereits in einem recht friihen Stadium vor der Leistungserbringung an. Nach
§ 15 Abs. 3 SGB | sind ,die Auskunftsstellen” - dies sind die zur Erteilung von Sach- oder Verweisungsaus-
kiinften verpflichteten Sozialleistungstrager und ihre Verbande - verpflichtet, untereinander und mit den
anderen Leistungstragern mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine mdglichst umfassende Auskunftsertei-
lung durch eine Stelle sicherzustellen. Der Gesetzgeber macht hierzu keine konkreten Vorgaben, nennt aber
beispielhaft einen Austausch in Form von Mitteilungen und Konsultationen, gemeinsamen Schulungen
oder auch die Abhaltung gemeinsamer Sprechtage.? Diese friihe Kooperationspflicht soll sicherstellen,
dass moglicherweise leistungsberechtigte Personen nicht aus Bequemlichkeit von einem Trager abgewie-
sen werden.2*

Ein rechtsiibergreifendes Denken ist bereits jetzt auch den Tragern, die fiir die Praventionsketten von be-
sonderer Bedeutung sind, in den einzelnen Biichern des Sozialgesetzbuchs vorgegeben. So sind die Trager
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nach § 4 Abs. 2 SGB Il verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die
Leistungsberechtigten, aber auch deren Kinder, Beratung und Hilfe bzw. Zugang zu Teilhabeangeboten
erlangen. Dies setzt ein Bewusstsein fiir die unterschiedlichen Facetten der mit der Erwerbslosigkeit ein-
hergehenden Problemlagen voraus und zumindest einen grundlegenden Uberblick iiber die von anderen
Tragern zu erbringenden Leistungen und sonstigen Unterstiitzungsangeboten vor Ort. § 4 Abs. 2 Satz 3 SGB
[l verpflichtet die Grundsicherungstrager zur Zusammenarbeit mit Schulen und Kindertageseinrichtungen,
den Tragern der Jugendhilfe, Gemeinden und Gemeindeverbanden, freien Trdgern, Vereinen und Verbdnden
und sonstigen handelnden Personen.

Auch der Beratungsauftrag der Jugendamter nach § 10a Abs. 2 SGB VIII geht iiber das Leistungsspektrum
des SGB VII hinaus. Sie haben Informationen lber Leistungen anderer Trager bereitzustellen und gemein-
sam mit den Antragstellern zu kldren, ob weitere Trdger flr sie zustdndig sind. Dazu missen sie auf andere

zustandige Trager und Beratungsangebote im Sozialraum hinweisen und den betroffenen Familien, Kindern

23 BT-Drs. 7/868, S. 25; dazu auch Hase, in: BeckOK SozR, SGB I, § 15, Rn. 7.
24 Ondiil, in: jurisPK-SGB 1, § 15 SGB I, Rn. 48.

29



und Jugendlichen ggf. bei der Antragstellung behilflich sein. Dies entbindet die anderen Trager jedoch nicht
von ihren eigenen Beratungspflichten.?®

SchlieBlich sind die Krankenkassen nach § 26 Abs. 3 SGB V verpflichtet, im Zusammenwirken mit den nach
Landesrecht zustandigen Tragern auf die Wahrnehmung von Gesundheitsuntersuchungen durch Kinder und
Jugendliche hinzuwirken. In den meisten Bundeslandern hat sich nach Einflihrung dieser Kooperations-
pflicht ein ,verbindliches Einladungssystem" etabliert, durch das Eltern zundchst eingeladen und aufgefor-
dert werden, an den praventiven Untersuchungen teilzunehmen. Begleitet wird dies durch Kontrollen der

Gesundheits- oder Jugendamter.28

Pflicht (.muss") gebundenes Ermessen (.soll")

Trager der Grundsicherung fiir | Hinwirken auf Beratung und | Inanspruchnahme von Leistun-
Arbeitsuchende Hilfe anderer Trager, § 4 SGB Il | gen fiir Bildung und Teilhabe, § 4
SGB Il

Jugendamter Beratung liber Leistungen ande-
rer Trager, § 10a SGB V|

Klarung weiterer zustandiger
Trager, § 10a SGB VIII

Krankenkassen Hinwirken auf die Wahrneh-
mung von Gesundheitsuntersu-
chungen fiir Kinder und Jugend-
liche, § 26 Abs. 3 SGB V

In keiner Konstellation ist die Beratung in das Ermessen der Trager gestellt. Im Unterschied zu den Leis-
tungen der gemeinsamen Einrichtungen (SGB Il) und den Jugendamtern (SGB VIII) sind die Gesundheits-
untersuchungen standardisiert und an alle Kinder und Jugendlichen gerichtet. Der Aufbau kooperativer
Strukturen wird zudem durch die nach § 26 Abs. 3 SGB V zu schlieBende Rahmenvereinbarung formalisiert
und damit erleichtert. Das Spektrum der librigen Leistungen, die an Kinder aus benachteiligten Familien
erbracht werden, ist im Vergleich dazu sehr heterogen und richtet sich - trotz aller vergleichbaren sozialen
Schwierigkeiten — nach den individuellen Bedarfen. Trager, die zur rechtskreisiibergreifenden Beratung und
Hinwirkung auf die Beantragung geeigneter Leistungen verpflichtet sind, miissen daher in diesen Fallen
liber ein weitaus solideres Wissen um das Leistungsspektrum anderer Trager verfiigen und - auch dies
diirfte eine Herausforderung sein — Bedarfe und Problemlagen liberhaupt erst erkennen, die auBerhalb ihrer

Zustadndigkeit liegen.

25 BT-Drs. 19/26107, S. 77.
26 Geene/Heberlein/Buchholt, in: BeckOK SozR, SGB V & 26 Rn. 27.
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Il. Kooperation im Rahmen der Leistungserbringung

Die rechtskreisiibergreifende Beratung soll die Betroffenen in die Lage versetzen, alle auf ihre Bedarfe
ausgerichteten Sozialleistungen zu beantragen. Eine ganzheitliche und ,integrierte Versorgung"?’ setzt
jedoch voraus, dass die unterschiedlichen Leistungen der verschiedenen Trager sinnvoll ineinandergreifen
und aufeinander abgestimmt sind. Die Kooperation kann also nicht damit enden, dass die Leistungsberech-
tigten auf weitergehende Anspriiche aufmerksam gemacht werden und dann gleichsam ihrer Wege gehen.
Erforderlich ist vielmehr ein Fallmanagement, mit dem alle sozialen Schwierigkeiten, die mit einer be-
stimmten Lebenslage einhergehen, angegangen und zu bewéltigen gesucht werden. Anderenfalls bliebe

die Unterstiitzung punktuell.

1. Kooperationsgebote zur Bewdltigung von Arbeitslosigkeit und Armut

Die Verantwortungsteilung hat mit der Einflihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (SGB Il) Eingang
in das Sozialrecht gefunden. Urspriinglich nur einem politischen Kompromiss geschuldet, wurde in § 6 SGB
Il die Verantwortung fiir Eingliederungsleistungen wie die Schuldnerberatung, die psychosoziale oder die
Suchtberatung,?® sowie fiir die Deckung der Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung und die Bedarfe fiir Bil-
dung und Teilhabe den Kommunen zugewiesen. Die Bundesagentur fiir Arbeit ist demgegeniiber fiir das
Biirgergeld und die MaBnahmen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt zustdndig. Um eine einheitliche
Durchfiihrung der Leistungen sicherzustellen, werden sie als sogenannte gemeinsame Einrichtungen (§ 44b
SGB I1) tatig. Alternativ konnen zugelassene kommunale Tréager (§ 6a SGB Il) die mit der Grundsicherung
verbundenen Aufgaben allein erfiillen. Die gemeinsamen Einrichtungen erwiesen sich zunachst als verfas-
sungswidrig, handelte es sich damals doch noch um eine nicht zugelassene Form der Mischverwaltung.?®
Statt die Tragerschaft zu reformieren, entschied sich der Gesetzgeber zur ,Legalisierung” der gemeinsamen
Einrichtungen und ordnete die Zusammenarbeit von Bundesagentur und Kommunen in Art. 91e GG explizit
an. Dabei nahm er dezidiert auf die Bewahrung des Modells in der Praxis Bezug.

Die Jobcenter — seien es die gemeinsamen Einrichtungen, seien es die zugelassenen kommunalen Trager —
treffen ihrerseits umfangreiche Kooperationspflichten. Sie haben nach § 18 SGB Il mit den Kommunen und
sonstigen Beteiligten des ortlichen Arbeits- und Ausbildungsmarktes zusammenzuarbeiten. Das Gesetz
nennt unter anderem die Trager der Leistungen nach dem AsylbLG, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertre-
ter, Kammern und berufsstandische Organisationen, Auslanderbehérden, Schulen, Schulverwaltung und
Hochschulen sowie die Trager der freien Wohlfahrtspflege. Eine spiegelbildliche Verpflichtung trifft nach
§ 9 SGB IIl die Bundesagentur fir Arbeit. Werden im Rahmen des Biirgergeldbezugs auch Leistungen der

27 Der Begriff und das Konzept wurde im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung entwickelt, um Mehrfachun-
tersuchungen und widerspriichliche Therapien bei komplexen Krankheitsbildern zu verhindern, vgl. § 140a Abs. 1 SGB
V.

28 Mit der Verpflichtung zur Erbringung dieser Leistungen erkennt der Gesetzgeber die vielfaltigen Ursachen von
Arbeitslosigkeit und Hilfebediirftigkeit an, Harks in: jurisPK-SGB II, § 16a, Rn. 9.

29 BVerfGE 119, 331.
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Arbeitsforderung®® erbracht, haben Arbeitsagenturen und Jobcenter nach § 18a SGB Il eng mit den fiir die
Arbeitsforderung zustandigen Dienststellen der Bundesagentur zusammenzuarbeiten. Eine korrespondie-
rende Kooperationspflicht trifft die Agenturen fiir Arbeit mit den gemeinsamen Einrichtungen und den
zugelassenen kommunalen Tragern nach § 9a SGB IIl. Der Regelung wird vor allem programmatische Funk-
tion zugeschrieben;3' sie umzusetzen steht jedoch aufgrund des klaren Wortlauts nicht im Ermessen der
Trager.

Die Krankenkassen miissen zur Férderung der Gesundheit und der Pravention in den Lebenswelten mit dem
offentlichen Gesundheitsdienst zusammenarbeiten, § 20a Abs. 1 Satz 3 SGB V. Eine Kooperationsverpflich-
tung mit der Bundesagentur flir Arbeit und den Tragern der Grundsicherung fiir Arbeitnehmer besteht,
wenn praventive und gesundheitsfordernde Leistungen an Personen erbracht werden, deren berufliche Ein-
gliederung aus gesundheitlichen Griinden erschwert ist, § 20a Abs. 1 Satz 5 SGB V.

Die Sozialhilfetrager treffen nach § 4 Abs. 1 SGB Xl ebenfalls Kooperationspflichten mit Trdgern, deren
Leistungen den gleichen Zielen wie die Sozialhilfe zu dienen bestimmt sind oder die an den Sozialhilfeleis-
tungen beteiligt werden (sollen). Das Gesetz nennt insofern Leistungen nach dem SGB II, SGB VIII, SGB IX,
SGB XII; die Aufzahlung ist nicht abschlieBend. Dariiber hinaus sollen die Pflegestlitzpunkte in die Zusam-
menarbeit einbezogen werden - eine Aufgabe, die vor allem der Ubernahme der Kosten fiir die stationére
Pflege im Rahmen der Hilfe zur Pflege dient. Auch § 4 SGB XII wird im Wesentlichen programmatische
Bedeutung zugemessen.? Obwohl der Gesetzgeber keine weiteren Vorgaben zur Art und Weise der Koope-
ration und deren institutioneller Verankerung macht, ist diese jedoch nicht in deren Belieben gestellt, son-

dern aus dem Wortlaut der Norm ergibt sich ohne Zweifel eine Rechtspflicht zur Zusammenarbeit.*

2. Kooperationsgebote zum Schutz und zur Férderung von Kindern und Jugendlichen

Bestehen Anhaltspunkte fiir die Gefahrdung des Kindeswohls sind die Jugendamter seit jeher zur Zusam-
menarbeit mit den Familiengerichten verpflichtet.3* Dies erklért sich daraus, dass wegen des grundgesetz-
lich verbiirgten Elternrechts als ultima ratio nur die Familiengerichte MaBnahmen zur Herausnahme des
Kindes aus dem gefdhrdenden Umfeld veranlassen diirfen. Die Jugenddmter haben nach § 8a SGB VIII mit
geeigneten Fachkraften zu kooperieren, um das Vorliegen einer Kindeswohlgefdhrdung sachgerecht einzu-
schatzen.

§ 81 SGB VIII anerkennt, dass Kinder und Jugendliche wie auch ihre Familien nicht isoliert der Verantwor-

tung der Jugendamter zugewiesen sind und ordnet eine Pflicht der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zur

30 Dazu zihlen nach § 16 SGB Il Beratung und Vermittlung, Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung,
zur Berufsausbildung, zur beruflichen Weiterbildung oder zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schaftigung nach dem SGB IlIl. Die Erbringung dieser Eingliederungsleistungen ist in das Ermessen der Grundsiche-
rungstrager gestellt.

31 Harich, in: BeckOK SozR, SGB 11, § 18, Rn. 1.

32 Groth, in: BeckOK SozR, SGB XII, § 4, Rn. 1.

33 Deckers, in: Grube/Wahrendorf/Flint, SGB XII, § 4, Rn. 4.

34 Ausfiihrlich Lewe, FPR 2012, 440.
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strukturellen Zusammenarbeit mit anderen Stellen und 6ffentlichen Einrichtungen an, ,deren Tatigkeit sich
auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt." Genannt werden neben den Tragern
der Leistungen nach dem SGB Il, SGB Ill, SGB V und SGB XII unter anderem Schulen und Schulverwaltung,
der Gesundheitsdienst, die Bundesagentur fiir Arbeit und Beratungsstellen. Die strukturelle Kooperation
meint weniger eine Pflicht zur Zusammenarbeit im engeren Sinne, sondern ist auch die Bildung von Netz-
werken gerichtet, mit denen Ressourcen strategisch abgestimmt werden und Verfahrensabsprachen ge-
troffen werden. Sie bezieht sich folglich auf eine Strukturbildung, nicht aber auf die verfahrens- und leis-
tungsrechtliche Begleitung von einzelnen Fillen.®

§ 3 KKG prazisiert diese Vorgabe fiir den Schutz von Kindern und Jugendlichen und gibt den Landern die
Schaffung verbindlicher Kooperationsstrukturen auf, insbesondere fiir die Gewadhrung der Friihen Hilfen,
also fiir Eltern mit Kindern unter drei Jahren. Der Anwendungsbereich ist damit jedoch nicht abschlieBend
geregelt (,insbesondere”), sondern ist offen fiir alle Familien in belastenden Lebenssituationen ungeachtet
des Alters ihrer Kinder. § 3 KKG ergénzt nicht nur die allgemeine Kooperationspflicht in der Kinder- und
Jugendhilfe aus § 81 SGB VIII, sondern auch die allgemeine Beratungspflicht aus § 14 SGB 1.36 Die Trager
der Kinder- und Jugendhilfe sowie die Institutionen des Kinderschutzes sollen sich gegenseitig tber ihre
Angebote und Aufgaben informieren, strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung klaren
und die Verfahren im Kinderschutz aufeinander abstimmen. Diese gegenseitigen Informationspflichten sind
nicht zuletzt deshalb unerldsslich, dass die Jugendhilfetrager ihren Beratungspflichten nach § 10a SGB VI
sinnvoll nachkommen kdnnen. Sofern das Landesrecht nichts anderes regelt, soll die Zusammenarbeit im
Rahmen von Netzwerken erfolgen, § 3 Abs. 3 KKG. In diese Netzwerke sollen gemaB § 3 Abs. 2 KKG neben
den Einrichtungen und Diensten der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe vor allem Leistungserbringer in
der Eingliederungshilfe, Gesundheitsamter, Sozialdmter, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehérden, Agen-
turen fiir Arbeit, Krankenhaduser, Sozialpadiatrische Zentren, Friihférder- und Beratungsstellen einbezogen
werden. Auch Einrichtungen zum Gewaltschutz, Mehrgenerationenhduser, Familienbildungsstatten, Fami-
liengerichte und Angehdrige der Heilberufe werden aufgezahlt. Die Soll-Vorschrift hat zur Folge, dass von
einem Netzwerkaufbau und der Einbeziehung der genannten Akteure nur in atypischen Konstellationen
abgewichen werden darf. Im Grunde ist sie damit regelhaft, wenngleich nicht als Rechtspflicht, so doch
als gebundenes Ermessen, vorgegeben. Zu beachten ist jedoch, dass & 3 KKG lediglich einen strukturellen
Rahmen fiir die Kooperation fordert, jedoch keine Rechtsgrundlage fiir eine integrierte Zusammenarbeit
aller involvierten Trdger im Einzelfall darstellt.3” Auch werden keine konkreten Vorgaben zum Vorgehen in
einzelnen Krisenfallen gemacht.3® Es steht jedoch zu befiirchten, dass trotz der Betonung des Netzwerk-
gedankens letztlich eine Gesamtverantwortung des Jugendamts angenommen wird, wiewohl dieses fak-

tisch kaum in der Lage sein kann, alle Aspekte von Kinderschutzfallen angemessen zu beurteilen.®

35 Egerin: jurisPK-SGB VIII, § 81, Rn. 9.

36 Wiesner, in: Wiesner/Wapler, KKG, § 3, Rn. 1; Luthe in: jurisPK-SGB VIII, § 10a, Rn. 6.
37 Wiesner, in: Wiesner/Wapler, KKG, § 3, Rn. 2.

38 Morsberger, FPR 2012, 431 (433).

33 Mérsberger, FPR 2012, 431 (432).
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Die Jugenddmter sollen im Rahmen der allgemeinen Forderung der Erziehung in der Familie nach § 16 Abs.
2 Satz 2 SGB VIII vernetzte, kooperative, niedrigschwellige, partizipative und sozialraumorientierte Ange-
botsstrukturen férdern. Solche Ansatze finden sich auch im Leistungsrecht, etwa in § 22a Abs. 2 Nr. 2, 3
SGB VIII fiir die Kooperation von Kindertagesstatten mit Eltern, kinder- und familienbezogenen Institutio-
nen und Initiativen im Gemeinwesen und Schulen oder in & 13 Abs. 1, 3, 4 SGB VIII fiir die Sozialarbeit, der
kraft Definition die Aufgabe zukommt, die schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Ar-
beitswelt und soziale Integration von Kindern und Jugendlichen zu fordern und damit in ressortiibergrei-
fenden Strukturen zu denken.

Im Ubrigen werden nach § 10 Abs. 1 SGB VIII die Verpflichtungen anderer Sozialleistungstriger und der
Schulen durch die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nicht beriihrt. Gemeinsame Beratungspflichten
oder ein integriertes Fallmanagement sieht das SGB VIII folglich nicht vor. Durch das Kinder- und Jugend-
starkungsgesetz sind in § 9a SGB VIII erstmals sogenannte Ombudsstellen geschaffen worden, an die sich
Eltern im Konfliktfall wenden kénnen. Damit soll dem strukturellen Machtgefalle zwischen professionellen
Helferinnen und Helfern und den Familien begegnet werden.* Sie sollen die Familien zwar auch {iber die
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe beraten; im Unterschied zum allgemeinen Beratungsauftrag aus
§ 10a SGB VIII liegt das Augenmerk hier jedoch auf der Bewaltigung von Meinungsverschiedenheiten und
Konflikten mit den Tragern der Jugendhilfe,*' nicht aber auf der Erleichterung des Zugangs zu deren Leis-
tungen als solcher.

Die Krankenkassen sollen schlieBlich im Rahmen der Pravention und Gesundheitsférderung gemeinsam mit
den Akteuren der sogenannten Lebenswelten - genannt werden in § 20 Abs. 4 SGB V die Systeme des
Wohnens, des Lernens, des Studierens, der medizinischen und pflegerischen Versorgung sowie der Freizeit-
gestaltung einschlieBlich des Sports - die gesundheitliche Situation der Versicherten erheben und Vor-
schlage entwickeln, wie die gesundheitliche Situation verbessert und gesundheitliche Ressourcen und Fa-
higkeiten gestédrkt werden kénnen, § 20a Abs. 1 SGB V. Diese Form der Kooperation bezieht Kindertages-
statten, Schulen, Angebote der Jugendhilfe und auch die Kommunen ein, wirkt aber nicht konkret im Rah-
men der Leistungserbringung, sondern lediglich in einem allgemeinen auf Gesundheitsforderung gerichte-

ten Rahmen, ungeachtet konkreter Anspriiche einzelner Versicherter.

3. Rechtskreisiibergreifendes Fallmanagement

Ein echtes und verbindliches rechtskreisiibergreifendes Fallmanagement ist nur fiir Menschen mit Behin-
derung sowie flr pflegebediirftige Menschen vorgesehen. Dieses bietet im Vergleich zu den {ibrigen, ledig-
lich punktuellen Kooperationspflichten erhebliche Vorteile fiir die Leistungsberechtigten - auch wenn die
praktische Umsetzung der Kooperationsverpflichtung mindestens ebenso herausfordernd ist wie deren

Uberwachung.*

40 BT-Drs. 19/26107,S. 75 f.
41 Winkler, in: BeckOK SozR, SGB VIII, § 9a Rn. 2.
42 Welti, VuR 2011, 363 (368 f.).
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Pflicht (.muss")

gebundenes Ermessen (,soll")

Trager der Grundsicherung
fiir Arbeitsuchenden

ortliche Zusammenarbeit mit Kom-
munen und sonstigen Beteiligten des
ortlichen Arbeits- und Ausbildungs-
marktes, & 18 SGB Il

enge Zusammenarbeit mit den fir
die Arbeitsférderung zustdndigen
Dienststellen der Bundesagentur,
§18a SGB Il

Bundesagentur fiir Arbeit

ortliche Zusammenarbeit mit Kom-
munen und sonstigen Akteuren des

Arbeits- und Ausbildungsmarktes,
§9 SGB Il
enge Zusammenarbeit mit den

Grundsicherungstragern, § 9a SGB IlI

Jugendamter Strukturelle Zusammenarbeit der 6f- | Zusammenarbeit von o&ffentli-
fentlichen Jugendhilfe mit anderen | cher und freier Jugendhilfe, § 4
Stellen und 6ffentlichen Einrichtun- | SGB VIII
gen, § 81 SGB VI Zusammenarbeit im Rahmen von
Zusammenarbeit mit den Institutio- | Netzwerken, § 3 Abs. 3 KKG
nen des Kinderschutzes nach Lan- | Forderung der Entwicklung ver-
desrecht, § 3 Abs. 1 KKG netzter, kooperativer, nied-
rigschwelliger, partizipativer und
sozialraumorientierter ~ Ange-
botsstrukturen, § 16 Abs. 2 Satz
2 SGB VIII
Krankenkassen Zusammenarbeit mit dem offentli- | kasseniibergreifende Koopera-
chen Gesundheitsdienst bei Leistun- | tion, § 20a Abs. 1 Satz 4 SGB V
gen zur Gesundheitsférderung und
zur Pravention in Lebenswelten,
§ 20a Abs. 1 Satz 3 SGB V
Zusammenarbeit mit den Grundsi-
cherungstragern bei gesundheitsbe-
dingten Hindernissen der beruflichen
Eingliederung, § 20a Abs. 1 Satz 5
SGBV
Pflegekassen tragerlibergreifendes  Fallmanage-
ment, § 7a SGB XI
Trager von Rehabilitations- | tragerlibergreifender Teilhabeplan,

leistungen

§ 19 SGB IX

Teilhabekonferenz, § 20 SGB IX
Einbeziehung anderer offentlicher
Stellen, § 21 SGB IX

Sozialhilfetrager

Zusammenarbeit mit den Tragern
nach dem SGB I, SGB VIII, SGB IX
und SGB XI und sonstigen Tragern,
§ 4 SGB Xl
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Nach § 19 SGB IX ist der leistende Rehabilitationstrager verantwortlich fiir die Erstellung eines Teilhabe-
plans. Dies soll gewahrleisten, dass alle voraussichtlich erforderlichen Leistungen dieses Tragers im Beneh-
men mit anderen Reha-Tragern hinsichtlich Ziel, Art und Umfang festgestellt und so aufeinander abge-
stimmt werden, dass sie nahtlos ineinandergreifen.** Die gemeinsame Beratung erfolgt im Rahmen der
Teilhabekonferenz nach 20 SGB IX. Gegebenenfalls sind dabei auch weitere 6ffentliche Stellen einzubezie-
hen, § 21 SGB IX. Dies sind etwa die Schulen im Falle von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung,
sowie die Pflegekassen, Integrationsdmter, Jobcenter und Betreuungsbehdrden.*

Damit vergleichbar ist das mit ,Pflegeberatung” nur unzureichend umschriebene Fallmanagement der Pfle-
gekassen nach § 7a SGB XI. Auch diese sollen die leistungsberechtigten Personen umfassend nicht nur tiber
die von ihnen selbst, sondern auch die von anderen Stellen zu erbringenden Sozialleistungen nach Bundes-
oder Landesrecht sowie liber sonstige Hilfsangebote informieren. Dies umfasst gesundheitsférdernde, pra-
ventive, kurative, rehabilitative oder sonstige medizinische sowie pflegerische und soziale Hilfen.* Zustan-

dig sind die sogenannten Pflegestiitzpunkte.

D. Fazit

Schon im geltenden Recht finden sich zahlreiche Ansatzpunkte fiir eine rechtskreislibergreifende Koope-
ration in Beratung und Leistungserbringung entlang der Praventionskette. Gerade zur Férderung von Kin-
dern und Jugendlichen werden deutliche Impulse fiir die Bildung von Netzwerken gesetzt, in denen sich
alle Akteure zusammenfinden, die zu einem gelingenden Aufwachsen beitragen kénnen. Auch wenn sich
diese strukturelle Netzwerkbildung nicht auf die Bearbeitung einzelner Fille richtet, bilden sie einen wich-
tigen Baustein fiir eine integrative Infrastruktur in der Sozialverwaltung. Die Verbindungen zwischen den
verschiedenen Leistungssystemen werden im Einzelfall durch ressortiibergreifende Beratungs- und Betreu-
ungspflichten verbindlich abgedeckt.

Sie setzen jedoch implizit voraus, dass der Einzelne um seine sozialrechtlichen Anspriiche weiB3 oder zu-
mindest, dass er sich seiner problematischen Lebenslage bewusst ist, die durch staatliche Leistungen be-
hoben oder gemildert werden kann. Hiirden fiir die Zuganglichkeit des Sozialstaats bestehen folglich oft
schon im Vorfeld der Kontaktaufnahme zur Sozialverwaltung. Diese Liicke zu Uberbriicken, wird eine der
groBBen Herausforderungen fiir die nachsten Jahre und Jahrzehnte sein. Wer bereits Zugang zu den Sozial-
leistungstragern gefunden hat, wird - zumindest der Rechtslage nach - durch das fragmentierte System
geleitet. Von erheblicher tatsdachlicher Bedeutung sind dabei jedoch das Wissen, das Engagement und die
Ressourcen der Beschéftigten in der Sozialverwaltung die ihrerseits befahigt werden miissen, das Sozial-

rechtsverhaltnis ganzheitlich in den Blick zu nehmen. Wiinschenswert ist daher ein gesetzlicher Rahmen

43 Ausfiihrlich Eicher, NZS 2022, 601.
44 Jabben, in: BeckOK SozR, SGB IX, § 22 Rn. 1.
45 Dazu Krahmer, SRa 2018, 119.
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fiir ein echtes Fallmanagement, in dem die multiplen Facetten der Lebenslagen von Kindern und Jugendli-
chen systematisch und strukturiert analysiert, Bedarfe ermittelt und Leistungen sinnvoll aufeinander ab-

gestimmt werden. Die derzeitige Diskussion um die Kindergrundsicherung greift insofern zu kurz.
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Kommunale Praventionsketten: Eine Chance zur Starkung benachteiligter
Kinder und Jugendlicher hinsichtlich effektiver Wahrnehmung ihrer
Grundrechte?

Christina Wieda, Deutsche Universitit fiir Verwaltungswissenschaften Speyer

1. Einleitung

Kinder und Jugendliche wachsen mit unterschiedlichen Lebenschancen in Deutschland auf. Das belegen
diverse Studien, beispielsweise zur Kinderarmut in Deutschland® oder zu ungleichen Lernstanden. Armut
und Bildungsarmut gehen hdufig Hand in Hand, Bildungserfolg und Herkunft sind in Deutschland eng
verkniipft. In dysfunktionalen, armen oder sozial isolierten Familien, die einen Migrationshintergrund und
gegebenenfalls Schwierigkeiten mit der Landessprache haben,? kdnnen weniger Kinder schwimmen als in
anderen Familien. Auch gesundheitliche Defizite sind mit der sozialen Herkunft verkniipft.? Auf europdi-
scher Ebene sowie Bundes- und Landesebene werden zahlreiche Anstrengungen unternommen, um diesem
Phdnomen zu begegnen und allen Kindern die Chance auf eine gute Zukunft zu ermdglichen. So verab-
schiedete die Europaische Kommission am 24. Marz 2021 die erste EU-Kinderrechtsstrategie und der Eu-
ropdische Rat am 14. Juni 2021 die European Child Guarantee als Empfehlung, die allen Kindern in den
Mitgliedstaaten der Europdischen Union einen Zugang zu Wohnen, guter Erndhrung, medizinischer Ver-
sorgung, kostenfreier friihkindlicher Betreuung und Bildung sowie Schulbildung ermdglichen will.* Bund,
Lander und Gemeinden legten bereits 1999 gemeinsam das Programm "Soziale Stadt" auf. Das Programm
richtet den Fokus auf die zunehmende gesellschaftliche Segregation in Stidten, in denen sich besonderer
Entwicklungsbedarf in einigen Stadtteilen manifestiert. Es versucht, liber Ansatze integrierter Steuerung
entgegenzuwirken.® Im Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung sind sowohl die Kindergrundsicherung als
auch das Startchancenprogramm zentrale politische Ziele.5 In NRW verfolgt die Initiative "Kein Kind zu-
riicklassen!"["kinderstark” seit 2011 die Idee einer rechtskreisiibergreifenden kommunalen Préventions-

kette,” die vom Kind her gedacht die Chancengerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen steigern soll.

' Funcke und Menne 2023.

2 Europdiische Kommission 2012, S.11, 12.

3 Liiring et al. 2022; Mostafa und Schwabe 2019; Monitor Jugendarmut 2022 - Bundesarbeitsgemeinschaft Katholi-
sche Jugendsozialarbeit (BAG KJS) e.V.; Schwimmfihigkeit | DLRG-Bundesverband; Jasmund 2020, S. 21-23.

* Europdische Kommission 2012, S.11, 12.

5 https://www.bpb.de/themen/stadt-land/stadt-und-gesellschaft/64444/das-programm-die-soziale-stadt.

6 Koalitionsvertrag zwischen SPD, Biindnis90/die Griinen und FDP 2021, S. 95, 100.

7 Eine kind-/jugendbezogene (Armuts-)Praventionskette ist biographisch angelegt und darauf ausgerichtet, jungen
Menschen eine fordernde Begleitung von der Geburt bis zum erfolgreichen Berufseinstieg - je nach Bedarf und zu
jedem mdoglichen Zeitpunkt - zuzusichern. Entscheidend ist, zusatzlich zum elterlichen Engagement, eine bedarfsori-
entierte, passgenaue und verlissliche Begleitung. So wird ein flieBender Ubergang in der Verkniipfung von gesund-
heitlicher Férderung, psychosozialen sowie erzieherischen Hilfen und Bildungsangeboten fiir die Kinder mit den Mdég-
lichkeiten der Begleitung der Eltern gestaltet. Nicht das Leistungsspektrum eines einzelnen Dienstes ist entscheidend,
sondern das abgestimmte Gesamtkonzept aller Unterstiitzungsangebote. Aber: Jedes einzelne Kettenglied braucht
eigene Ressourcen zur Steuerung und Wahrnehmung seiner Aufgaben." in: Holz 2012, S. 4.
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Inzwischen fordert bereits die dritte Landesregierung den Aufbau von Praventionsketten in den Kommu-
nen.® Hinter der Initiative steht die Einsicht, dass gelingendes Aufwachsen - vor allem aber nicht aus-
schlieBlich - in benachteiligten Familien, einer kontinuierlichen, rechtskreisiibergreifenden Begleitung be-
darf. Das betrifft insbesondere die Ubergéinge zwischen den kindlichen Lebensabschnitten nach der Geburt,
beim Start in die Kita oder beim Ubergang von der Kita in die Grundschule. Primar- oder sekundarpriven-

tive MaBnahmen sollen jedoch grundsatzlich eine gute Entwicklung aller Kinder férdern.®

Praventionsketten ohne Briiche, damit sich jedem Kind Perspektiven eroffnen!

- ~ = =\ L
h - 4
. m
sl
Schwangerschaft Kindergartenalter schulische/ Jugendalte Berufseinstieg
Geburt auBerschulische Bildung
Gesundes Aufwachsen — Familien stirken - Bildungsbiografien begleiten — Inklusion erméglichen

Quelle: Bertelsmann Stiftung 2020

Trotz dieser und anderer politischer Bemiihungen'™ - nicht nur in NRW - hat sich die Situation vieler
Kinder in Deutschland nicht verbessert.” Im Jahr 2021 verfehlten in NRW 21,6 % der Viertkl&dssler den
Mindeststandard im Lesen, 23,3 % den Mindeststandard beim Zuhoren, 32,6 % in der Orthografie, und
28,1 % der Kinder fehlen Basiskenntnisse in Mathematik. Der schon in den PISA-Studien der OECD immer
wieder konstatierte Zusammenhang von Elternhaus und Schulerfolg hat sich seit 2016 deutlich verstarkt.
Kinder mit einem hoheren soziookonomischen Status erreichen im Durchschnitt hohere Kompetenzwerte.?
Das spiegelt auch die weitere Qualifikation fiir einen Beruf dar. Im Jahr 2020 hatten 10,1 % der 18 bis 24-
jahrigen mit hochstens einem Haupt- oder Realschulabschluss keine abgeschlossene Berufsausbildung. Sie
nahmen auch nicht an Ausbildungs- oder WeiterbildungsmaBnahmen teil.”® Das mindert die Chancen auf

eine gesellschaftliche und wirtschaftliche Teilhabe erheblich.

8https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/kein-kind-zuruecklassen-kommunen-schaffen-chancen/;
www.kinderstark.nrw; Wieda et al. 2020.

9 Von Gortz in: Micosatt und Yilmaz, 2015, S. 9-10.

10 Bspw.: Starke-Familien-Gesetz, StaFamG 2019; KiTa-Qualitdts- und -Teilhabeverbesserungsgesetz, KiQuTG 2023,
Ganztagsforderungsgesetz, GaF6G, 2021; https://www.gesundheitliche-chancengleichheit.de/.

1 ]QB-Bildungstrend - die zehn wichtigsten Ergebnisse - Das Deutsche Schulportal (deutsches-schulportal.de), S. 6.
2 Dohmen et al. 2023, S. 6.

13 Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, BT-Drs. 20/1360.
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Vor dem Hintergrund dieser Teilhabe-Einschrankungen beleuchtet dieser Beitrag zunachst die Rechte von
Kindern als Trager von Grundrechten. Der zweite Teil beschaftigt sich mit gesetzlich verankerten Sozial-
leistungen, die gelingendes und chancengerechtes Aufwachsen unterstiitzen sollen und zum Teil den von
der Praventionskette definierten Lebensphasen zugeordnet werden konnen. Im dritten Teil wird der Frage
nachgegangen, inwieweit - unabhdngig von einer systematischen Anndherung an Leitbild und Aufbau
rechtskreisiibergreifender Praventionsketten' - in nordrhein-westfalischen Kommunen iber die verpflich-
tend festgelegten Auskunfts-, Beratungs- und Kooperationsgesetze im Sozialgesetzbuch (SGB), im Schul-
und Integrationsgesetz und dem Gesetz fiir den 6ffentlichen Gesundheitsdienst NRW ein verbindliches,
zustandigkeitsiibergreifendes, vom Kind her gedachtes Handeln bereits angelegt ist. Die staatsorganisato-

rische Perspektive beleuchtet die Frage, wer dafiir sorgt, dass Gesetze zur Anwendung kommen.

2. Kinder als Trdger von Grundrechten

Bisher sind die von der UNO verabschiedeten Kinderrechte nicht im deutschen Grundgesetz (GG) verankert
worden. Auch der letzte VorstoB3 im Juni 2021 scheiterte. Unabhdngig davon sind Kinder Trager aller Grund-
rechte. lhre Wiirde ist unantastbar, Art. 1 Abs. 1 GG; ihnen steht das Recht auf freie Entfaltung ihrer
Personlichkeit zu, Art. 2 Abs. 1 GG. Art. 3 Abs. 3 GG verbietet Benachteiligung auch auf Grund sozialer
Herkunft.

2.1 Kinder im Grundgesetz

Als Subjekt werden Kinder im Grundgesetz nicht genannt. Darin spiegelt sich das erst entstehende Be-
wusstsein flir das Kind als Rechtssubjekt nach Inkrafttreten des Grundgesetzes. Art. 6 Abs. 2 GG fiihrt aus,
dass Pflege und Erziehung der Kinder das natirliche Recht der Eltern sind und die zuvérderst ihnen oblie-
gende Pflicht. Diesen Aspekt unterstreicht das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit der Feststellung,
dass Kinder des Schutzes und der Hilfe bediirfen, um sich zu eigenverantwortlichen Personlichkeiten in-
nerhalb der sozialen Gemeinschaft entwickeln zu kénnen.™ Art. 7 Abs. 2 GG nennt ebenfalls Kinder, doch
wieder nicht als Subjekt. Sie erscheinen als Objekte der Verfligungsgewalt ihrer Eltern hinsichtlich der
Teilnahme am Religionsunterricht. Der Artikel spricht den Erziehungsberechtigten das Recht zu, lber diese
zu bestimmen. Art. 6 Abs. 2 Landesverfassung NRW normiert das Recht von Kindern und Jugendlichen auf
Entwicklung und Entfaltung ihrer Persdnlichkeit sowie auf Férderung gemal ihren Anlagen und Fahigkei-
ten.

Auch wenn Kinder von Geburt an Grundrechtstrdger im vollumfénglichen Sinne sind, kénnen sie entwick-
lungsbedingt nicht alle Grundrechte sofort wahrnehmen. Schrankt der Staat die Grundrechte von Kindern
ein, unterliegen die Einschrankungen, wie im Falle aller Grundrechtseinschrankungen durch den Staat, dem

Gesetzesvorbehalt. Zum Teil enthalten die Grundrechte bereits selbst Schranken, wie die Schrankentrias in

14 https://www.kinderstark.nrw/handbuch.
5 BVerfG, Urt. v. 19.2.2013 - 1 BvL 1/11, 1 BvR 3247/09.
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Art. 2 Abs. 1 GG zur Beschrankung der freien Entfaltung der Personlichkeit durch die Rechte anderer, die
verfassungsmaBige Ordnung und das Sittengesetz. Der Gesetzgeber tridgt dem wachsenden Autonomiege-
winn (ber die Ausgestaltung der Grundrechtsmiindigkeit' Rechnung.'” So regelt § 106 BGB die be-
schriankte Geschdftsfahigkeit ab dem vollendeten siebten Lebensjahr, das RelKErzG weist die Religions-
miindigkeit ab dem vollendeten 14. Lebensjahr aus und § 1303 BGB das Recht auf EheschlieBung, welche
vor dem 16. Lebensjahr unwirksam ist. Laut § 36 SGB | kann, wer das fiinfzehnte Lebensjahr vollendet hat,
Antrige auf Sozialleistungen stellen und verfolgen sowie Sozialleistungen entgegennehmen.®

Damit Kinder auf Grund ihres Alters ihr Wohl nicht durch unbedachtes Handeln gefahrden, und so lange,
wie sie ihre Grundrechte nicht vollumfanglich selbst ausiiben konnen, unterliegen sie dem Sorgerecht der
Eltern. Eltern haben das Recht, sind aber auch in der Pflicht, ihre Kinder zu pflegen und zu erziehen, vgl.
Art. 6 Abs. 2 GG. Sie sollen Bedingungen fiir das Kind schaffen, die seiner Entwicklung und Personlichkeits-
entfaltung zutraglich sind. Das Elternrecht ist ein Abwehrrecht und schiitzt somit vor ungerechtfertigten
Eingriffen des Staates in die Beziehung von Eltern und Kindern. Die Grundrechte gelten im privatrechtlich
determinierten Eltern-Kind-Verhaltnis nicht unmittelbar. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Grundrechte
des Kindes in den Grundrechten der Erziehungsberechtigten aufgehen. Das BVerfG verdeutlicht, dass
Grundrechte immer nur zum Wohle des Grundrechtstragers ausgeiibt werden diirfen. Es urteilt daher, dass
das Elternrecht nicht als Ausfluss des Personlichkeitsrechts der Eltern nach Art. 2 GG zu deuten ist, sondern
das Kindeswohl das Elternrecht begrenzt.' Gleichzeitig soll Art. 6 i.V.m. Art. 2 GG die Persdnlichkeitsrechte
des Kindes sicherstellen. Auch Art. 7 i.V.m. Art. 2 GG schiitzt die Personlichkeitsrechte des Kindes. Hier ist
der Staat in der Pflicht, die Freiheitsrechte zu fordern. Kinder als Rechtssubjekte und Trager von Grund-
rechten haben demnach Anspruch auf Gewahrleistung gegen den Staat hinsichtlich ihrer Schutzrechte auf

Pflege und Erziehung durch die Eltern, auf schulische Bildung sowie auf Leistungen der Jugendhilfe.2°

2.2 Die Rolle des Bundesverfassungsgerichts

Das BVerfG unterstreicht die Verpflichtung des Gesetzgebers, Lebensbedingungen des Kindes zu sichern,
die fiir sein gesundes Aufwachsen erforderlich sind.?' Im Jahr 2021 konstatierte das BVerfG im Zusam-
menhang mit den Corona-bedingten SchulschlieBungen erstmals ein Grundrecht auf Bildung. In diesem

Zusammenhang betont es die Pflicht des Staates wie folgt:

6 Dreier 2013, in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, Art. 1 GG, Rn. 114; Heiderhoff 2021, in: von Miinch, Kunig,
Grundgesetz-Kommentar, Art. 6 GG, Rn. 20; Hepp 2021, S. 178: Das BVerfG steht dem Postulat der Grundrechtsmiin-
digkeit ablennend gegeniiber.

7 BVerfGE 24, 119 (121); BT-Drs. 17/3938; BT-Drs 13/11368, S. 160-161; Brosius-Gersdorf 2013, in: Dreier, Grund-
gesetz-Kommentar, Art. 6 GG, Rn. 21 und 162; Antoni 2022, in: Wolf/H6nig/Seifert, Vorbemerkung, Rn. 12; Roth
2003, S. 63-85.

'8 Wapler 2015, S. 89-93, 440-446. Lischewski 2020, S. 103-104.

9 BVerfGE 59, 360 (376); BVerfGE 72, 155 (172), BVerfGE 133, 59 (73, 74); Starck 2018, in: von Man-
goldt/Klein/Starck, Art. 1 GG, Rn. 258.

20 Hepp 2021, S. 123; BVerfGE 24, 119 (144); BVerfGE 121, 69 (92).

21 BVerfG, Urt. v. 19.2.2013 - 1 BvL 1/11, 1 BvR 3247/09.
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.Lebensverhdltnisse fiir Kinder zu sichern, die sie fiir gesundes Aufwachsen benétigen.

Seine Schutzverantwortung erstreckt sich auf alle fiir die Persénlichkeitsentwicklung

wesentlichen Lebensbedingungen. Im schulischen Kontext bedeutet das, dass Schiile-

rinnen und Schiiler einen grundrechtlich geschiitzten Anspruch auf Einhaltung eines

nach allgemeiner Auffassung fiir ihre chancengleiche Entwicklung zu einer eigenver-

antwortlichen Persénlichkeit unverzichtbaren Mindeststandards von Bildungsangebo-

ten an staatlichen Schulen haben”.?
Das Urteil starkt den in Art. 7 GG verankerten Bildungs- und Erziehungsauftrag des Staates, der in Verbin-
dung mit der Personlichkeitsentfaltung des Kindes steht.? Die Grundlagen fiir die Verwirklichung von Per-
sonlichkeits- und Freiheitsrechten Heranwachsender nach Art. 2 Abs. 1 GG und die Voraussetzungen fiir
die Ausiibung einer freien Wahl von Ausbildungsstédtte und Beruf nach Art. 12 Abs. 1 GG sind somit in der
Verfassung vorhanden und iber die Rechtsprechung des BVerfG ausgestaltet.?* Dennoch ist das Kind hin-
sichtlich der Ausiibung seiner Grundrechte abhingig von Eltern und Staat.?® Der Staat ist nach Art. 6 Abs.
2 Satz 2 GG in der Pflicht, das Kindeswohl sicherzustellen, wenn Eltern das nicht tun. Das Kindeswohl als
unbestimmter Rechtsbegriff ist in § 1666 Abs. 1 BGB normiert und umfasst das kérperliche, geistige und
seelische Wohl des Kindes. Das bedeutet jedoch nicht, dass der Staat gegen den Willen der Eltern eine

groBtmaogliche Férderung der Talente des Kindes anstreben kann.?® Gleichwohl betont das BVerfG die ge-

meinsame Erziehungsaufgabe von Eltern und Schule zur Personlichkeitsbildung des Kindes.?”

2.3 Elternrecht und Kinderrecht

Der Staat nimmt im Rahmen der freiheitlich-abwehrrechtlichen Grundrechtsdogmatik in Kauf, dass Kinder
in der Entfaltung ihrer Personlichkeitsrechte hinter ihren Mdglichkeiten bleiben, weil das Abwehrrecht der
Eltern gegen staatliche Eingriffe nach Art. 6 Abs. 2 GG hoher wiegt. Gleichwohl nicht zu beantworten ist,
wie individuell die optimale Entfaltung eines jeden Kindes im Kontext seines eigenen Willens, seiner Ta-
lente, seiner Familie, seiner Umgebung und seiner Peers zu férdern ware, bleibt die Frage offen, wie das
Grundrecht eines Kindes auf freie Entfaltung seiner Personlichkeit, das Auswirkungen auf die spatere Wahl
von Ausbildungsstatte und Beruf hat, in Abgrenzung zum Elternrecht als eigenes Recht auf persdnliche
Entfaltung zu unterstiitzen ist. Das ist besonders relevant hinsichtlich der Anforderungen, die Teilhabe in
einer hochentwickelten, demokratischen Wissens- und Industriegesellschaft mit sich bringt. Schon in den
1960er Jahren schrieb Ralf Dahrendorf, dass

.rechtliche Chancengleichheit eine Fiktion bleibt, wenn Menschen auf Grund ihrer so-
zialen Verflechtungen nicht in der Lage sind von ihren Rechten Gebrauch zu machen. %8

2 NJW 2022, 167; 1 BvR 971/21, 1 BvR 1069/21 (46, 57 b b), 179); Wapler 2015, S. 227; Landenberg-Roberg 2022,
S.392.

23 BVerfGE 133, 59 (73, 74) (Sukzessivadoption); Landenberg-Roberg 2022, S. 390.

24 [andenberg-Roberg 2022, S. 390-391.

25 [andenberg-Roberg 2022, S. 390-391; BVerfGE 121, 69.

26 Brosius-Gersdorf 2013, in: Dreier, Grundgesetz, Art. 6, Rn. 161; Janda 2021, S. 68-70; Wapler 2015, S. 136, 138;
BVerfGE 34, 165, (184); BVerfGE 60, 79 (94).

27 BVerfGE 34, 165 (4); Thiel 2021, in: Sachs, Grundgesetz, Art. 7 Rn. 17.

28 Dahrendorf 1966, S. 24
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Weiter hilt er fest,

....dass jede Chance zwei Seiten hat, die der objektiven Mdglichkeit - der Erlaubnis -
und die der subjektiven Mdglichkeit - der Féihigkeit-, ist ein Gedanke, der fast so alt ist
wie die modernen Verfassungen, die dennoch immer wieder Menschen Dinge erlauben,
ohne sie in die Lage zu versetzen, ihre Rechte zu nutzen."?®

Auf Kinder als Trager von Grundrechten trifft diese Analyse nach wie vor zu. Werden sie in den friihen
Jahren ihrer Entwicklung weniger als ihre Altersgenossen gefdrdert, indem beispielsweise die Eltern keine
oder wenig Zeit mit Vorlesen verbringen,*° kdnnen schon die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung
Entwicklungsriickstande zeigen.3! Die Familie stellt ein Lebensrisiko dar, da Kinder ihre Rechte nicht selb-
stdndig geltend machen kénnen. Mangelt es im nachsten Schritt an bedarfsgerechter Unterstlitzung in der
Schule - trotz der Normierung individueller Férderung fir jedes Kind, § 1 SchulG NRW, Art. 6 Abs. 2, Art.
8 Abs. 1 LV NRW, steigt die Wahrscheinlichkeit eingeschrankter Persdnlichkeitsentfaltung. Rechtstrager-
schaft und Rechtswahrnehmungsmacht des Kindes fallen auseinander.®? Der in Art. 19 Abs. 4 GG veran-
kerte Weg Uiber die Gerichte fiir jede Biirgerin und jeden Biirger, um ihre oder seine Rechte einzufordern,

bleibt Kindern ohne Unterstiitzung durch Eltern oder das Jugendamt verschlossen.

3. Sozialstaatliche Leistungen entlang der Préventionskette

Mit der gesetzlichen Ausgestaltung sozialer Leistungen kommt der Gesetzgeber dem Auftrag des BVerfG
nach, Lebensbedingungen des Kindes zu sichern, die fiir sein gesundes Aufwachsen erforderlich sind.3?
Auch dem Verbot von Benachteiligung auf Grund sozialer Herkunft, Art. 3 Abs. 3 GG, wird Uber die Ver-
wirklichung des Sozialstaatsprinzips entgegengewirkt. In der Bundes- und Landesgesetzgebung sind zahl-
reiche Leistungen verankert, die das Sozialstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 1 GG konkretisieren.

Familien erhalten Leistungen des Staates wie das Elterngeld zum Ausgleich des Einkommensverlustes wah-
rend der Elternzeit, 8§ 1, 2 BEEG. Zu den steuerlichen Entlastungen zahlt der Kinderfreibetrag, §5 31,32,
39, 39e EStG. Das ausgezahlte Kindergeld, § 62 EstG, BKGG entspricht dem, was zur Sicherung des Exis-
tenzminimums eines Kindes bendtigt wird. Es bildet in der Regel das potenziell steuerfrei zu stellende
Einkommen der Eltern in Hohe des Existenzminimums eines Kindes ab. Wenn kaum oder keine Steuern
gezahlt werden, stellt das Kindergeld teilweise oder ganz eine Férderung der Familie dar.3* Damit kommt
der Staat seiner besonderen Schutzpflicht gegeniiber der Familie (Art. 6 Abs. 1 GG) und mittelbar den

Freiheitsrechten von Kindern und Jugendlichen nach.3® Das BVerfG hat im Jahr 2010 die besonderen Be-

29 Dahrendorf 1966, S. 24.

30 ygl. Vorlesemonitor Stiftung Lesen.

31 Groos und Jehles 2015, insbes. S. 32.

32 [ischewski 2020, S. 106; Wapler 2015, S. 102-103; Kirchhoff 2018, S. 2692.

33 BVerfG, Urt. v. 19.2.2013 - 1 BvL 1/11, 1 BvR 3247/09.

34 Selder 2023, in: Brandis/Heuermann, Ertragsteuerrecht, , Rn. 30; Golombek 2022, in: Beck'sches Steuer- und Bi-
lanzrechtslexikon, Rn. 2.

35 BVerfGE 130, 240 (252); NJW 2012, 1711.
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darfe von Kindern in der Grundsicherung (SGB Il) gewiirdigt und dem Gesetzgeber Nachbesserungen auf-
gegeben, die neben den physischen Bediirfnissen zur Deckung des Existenzminimums gemaf Art. 20 i.V.m.

Art. 1 GG auch soziale und kulturelle Bedarfe, insbesondere hinsichtlich der Schule, beriicksichtigen.®®

3.1 Familidre und staatliche Unterstiitzung fir gelingendes Aufwachsen

Kinder sind abhangig von der Zuwendung und Fiirsorge Erwachsener. Sie kdnnen fiir sich selbst keine So-
zialleistungen beantragen oder Angebote von der Kommune einfordern, die gelingendes Aufwachsen in-
nerhalb und auBerhalb der Familie férdern. Die Eltern sind daher zur Férderung der Inanspruchnahme der
Teilhabe- und Leistungsrechte ihrer Kinder berechtigt und verpflichtet.3” Das betrifft jedoch nicht nur ma-
terielle und physische Bedarfe, sondern auch psychologische, soziale und kulturelle. Damit Eltern der Pflege
und Erziehung ihrer Kinder im Sinne der Kinder nachkommen kénnen, ist eine gute Bindung zwischen
Eltern und Kind, sowie kontinuierliche Begleitung und gute Betreuung durch die Familie elementar fiir ein
gelingendes Aufwachsen. Belastungen der Familie unterschiedlicher Art konnen die familidre Bindung und
Begleitung fundamental stéren und die Entwicklung des Kindes nachhaltig beeintrdchtigen.3® Die im Bun-
des- und Landesrecht verankerten und in den Kommunen erbrachten Leistungen wie die Friihen Hilfen, die
Familienbildung, der Kitaplatz und auch das Gesundheitssystem kénnen Kinder und ihre Eltern gemaB ihres
individuellen Bedarfs unterstiitzen, damit alle Kinder sich gut entwickeln kénnen, auch wenn die Eltern
starke Belastungen zu bewaltigen haben. Mit Blick auf die Bedeutung der Schullaufbahn fiir Teilhabe in
westlichen Industriegesellschaften erhéht eine funktionierende kommunale Praventionskette vor dem
Schuleintritt die Chance, mit den schulischen Anforderungen zurechtzukommen.3®

Die Praventionskette wirkt auch nach Schuleintritt weiter. Die Jugendhilfe macht insbesondere im Rahmen
der Jugendarbeit Angebote, die Kindern und Jugendlichen ermdglichen, ihre Talente und Fahigkeiten zu
entdecken und sich im sozialen Miteinander auszuprobieren. Auch Eltern erfahren Unterstiitzung und ha-
ben bei groBeren Herausforderungen einen Rechtsanspruch auf Hilfen zur Erziehung. In Verbindung mit
der Schule greifen Angebote wie der offene Ganztag, Familienzentren an Grundschulen®, die Schulsozial-
arbeit oder die Begleitung beim Ubergang von der Schule in die Ausbildung oder ins Studium. Eine koordi-
nierte Unterstiitzung zwischen Jugendhilfe und Schule kann helfen, um schulische Anforderungen erfolg-

reich zu bewaltigen.

3.2 Leistungen nach dem SGB Il und SGB VIl

Wie eingangs erlautert, sind Kinder abhéngig vom Handeln ihrer Eltern, wenn sie soziale Leistungen erhal-

ten sollen. Dariiber hinaus ist von Bedeutung, wie die kommunale Jugendhilfe Zugéange in die Angebote

36 BVerfGE 125, 175 (211).

37 Wiesner 2020, S. 217.

38 Gillies et al. 2017.

39 Stamm 2008, S. 601-608.

40 www.familiengrundschulzentren-nrw.de.
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gestaltet. Exemplarisch wird diese Abhédngigkeit hier an Leistungen nach dem SGB Il und dem SGB VIII
beschrieben. Fir Kinder, die in Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB Il leben, legt § 4 Abs. 2 SGB Il fest,
dass Kinder und Jugendliche Zugang zu geeigneten vorhandenen Angeboten der gesellschaftlichen Teil-
habe erhalten. Dazu gehort von Seiten des Jobcenters die Zusammenarbeit mit Schulen und Kindertages-
einrichtungen, den Tragern der Jugendhilfe, freien Tragern, Vereinen und Verbanden und sonstigen han-
delnden Personen vor Ort, wie auch die Unterstlitzung der Eltern mit dem Ziel, dass ihre Kinder und Ju-
gendlichen Leistungen fiir Bildung und Teilhabe in Anspruch nehmen. Diese Leistungen umfassen mehrta-
gige Klassenfahrten, eintdgige Schul- und Kitaausfliige, die Ausstattung fiir personlichen Schulbedarf, die
Beférderung zur ndchstgelegenen Schule und Lernférderung, auch wenn keine Gefahrdung der Versetzung
besteht. Mittagsverpflegung in Kita und Schule werden nach anfallenden Kosten {ibernommen und nicht
vom Regelbedarf abgezogen. Fiir Interessen und Hobbies, wie die Mitgliedschaft in einem Sportverein, das
Erlernen eines Musikinstruments oder andere kulturelle oder gesellschaftliche Freizeitaktivitdten, stehen
Teilhabeleistungen in Hohe von 15 EUR pro Monat zur Verfligung, § 28 SGB II. Die Leistungen missen
jedoch durch die Eltern beantragt werden. Geschieht das nicht, kdnnen die Kinder die Leistungen nicht
nutzen.

Das SGB VIl verfolgt das Ziel, Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung zu einer selbstindigen, eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Persdnlichkeit zu fordern und dazu beizutragen, Benachteili-
gungen zu vermeiden oder abzubauen, § 1 Abs. 1, 3 Nr. 3 SGB VIII. Um das Ziel zu erreichen, normiert das
Kinder- und Jugendstarkungsgesetz u. a. eine bessere Beratung und Mitwirkung von Kindern und Jugend-
lichen, § 8 SGB VIII. Auch ihre Familien haben ein Recht auf Beratung hinsichtlich ihrer Rechte und An-
spriiche in anderen Leistungsbereichen, § 10a SGB VIII. Alle Kinder haben nach Vollendung des ersten
Lebensjahres einen Rechtsanspruch auf einen Platz in einer Kita oder einer Kindertagespflegestelle, § 24
Abs. 2 SGB VIII. Fir Kinder aus Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB Il oder aus Familien, die unter das
Asylbewerberleistungsgesetz fallen, die kinderzuschlags- oder wohngeldberechtigt sind, werden keine El-
ternbeitrage erhoben. Das Recht des Kindes auf Forderung in einer Kita soll nicht durch fehlende materielle
Voraussetzungen im Elternhaus vereitelt werden. Ob Kinder ihr Recht auf einen Kitaplatz in Anspruch neh-

men kdnnen, hangt dennoch davon ab, ob die Eltern den Rechtsanspruch ihres Kindes geltend machen.

3.3 Herausforderung Inanspruchnahme

Die Kommune muss Platze in der Kita oder der Kindertagespflege gemaB dem Bedarf bereitstellen. Es liegt
jedoch im Ermessen der Kommune, wie sie den Zugang zur Inanspruchnahme eines Kitaplatzes gestaltet.
Soziodkonomische Indikatoren in einzelnen Sozialrdumen sollten bei der Gestaltung in den Blick genom-
men werden. Mehrfach belastete Familien sind auf Grund geringer finanzieller Mdglichkeiten haufig in
Stadtteilen mit niedrigen Mieten anzutreffen. Das flihrt zu Segregation in den Stadten.*' Die Kommune

kann versuchen, Nachteile, die das Aufwachsen in einem belasteten Stadtteil und/oder einer belasteten

41 Groos 2016.
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Familie mit sich bringt, durch die bedarfsgerechte Ausgestaltung von Zugangen zu kommunalen Angebo-
ten, Institutionen und Leistungen abzumildern. Lebt bspw. ein Kind mit einer alleinerziehenden, depressiv-
erkrankten Mutter in einer Stadt mit verknapptem Platzangebot, in der, wie junge Eltern aktuell haufig
berichten, Bewerbungen sehr friihzeitig und im zweistelligen Bereich in den Einrichtungen abgegeben wer-
den miissen, um einen Platz zu erhalten, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass dieses Kind zunéchst keine
Kita besuchen wird, wenn die Mutter keine Unterstiitzung erhalt. Das Kind hat dann zwar den Anspruch,
aber keine Chance, sein Recht wahrzunehmen. Ob und wie eine Kommune Unterstiitzungsbedarfe dieser
Art in den Blick nimmt, zeigt sich in der Ausgestaltung freiwilliger und pflichtiger Selbstverwaltungsauf-

gaben im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung, Art. 28 Abs. 2 GG.

3.4 Kommunale Préiventionskette und gesetzlich verankerte Kooperation

Um insbesondere Bedarfen benachteiligter Kinder gerecht zu werden, obliegt es der Kommune zu entschei-
den, ob sie sich am Leitbild der Préventionskette fiir Kinder und Jugendliche orientiert. Sollte sich kommu-
nales Handeln nicht an dieser Idee ausrichten, regelt das SGB | fiir alle Teile des Sozialgesetzbuch in den
§§ 14 bis 16 SGB | Auskunfts-, Beratungs- und Hinwirkungspflichten. Hierliber sollen Leistungsberechtigte
in die Lage versetzt werden, sich einen Uberblick zu ihren Anspriichen iiber alle Biicher des SGB hinweg zu
verschaffen und bestmdglich zu nutzen. SGB 11, Ill, V, VIII und Xl verankern Gesetze zur rechtskreis-, insti-
tutionen- und zusténdigkeitsiibergreifenden Kooperation, auch i.V.m. dem Schulgesetz (SchulG NRW), dem
Teilhabe- und Integrationsgesetz (TintG NRW) sowie dem Gesetz fiir den offentlichen Gesundheitsdienst
(OGDG NRW). Gelingendes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen kann auf dieser gesetzlichen Basis

rechtskreistibergreifend und ihren Interessen gemaB unterstiitzt werden.*

Praventionsketten ohne Briiche, damit sich jedem Kind Perspektiven eroffnen!
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Gesundes Aufwachsen — Familien stirken - Bildungshiografien begleiten — Inklusion ermdglichen

42 \[gl. dazu den Beitrag von Janda, S. 22.
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4. Nachhaltige Kooperationsmdglichkeiten zwischen Jugendhilfe und Schule in NRW

Auch wenn die inneren Schulangelegenheiten in der Kompetenz des Bundeslandes NRW liegen und kein
Teil der kommunalen Praventionskette sind, obliegen Jugendhilfe und Schule jeweils dem Auftrag zu indi-
vidueller Férderung von Kindern und Jugendlichen, sowie der Bemiihung, herkunftsbedingte Nachteile ab-
zufedern, vgl. § 1 SchulG NRW, § 1 SGB VIII. Die Pflichten der Jugendhilfe sind in Abgrenzung zum Eltern-
recht objektiv-rechtlich. In der Schule korrespondiert die Schulpflicht mit der Verpflichtung der Kommune,
einen Schulplatz zur Verfligung zu stellen. Dabei handelt es sich um ein subjektives Recht jedes Kindes. Da
die Schule eine zentrale Institution im Rahmen gelingenden Aufwachsens ist, werden im Folgenden exemp-
larisch die gesetzlich normierten Interaktionsmdglichkeiten zwischen den Rechtskreisen Jugendhilfe und
Schule zur Forderung gelingenden Aufwachsens sowie die Méglichkeiten zur Aufsicht lber die Einhaltung

der Vorschriften betrachtet.

4.1 Gesetzliche Grundlagen fiir Kooperation und Interaktion

Regelungen zur Kooperation finden sich in der Kinder- und Jugendhilfe SGB VIIl und dem SchulG NRW in
folgenden Gesetzen: § 22a Abs. 2 Nr. 2, 3 SGB VIII normiert die Zusammenarbeit der Fachkrafte in den
Kitas mit kinder- und familienbezogenen Institutionen, insbesondere der Familienbildung sowie mit Schu-
len. Im Schulgesetz findet sich die Zusammenarbeit mit den Kitas explizit nicht, wohl aber schreibt § 5
Abs. 1 SchulG NRW das Zusammenwirken der Schule mit Personen und Einrichtungen des Umfeldes zur
Erfiillung des schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrages fest. § 5 Abs. 2 SchulG NRW benennt die
Trager der Jugendhilfe ausdriicklich als einen der Partner, die Verantwortung fiir die Belange von Kindern,
Jugendlichen und jungen Volljahrigen tragen. Dariiber hinaus wird der Schultrager verpflichtet, gemeinsam
mit den Kitaleitungen zwei Jahre vor Schuleintritt die Eltern iiber die Férdermdglichkeiten im Elementar-
und Primarbereich zu informieren, & 36 Abs. 1 SchulG NRW. § 13 Abs. 2 SGB VIII schreibt fest, dass, insoweit
die Ausbildung junger Menschen nicht durch MaBnahmen und Programme anderer Trager und Organisa-
tionen sichergestellt wird, geeignete sozialpadagogisch begleitete Ausbildungs- und BeschaftigungsmaB-
nahmen angeboten werden kdnnen. Sie sollen den Fahigkeiten und dem Entwicklungsstand der jungen
Menschen Rechnung tragen. Diese sollen mit den MaBBnahmen der Schulverwaltung abgestimmt werden,
§ 13 Abs. 2 SGB VIII. § 13a SGB VIl umfasst sozialpddagogische Angebote, die jungen Menschen an der
Schule zur Verfligung gestellt werden. Die Trager der Schulsozialarbeit - sei es die 6ffentliche oder die
freie Jugendhilfe - arbeiten bei der Erfiillung ihrer Aufgaben mit den Schulen zusammen. Fiir die Einrich-
tung eines Ganztagsangebots er6ffnet § 9 Abs. 3 SchulG NRW den Schultrdgern die Moglichkeit der Zu-
sammenarbeit mit Tragern der &ffentlichen und freien Jugendhilfe. Darliber hinaus ermdglicht § 66 Abs. 7

SchulG NRW der Schulkonferenz, Vertreterinnen und Vertreter schulergdnzender Angebote und Personen
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aus dem schulischen Umfeld als beratende Mitglieder zu berufen. Insbesondere die Fachkrafte, die auBer-
unterrichtliche Angebote tatigen, aber nicht der Schule angehdren, sollen in besonderer Weise berlcksich-
tigt werden.

§ 80 Abs. 5 SGB VIII regelt die Jugendhilfeplanung. Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sollen darauf
hinwirken, Jugendhilfeplanung und andere ortliche und liberortliche Planungen, also auch die Schulpla-
nung, aufeinander abzustimmen. Die Planungen insgesamt sollen den Bediirfnissen und Interessen der
jungen Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen. § 80 Abs. 1 SchulG NRW verpflichtet dementspre-

chend die Schulplanung zur Abstimmung mit der Jugendhilfeplanung.

4.2 Die Kommune als zentraler Akteur

Die gesetzlichen Mdglichkeiten einer guten Planung und Interaktion sind hier geschaffen. Die Kommune
kann in ihrer Rolle als Schultrdger und Trager der Jugendhilfe die im SchulG NRW und im SGB VIII veran-
kerten Kooperationsmaoglichkeiten nutzen, um das schulische Lernen zu unterstiitzen. Doch auch lber die
Interaktion von Schule und Jugendhilfe hinaus umfasst das SchulG NRW hinreichend Normen, die gelin-
gendes Aufwachsen in Interaktion mit kommunalen Akteuren sicherstellen kdnnen. Bspw. verankert § 44
Abs. 5 SchulG NRW die beratende Zusammenarbeit der Schule mit dem schulpsychologischen Dienst. § 54
Abs. 1, 2 Nr. 2 SchulG NRW legt MaBnahmen zur Férderung der Schulgesundheit fest, die die unteren
Gesundheitsbehdrden in Zusammenarbeit mit den Schulen und den Eltern durchfiihren. Auch eine beson-

dere Betreuung von Schiilerinnen und Schiilern, die einer solchen bediirfen, ist vorgesehen.

4.3 Das Potenzial der Aufsicht zur Férderung gelingenden Aufwachsens

Die Beaufsichtigung zur Einhaltung gesetzlicher Regelungen in den Kommunen unterliegt der Staats- oder
kommunalen Rechtsaufsicht. Die Aufgaben der Jugendhilfe fallen unter die kommunale Selbstverwaltung
und damit unter die Kommunalaufsicht. Die Schule wird von der Schulaufsicht iiberwacht. Beide Aufsichts-
arten sind in der Bezirksregierung als Blindelungsbehdrde und staatliche Mittelinstanz verankert, unter-
scheiden sich jedoch grundlegend. Die Kommunalaufsicht stellt das Korrelat zur Selbstverwaltungsgarantie
dar und ist auf die Rechtsaufsicht beschrankt, Art. 28 Abs. 2 GG. Sie priift Aufgaben im eigenen Wirkungs-
kreis der Kommune daraufhin, ob die Kommune gemaB Recht und Gesetz in ihrem Verwaltungshandeln
agiert, Art. 1 Abs. 3 GG. Das bedeutet, dass die Kommunalaufsicht auf das reine ,0b" der Aufgabenerfiillung
beschrankt ist. Das ,Wie" der Aufgabenerfiillung zu beurteilen ginge Uber die reine Rechtsaufsicht hinaus
und stellt bereits eine Form der Fachaufsicht dar. Die Fachaufsicht beurteilt, ob der Zweck eines Gesetzes

erreicht wird.* Die Frage, wie die Kommunalaufsicht tiber die im SGB VIII verankerten Kooperationsgesetze

43§11 GO NRW: Die Aufsicht des Landes schiitzt die Gemeinden in ihren Rechten und sichert die Erfiillung ihrer
Pflichten; § 10 KrO NRW: Die Aufsicht des Landes schiitzt die Kreise in ihren Rechten und sichert die Erfiillung ihrer
Pflichten; § 119 Abs. 1 GO NRW: Die Gemeinden werden im Einklang mit den Gesetzen verwaltet (allgemeine Auf-
sicht); § 20 LOG NRW: Die Aufsicht Giber die Kérperschaften erstreckt sich darauf, dass sie ihre Aufgaben im Einklang
mit dem geltenden Recht erfiillen (allgemeine Kérperschaftsaufsicht).
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ausgelibt wird, ist nicht eindeutig zu beantworten. Von den fiinf Bezirksregierungen in NRW weisen nur
Miinster und Diisseldorf die Rechtsaufsicht liber die Jugendhilfe in Abteilung Il, Soziales aus.** Detmold,
K&In und Arnsberg konzentrieren sich auf den Gesundheitsbereich.*® Die Schulaufsicht als Staatsaufsicht
agiert hingegen als Fachaufsicht und ist weisungsberechtigt.

.Die Schulaufsicht umfasst die Gesamtheit der Befugnisse zur zentralen Ordnung, Or-

ganisation, Planung, Leitung und Beaufsichtigung des Schulwesens mit dem Ziel, ein

Schulsystem zu gewdhrleisten, das allen jungen Menschen ihren Fihigkeiten entspre-

chende Bildungsméglichkeiten eréffnet.”, § 86 Abs. 1 SchulG NRW
Sie hat somit die Pflicht zu kontrollieren, inwieweit die Vorschriften des Schulgesetzes an den Schulen
eingehalten und umgesetzt werden. Im Rahmen der Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung hat die
Schulaufsicht nach § 3 Abs. 3 SchulG NRW das Recht zu priifen, ob die in § 1 Abs. 1 sowie § 2 Abs. 4
SchulG NRW normierten Pflichten und Ziele erreicht werden. § 86 Abs. 3 SchulG NRW berechtigt die
Schulaufsicht, die kommunalen Schultrdger zur Erfiillung ihrer Pflichten anzuhalten und das Interesse der
kommunalen Selbstverwaltung an der Schule zu fordern. Die Schulaufsicht in NRW ist dreistufig organ-
siert: Das Ministerium ist, entsprechend Art. 7 Abs. 1 GG, nach dem das gesamte Schulwesen unter der
Aufsicht des Staates steht, die oberste Schulaufsicht. Die Bezirksregierung hat die mittlere Schulaufsicht
inne. Auf Ebene der Kreise und Kommunen ist das Schulamt als untere Schulaufsicht angesiedelt.*® Die
Schulaufsicht stellt ein Kondominium#’ dar, weil Gber die Aufteilung in innere, also staatlich-landesrecht-
lich verankerte Zustandigkeiten, und duBere Schulangelegenheiten in Zustindigkeit der Kommune, die
staatlichen Regelungsbefugnisse mit der Allzustandigkeit der Kommune auf deren Gebiet zusammentref-
fen. Laut § 88 Abs. 4 SchulG NRW sollen Schulaufsichtsbehdrden und Schultrdger eng zusammenarbeiten
und sich gegenseitig und rechtzeitig liber MaBnahmen in der jeweils anderen Zustandigkeit informieren. §
77 Abs. 8 SchulG NRW legt fest, dass die Schulaufsichtsbehdrde inre Aufgaben im Einvernehmen mit der

Kommunalaufsichtsbehorde wahrnimmt.

Insgesamt zeigen die Kooperationspflichten in den Gesetzen wie auch die Interaktion zwischen Kommunal-
und Rechtsaufsicht, dass der Kommune auf Basis ihrer Allzustandigkeit, die auf ihrer Nahe zu den Biirge-
rinnen und Biirgern griindet, mannigfaltige Mdglichkeiten offenstehen, um Angebote und Institutionen zu
gestalten, die auf die Bedarfe der Kinder vor Ort abgestimmt sind und gelingendes Aufwachsen unterstiit-

zen.

44 https://www.bezreg-muenster.de/de/wir_ueber_uns/organisation/abteilungen_2/index.html
https://www.brd.nrw.de/themen/gesundheit-soziales/sozialwesen/kinder-und-jugendhilfe .

45 https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-2/dezernat-24 : Dezernat 24
- Offentliche Gesundheit, medizinische und pharmazeutische Angelegenheiten, Krankenhausangelegenheiten Sozial-
wesen, Gesundheitsfachberufe (nrw.de) ; Startseite | Bezirksregierung Arnsberg (nrw.de).

46 §§ 2-13 LOG NRW; Bogumil et al. 2016, S. 17, 18, 23, 24.

47 Bogumil et al. 2016, S. 13, 14, 33.
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https://www.bra.nrw.de/

5. Fazit

Der eingangs eingeflihrte Zusammenhang zwischen Armut, Elternhaus, Gesundheit, Schullaufbahn und den
darauf basierenden schlechten oder fehlenden Schulabschliissen zeigt die ungebrochene Verbindung von
Herkunft und Lebenschancen. Trotz des Status des Kindes als Trager aller Grundrechte, der Verpflichtung
der Eltern und der Begleitung des Aufwachsens in staatlicher Verantwortung liber die Regelungen des SGB
[, SGB VIIl und des SchulG NRW gelingt es nicht, Personlichkeitsentfaltung und den Erwerb schulisch
vermittelter Fahigkeiten fiir benachteiligte Kinder sicherzustellen. Die staatsorganisatorisch verankerten
Regelungen zur Aufsicht bergen jedoch Potenzial, um der Intention des Gesetzgebers zu mehr Wirkung zu
verhelfen.

Der Gesetzgeber muss sich in der Sozial-, Schul- und Integrationsgesetzgebung sowie der Gestaltung von
Forderprogrammen, die dem Abbau benachteiligter Lebenslagen dienen sollen, kritisch der Frage stellen,
was dringend zu verdndern ist, um insbesondere benachteiligte Kinder in der effektiven Wahrnehmung
ihrer Grundrechte zu unterstiitzen. Politik und Verwaltung sind gefordert, wirksame Prozesse zu entwi-
ckeln, die der Rechtsprechung des BVerfG entsprechen, nach der der Staat die Lebensbedingungen des
Kindes sichern muss, die fiir sein gesundes Aufwachsen erforderlich sind.*® Der Anspruch des Kindes auf
schulische Bildung und Leistungen der Jugendhilfe zur Persénlichkeitsentfaltung sollte sich in der kommu-
nalen Realitat tatsachlich fiir alle Kinder wiederfinden. Dazu kdnnte das Instrumentarium von Fach- und
Rechtsaufsicht bei gesetzlich verankerten Kooperations- und Planungspflichten fiir Kinder und Jugendliche
verstarkt angewendet werden, damit Grundrechtstragerschaft und Rechtwahrnehmungsmacht besser in-
einandergreifen. Die Indienstnahme der Aufsicht gefdhrdete dariiber hinaus weder den Kernbereich der
kommunalen Selbstverwaltung noch das Elternrecht nach Art. 6 GG, bietet aber einen bisher wenig ge-

nutzten Hebel, um Benachteiligung auf Grund sozialer Herkunft gezielter entgegenzutreten.
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Resilienzkonstellationen starken. Ansatzpunkte fir lokale Strategien ge-
gen Kinderarmut

Johannes Schiitte, Institut fiir Sozialpolitik und Sozialmanagement (ISSM), TH KéIn

In der Bundesrepublik Deutschland hdngen Bildungs- und Teilhabechancen von Kindern nach wie vor sehr
stark von den sozialstrukturellen Merkmalen der Familie ab, obwohl in Deutschland Jahr fiir Jahr Milliarden
fiir soziale Zwecke verausgabt und das Sozial- und Bildungssystem gut ausgebaut ist. Dennoch lasst sich
beobachten, dass ein kleiner Teil der Schulabganger:innen trotz sozial-strukturell unglinstiger Bedingun-
gen recht hohe Bildungstitel erwirbt. Diesen Kindern wird im Nachhinein haufig das Merkmal ,resilient”
zugeschrieben. In der vorliegenden Kurzexpertise soll die Frage bearbeitet werden, welche Konstellationen
vor Ort eventuell dazu beitragen konnen, dass die Lebenschancen der Kinder weniger vom Einkommen ihrer
Eltern abhdngig sind. Es geht somit also um den Abbau sozialer Ungleichheit durch Resilienzférderung.
Dabei fokussiert die Expertise sich nicht auf personale Eigenschaften, sondern bezieht sozial-materielle
Unterstlitzungsarrangements, z.B. in Form kommunal koordinierter Bildungslandschaften und Praventions-

ketten, mit ein und sucht nach ersten Ansatzpunkten.

1. Einleitung

Kinderarmut, orientiert am Lebenslagenkonzept, stellt ein komplexes Problem dar. Nach dem Lebenslagen-
ansatz bedeutet Armut Einschrankung von Spielrdumen in verschiedenen Teilhabedimensionen und nicht
ausschlieBlich einen Mangel an finanziellen bzw. materiellen Giitern. Es geht somit um geringere Még-
lichkeiten der gesellschaftlichen Teilhabe und schlechtere Chancen auf ein Aufwachsen in Wohlergehen.

Komplex ist das Problem der Kinderarmut schon deshalb, weil diese Spielrdaume in den einzelnen Teilhabe-
dimensionen sehr schwer und nur mit hohem Aufwand empirisch erfassbar sind. Auch aus diesem Grund
greift die Armuts- und Reichtumsforschung, aber auch die kommunale Ebene, haufig auf Statistiken zu-
rick, welche die finanzielle Situation der Familie abbilden. Nach dem Armutsbericht des Paritatischen
Wobhlfahrtsverbandes leben 1,6 Mio. Kinder unter 15 Jahren in Haushalten, die SGB-II-Leistungen erhalten
und lediglich fiir ein Viertel dieser Kinder ist dieser Zustand voriibergehend. Knapp ein Drittel der Kinder
lebt bereits seit vier Jahren oder ldnger in einer materiell deprivierten Lage (Tophoven 2020). Eine Aus-
nahme stellt die AWO-ISS Kinderarmutsstudie dar. Hier werden Benachteiligungen in Lebenslagendimen-
sionen (materiell, sozial, kulturell) erfasst. Allerdings definiert auch diese Studie arme Familien allein Gber
den SGB II-Leistungsbezug. Bei den in Deutschland vorliegenden Studien zu Kinderarmut entsteht der Ein-
druck, die Einschrankungen der Teilhabechancen von Kindern seien eine direkte Folge der 6konomischen
Armut der Eltern (vgl. Holz 2009 & 2012 72; Alt/Lange 2009; Andresen/Hurrelmann 2010; Baumann/Seils
2014; Laubstein u.a. 2016: 45). An dieser Stelle zeigt sich, warum bei Kinderarmut von einem komplexen

Problem gesprochen werden muss. Es gibt sehr groB3e Korrelationen zwischen der finanziellen Situation der

55



Familie und der Wahrscheinlichkeit, dass Kinder beziiglich der materiellen Dimension (Kleidung, Erndhrung,
Wohnen), aber auch im sozialen und kulturellen Bereich Deprivationen erfahren (vgl. Hock et al. 2014). Ob
allerdings die finanzielle Situation in den Familien allein ursachlich ist fiir diese Deprivationen, ist damit
nicht gesagt. AuBerdem besteht nach dem Lebenslagenansatz die Mdglichkeit, Benachteiligungen in einer
Dimension durch andere kompensieren zu kdnnen. Wie und mit welchen Wechselwirkungen die unter-
schiedlichen Benachteiligungs- und Schutzfaktoren miteinander interagieren, ist allerdings empirisch re-
lativ unklar.

Die dynamische Armutsforschung betont die zeitliche Dimension des Zusammenwirkens der verschiedenen
Deprivationsfaktoren. So wird es mdglich zu beschreiben, warum auch eher kleinere sogenannte weiche
Benachteiligungsfaktoren liber die Zeit hinweg eine groBe Wirkung auf die Teilhabemdglichkeiten von Kin-
dern haben konnen. Im Negativfall verstarken sich die verschiedenen Faktoren so, dass es zu einer Ab-
wartsspirale kommt. Die anfangs noch vorhandenen Schutzfaktoren und Copingstrategien greifen mit der
Zeit nicht mehr und es entsteht der subjektive Eindruck, nichts an der eigenen Situation dndern zu kénnen.
In von Armut betroffenen Familien fehlt es somit nicht nur am finanziellen Spielraum, sondern haufig auch
an den Mdglichkeiten sogenannte Selbstwirksamkeitserfahrungen zu machen. Die Resilienzforschung hat
gezeigt, dass Selbstwirksamkeitserfahrungen und das Kohdrenzgefiihl grundlegend sind, um Belastungen
auszuhalten und negativen Stress vermeiden zu kdnnen (vgl. Schiitte 2013).

Kommunale Priaventionsketten zielen deshalb darauf ab, Konstellationen zu stirken, die Resilienz wahr-
scheinlicher zu machen. Oder anders ausgedriickt, Kinder in den verschiedenen Dimensionen des Lebens-
lagenansatzes zu stdrken, sodass sie in der Lage sind, die Deprivationen denen sie ausgesetzt sind zu kom-

pensieren.

2. Ansatzpunkte fir lokale Strategien gegen Kinderarmut

Aufgrund der Komplexitat des Problems Kinderarmut, als auch aufgrund der Unterschiedlichkeit der Situ-
ationen in den Kommunen, kann es keinen allgemein giiltigen Masterplan fiir lokale Strategien gegen
Kinderarmut geben. Dennoch lassen sich aus den aktuellen Fachdiskursen z.B. zu Bildungslandschaften
(vgl. z.B. Bollweg/Otto 2011) und Priventionsnetzwerken (vgl. z.B. Dezort et al. 2018; ISS 2016; Winkel-
hofer/Schiibel 2012; LVG AFS Niedersachsen e.V. 2011) einige Ansatzpunkte ableiten, die auf kommunaler

Ebene die Initiativen gegen Kinderarmut unterstiitzen:

a. Pfadabhangigkeiten beriicksichtigen

In den allermeisten Kommunen gibt oder gab es Initiativen, die sich direkt oder indirekt mit dem Thema
Armut bei Kindern und Jugendlichen befassen. Somit gibt es in der Regel lokales Erfahrungswissen, an das
angekniipft werden kann. Welche Bedeutung dies hat, wird in einer DJI-Studie im Rahmen des Projektes:
Wissenschaftliche Begleitung des Nationalen Aktionsplans fiir ein kindgerechtes Deutschland 2005-2010"

deutlich. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass ein ,kommunales Programm gegen Kinderarmut [...]
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leichter initiiert werden [kann], wenn an bestehende Erfahrungen angekniipft wird" (Winkelhofer/Schiibel
2012: 437). Der Befund deckt sich mit den Ergebnissen der Grundlagenforschung zu organisationaler Trag-
heit und der Pfadtheorieforschung, die zeigen, dass ein strategischer Richtungswechsel mit fortschreiten-
der Zeit voraussetzungsvoller wird (Lock-In-Effekte bzw. Irreversibilitit von Pfadverldufen) (vgl.
Schrey6gg/Sydow 2003). So hat das Ankniipfen an bestehende Erfahrungen nicht nur den Vorteil, dass
positive Entwicklungen weitergefiihrt werden kdnnen, sondern ist fiir die Weiterentwicklung kommunaler
Initiativen von zentraler Bedeutung. Nach pfadtheoretischen Annahmen muss die Historie beriicksichtigt
werden, miissen bisherige kommunale Strategien und Entscheidungen zur Bekdmpfung von Kinderarmut
analysiert und bei der Entwicklung neuer Ansatze einbezogen werden. Selbst wenn die Initiativen in der
Vergangenheit wenig erfolgreich waren, haben sie dennoch eine Bedeutung z.B. fiir die Wahrnehmung des

Themengebietes oder fiir die Bereitschaft, sich neuen Initiativen anzuschlieBen (vgl. Ramboll 2018: 80 ff.).

b. Betroffenheit erzeugen

Um die notige Zustimmung fiir Transformationsprozesse organisieren zu kdnnen, ist es hilfreich, einer mog-
lichst groBen Gruppe deutlich zu machen, dass das angesprochene Problem etwas mit ihnen zu tun hat. Es
geht darum, die individuelle Relevanz eines gesellschaftlichen Themas deutlich zu machen. So kann es z.B.
helfen darzustellen, dass arme Kinder in Zukunft nur dann einen Beitrag in die gesetzliche Rentenversi-
cherung leisten kdnnen, wenn wir ihnen heute Strukturen bieten, die es ihnen erlauben, einen berufsqua-
lifizierenden Abschluss zu erreichen. Auch die bereits zitierte DJI-Studie kommt zu dem Ergebnis, dass ein

Jentscheidender erster Schritt [darin] besteht [...], das Thema Kinderarmut éffentlich zu
machen” (Winkelhofer/Schiibel 2012: 437).

Fiir Vertreter:innen der Politik kann diese Transparenz vor allem dann gefahrlich sein und Widerstande
provozieren, wenn Politik als handlungsunfahig dargestellt wird. Somit ist es hier strategisch wichtig, kon-
krete Zielsetzungen zu formulieren, die auf Ebene der Kommune realistisch adressierbar sind und sich den-
noch nicht in einem Wirrwarr an EinzelmaBnahmen erschépfen (vgl. Winkelhofer/Schiibel 2012: 439). So-
genannte Quick-Wins, also schnelle Resultate, sind notwendig, da die angepeilten Ziele in der Regel nicht
kurzfristig zu erreichen sind. Damit bei dieser Arbeit das Commitment erhalten bleibt, braucht es zusatzlich
zu einer Gesamtstrategie kleinschrittigere Projekte, die allen Beteiligten einen kurzfristigen und auch nach
auBen vermittelbaren Benefit bringen. In diesem Zusammenhang spielt eine professionelle Offentlichkeits-
arbeit eine wichtige Rolle, um den langfristigen Riickhalt der Initiative sichern zu kdnnen (vgl. Dezort et al.
2018). Dies macht es maglich, auch in der politischen Kommunikation Erfolge darzustellen. AuBerdem ist
es von Vorteil, wenn das Thema ,Bekdmpfung von Kinderarmut" Gber Partei- und Organisationsgrenzen

hinweg diskutiert und nicht zu stark mit Einzelinteressen verkniipft wird (vgl. /SS 2016: 5 ff.).
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c. Verantwortungsgemeinschaft
Wenn Kinderarmut multidimensional als komplexes Problem verstanden wird, ist eine Umstrukturierung
der kommunalen Verwaltungsstrukturen bzw. -abldufe in Richtung einer Starkung der mterlibergreifen-
den Kooperation unumganglich, um integrierte Unterstlitzungsangebote machen zu kdonnen. Die hierzu
angezeigten tiefgreifenden Veranderungen des Verwaltungshandelns bediirfen tragfahigen Beschliissen
des Stadt- oder Gemeinderates (vgl. Winkelhofer/Schiibel2012: 440; ISS 2016: 9). Vor allem, wenn es auch
um die Bildung ressortiibergreifend genutzter Budgets geht, ist dies unumganglich. Neben diesem top-
down Prozess sind bottom-up Initiativen zentral. Nicht allein um vorhandene fachliche und strukturelle
Ressourcen einzubeziehen, sondern auch weil liber eine friihzeitige Information und Beteiligung von Sta-
keholdern, die Netzwerkwahrung Vertrauen erst entstehen kann (vgl. ISS 2016: 14; Winkelhofer/Schiibel
2012: 436 ff.). Ohne eine kooperative Kultur bleiben Strukturen leer und unwirksam. Kulturverdnderungen
lassen sich nicht von oben anordnen, sondern miissen partizipativ entwickelt werden. Eine solche kommu-
nikative Herstellung einer kommunalen Tragerschaft muss, im Sinne eines Multi-Level-Governance Ansat-
zes, die gesamte Stadtgesellschaft miteinbeziehen. Uber partizipative Prozesse und eine (Selbst-)Verpflich-
tung auf gemeinsame Ziele ist Steuerung maoglich, auch in Bereichen in denen formell keinerlei Maglich-
keiten dazu bestehen (vgl. Benz 2010: 127 ff.).
Wenn es gelingt, die Kooperation auf ein gemeinsames Ziel hin auszurichten (Finalitits- anstatt Kausali-
tatsdenken), konnen Verantwortungsgemeinschaften entstehen, in denen Zustandigkeiten und biirokrati-
sche Hindernisse tiberwunden werden kdnnen.

JVerantwortungsgemeinschaft heiBt, dass alle beteiligten Akteure und Partner sich

gleichermaBen fiir die Ziele und MaBnahmen verantwortlich fiihlen. Solche Produkti-

onsnetzwerke bilden eine Handlungsstrategie, die von allen Ebenen in Politik, Verwal-

tung, freien Trdgern, durch Fachpraxis und Gesellschaft mitgetragen werden muss”

(LVR-Landesjugendamt Rheinland 2017: 35 f.).
Gerade auch in der Kooperation zwischen 6ffentlichen und freien Jugendhilfetragern, die trotz des gesetz-
lichen Anspruchs einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit (SGB VIII), von ungleichen Entscheidungs-
und Machtverhaltnissen gepragt sind, ist eine gemeinsame Zielorientierung elementar. Damit die gesteck-
ten Ziele auch wirklich gemeinsame Ziele sind, ist eine friihe Beteiligung aller Stakeholder grundlegend.
Scheinbeteiligung oder ein zu hierarchisches Vorgehen produzieren oft das Gegenteil davon, was eigentlich
bezweckt werden soll. So provoziert ein noch so ausgefeiltes Controlling, welches top-down eingefiihrt
wird, mit groBer Wahrscheinlichkeit genau die (unrealistischen) Daten, die fiir eine fachliche Steuerung
ungeeignet sind (Phdanomen des ,Kaputtschreibens' der Zielgruppe). Im worst-case werden auf beiden Sei-
ten enorme Ressourcen fiir die Rechtfertigung bzw. Uberpriifung der Zielerreichung verbraucht (,control-

ling"), anstatt sich Gber einen fachlichen Dialog auf gemeinsame Ziele zu einigen und diese gemeinsam

anzustreben (,trusting’).
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d. Steuerung und Koordination
Um Initiativen gegen Kinderarmut systematisch zu etablieren, braucht es tragfdhige Gremienstrukturen

mit klaren Aufgabenverteilungen und eine kommunale Koordination des Gesamtprozesses. Kommunale
Steuerungsgruppen, die Akteurinnen und Akteure aus unterschiedlichen Bereichen innerhalb und auBer-
halb der Kommunalverwaltung miteinbeziehen, ermdglichen ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen (vgl.
1SS 2016: 13). Damit Initiativen handlungsfihig sind, muss die Steuerungsgruppe mit Entscheidungsmacht
ausgestattet sein, z.B. durch eine direkte Anbindung an die kommunale Spitze (Stabsstelle). Die Entschei-
dungswege sollten mdglichst schlank sein, und fiir Teilbereiche ist es haufig zielfiihrend, wenn einzelne
Akteure eigenstdndige Entscheidungsbefugnisse erhalten. Die DJI-Studie kommt zu dem Ergebnis:
JAkteurinnen und Akteure [brauchen] die Macht, Entscheidungen zu treffen” (Winkel-
hofer/Schiibel 2012: 436).

Steuerungsgruppen kénnen dann in zwei Richtungen wirken: Zum einen fungieren sie top-down als Koor-
dinierungsinstanz bei der Umsetzung (z.B. von Ratsbeschliissen), zum anderen dienen sie der Konkretisie-
rung der jeweiligen Vorgaben (bottom-up). Durch die Biindelung des Erfahrungswissens der beteiligten
Akteur:innen werden so passgenaue und gangbare Wege der Umsetzung gefunden (vgl. MFKJKS 2015: 17).
Um eine Steuerungsgruppe auch lber langere Zeit als zentrales Steuerungsorgan zu etablieren, ist zum
einen eine gewisse Konstanz in der Zusammensetzung hilfreich, zum anderen braucht es Personen, die den
Gesamtprozess strukturieren. Hierflir haben sich speziell qualifizierte kommunale Koordinationskrafte be-
wahrt. Das Aufgabenprofil einer solchen Netzwerkkoordination umfasst neben einer systematischen Netz-
werkanalyse vor allem eine Vermittlungsrolle. Die wissenschaftliche Begleitung des LVR-Férderprogramms
.Jeilhabe ermdglichen — Kommunale Netzwerke gegen Kinderarmut” in Nordrhein-Westfalen kommt zu
dem Schluss, dass die/der Koordinator:in

Jvor der Aufgabe [steht], gleichzeitig neue Strukturen zu etablieren [...] und auch immer
wieder Aktivitdten anzustoBen bzw. umzusetzen. Es gilt, diesen ,Spagat’ zu meistern,
dabei auch als ,Mittler' zwischen Netzwerkpartnern und kommunalen Amtern zu fun-
gieren und fiir den erfolgreichen Aufbau eines Netzwerkes eine gute Balance dabei zu
finden" (ISS 2016: 16).
Hierzu braucht es vor allem personelle bzw. finanzielle Ressourcen (vgl. ebd., S. 11 f), die vor allem in

Kommunen mit schwieriger Haushaltslage nicht immer bereitgestellt werden kdnnen.

€. Ungleiches ungleich behandeln
Orientiert am Gkosystemischen Ansatz (vgl. Bronfenbrenner 1981) sind die materielle und soziale Umwelt

eines Kindes und die unterschiedlichen Wechselbeziehungen pragend fiir die kindlichen Entwicklungschan-
cen. Strategien zur Bekdmpfung von Kinderarmut miissen deshalb die Konstellationen, in denen sie leben
und aufwachsen, einbeziehen. Dazu gehdren Bezugspersonen, z.B. Eltern, aber auch Peers und rdumliche
Gegebenheiten. Dies zeigen unter anderem Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung des NRW-
Modellvorhabens ,Kein Kind zuriicklassen! Kommunen in NRW beugen vor (KeKiZ)". Die Erhebung kommt

zu dem Schluss, dass sich die Angebote in die Lebenswirklichkeit der Adressat:innen einpassen und dort
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dauerhaft verankert sein miissen, um wirksam sein zu kénnen (vgl. Franzke et al. 2017: 80). Als ein beson-
ders wichtiger Aspekt wird hier das Andocken an Regelinstitutionen hervorgehoben. Die Begleitforschung
weist

«insbesondere den Akteuren aus den entwicklungsbegleitenden Institutionen Kita,

Schule und Gesundheitswesen eine bedeutende Rolle zu" (Franzke et al. 2017: 80).
Uber diese Einrichtungen werden arme Kinder stigmatisierungsarmer erreicht, da (fast) alle Kinder die ge-
nannten Institutionen besuchen und diese bereits in die Alltagsroutinen der Familien integriert sind.
Um Herausforderungen fiir das kommunale Handeln identifizieren zu kénnen, bedarf es einer empirischen
Bestandsaufnahme der Aufwachsens- und Lebensbedingungen von Kindern, Jugendlichen und deren Fa-
milien innerhalb einer Kommune. Ziel ist es, benachteiligende Lebenslagen kleinrdumlich sichtbar zu ma-
chen, um dann Ressourcen bedarfsorientiert zu steuern. Nach dem Grundsatz ,Ungleiches ungleich behan-
deln’ werden jene Rdume und Einrichtungen besonders unterstiitzt, in denen am meisten Bedarf besteht
(vgl. Hilke et al. 2017). Es geht darum, die Angebote, von denen besonders Kinder aus armen Familien
profitieren, dort anzubieten, wo diese Menschen leben (vgl. Dezort et al. 2018: 5 ff.). Dieser Ansatz zielt
darauf ab, beispielsweise in Schulen

Ldurch zusdtzliche pddagogische Férderung und Unterstiitzung Effekte der Schiilerzu-
sammensetzung zu kompensieren und chancenausgleichend wirken zu kénnen” (Bel-
lenberg et al. 2016: 22)

oder z.B. gerade in sozial benachteiligten Stadtteilen, Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren wei-

terzuentwickeln.

. Armutssensibilitit
Es geht darum, Institutionen armutssensibel auszugestalten und diese somit ,kindfahig' zu machen und

nicht zu erwarten, dass sich arme Kinder bzw. Familien an institutionelle Vorgaben anpassen. Die KeKiZ-
Begleitforschung zeigt, dass viele kommunale Unterstiitzungsangebote eher anbieterdominiert sind. Das
bedeutet, die organisatorischen Rahmenbedingungen wie z.B. Angebotsstandort, Offnungszeiten, Raum-
gestaltung, Preise oder der Name des Angebots, aber auch die inhaltliche Konzeption (z.B. Zielgruppenbe-
zug versus Ansprache aller Kinder), richten sich starker nach den Erfordernissen auf Anbieterseite und sind
weniger an den Bediirfnissen der Adressat:innen ausgerichtet (vgl. Franzke et al. 2017: 80). Ein Beispiel
sind die Stichtagsregelungen beim Bildungsiibergang. Diese orientieren sich weniger an der kindlichen
Entwicklung als an organisatorischen Gegebenheiten der Institutionen. Ein flexibles Denken in Entwick-
lungskorridoren ist bei der Feststellung z.B. der Schulfahigkeit nicht Giblich. An den verschiedenen Uber-
gangen kommt es somit immer wieder zu Abbriichen von Férderangeboten, da sich die Finanzierungsstruk-
turen hdufig nach den Institutionsgrenzen richten. Um solche oder ahnliche Fehlsteuerungen zu vermeiden,
die z.B. durch Finanzierungslogik oder biirokratische Vorgaben (Bediirftigkeitspriifung) verursacht werden,

braucht es flexiblere Losungen.
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Bei der armutssensiblen Gestaltung von Angeboten geht es auch um die Vermeidung von Labeling-Effek-
ten, die besonders bei zielgruppenspezifischen Unterstlitzungsangeboten auftreten und zu einer zusatzli-
chen Stigmatisierung flihren kdnnen. Armutssensibilitdt spricht somit auch die fachliche Kompetenz der
Mitarbeiter:innen an. In der Praxis dominieren haufig verzerrte Vorstellungen (Mittelschichts-Bias) tiber
die Handlungsmdglichkeiten und Gewohnheiten von armen Menschen (vgl. Hock 2014: 64ff.). Fachkrifte
brauchen ein Verstindnis der familidren (Ressourcen-)Situation, um eine Habitus-Struktur-Reflexivitat
entwickeln zu kdnnen, die es erméglicht, die gesellschaftlichen Anteile der benachteiligten Situation wahr-
nehmen zu kénnen (vgl. Schmitt 2014: 79). Neben einem bewussteren Umgang mit stereotypen Zuschrei-
bungen und Vorurteilen, ist die direkte Beteiligung von armen Menschen von groBer Relevanz (vgl. AGJ
2017: 17). Armutssensibilitat ermdglicht den Fachkréften ein tieferes Verstéandnis der Lebenswelt armer

Kinder und verbessert damit vor allem die Selbstreflexion der Professionellen.

g. Wissensbasierung

Unter Wissensbasierung ldsst sich verstehen, dass Handlungsentscheidungen zu kommunalen Strategien
auf Grundlage einer moglichst breiten und reflektierten Wissensbasis getroffen werden. Aus dieser Per-
spektive ist es notwendig, unterschiedliche Wissensformen fiir die Entwicklung und Auswahl von Hand-
lungsstrategien zu nutzen. Informationsquellen kdnnen sein: sozialstatistische Daten, das Fachkrafte- bzw.
Adressat:innenwissen, Erfahrungswissen (u.a. good-practice Beispiele) und Ergebnisse der anwendungsbe-
zogenen Forschung. In den seltensten Fallen wird es moglich sein, einen direkten kausalen Wirkungszu-
sammenhang zwischen einem Unterstiitzungsangebot und der Wirkung bei den Adressat:innen herzustel-
len. Somit kann es an dieser Stelle lediglich darum gehen, einen Handlungsansatz auf einer moglichst
breiten Wissensbasis zu plausibilisieren. Die konkretisierten Wirkungsannahmen dienen dazu, mithilfe ei-
nes gezielten Monitorings, die eigenen Entscheidungen reflektieren zu kdnnen und gegebenenfalls begriin-
det umzusteuern.

Ein erster Schritt fiir die Initiierung sektorenlbergreifender Steuerungsprozesse kann die gemeinsame In-
terpretation von Planungsdaten sein (vgl. Ramboll 2018: 23 ff.). Daflir miissen sozialstatistische Daten so
aufbereitet werden, dass Akteur:innen aus unterschiedlichen Fachdisziplinen mit den Ergebnissen arbeiten
konnen. Um diese Prozesse handhabbar zu gestalten, kann es auBerdem sinnvoll sein, die Analyse auf ein
tiberschaubares Set an aussagekrdftigen Indikatoren zu beschranken. Grundsatzlich ist zu beachten, dass
Kennzahlen Informationen dazu liefern, wo ein Problem und damit Handlungsbedarf bestehen kdnnte, aber
nicht, wie das Problem geldst werden kann. Hierzu gilt es vor allem, das vorliegende Erfahrungswissen,
evtl. auch aus anderen Kontexten, zu nutzen. Ein niedrigschwelliger Weg konnte z.B. ein Fachkrafte-
workshop zu haufig auftauchenden Bedarfslagen der Nutzer:innen sein. Auf Grundlage einer Analyse der
Nutzer:innenperspektive vor Ort (erhoben z.B. durch Nutzer:innenbefragungen, Stadtteilbegehungen oder
Photosafaris) und einer aussagekriftigen Aufarbeitung der Analyseergebnisse, konnen Fachkrafte-

workshops wertvolle Hinweise liefern, wie Herausforderungen vor Ort zu bearbeiten sind. Zur Umsetzung
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solcher Workshops bieten sich Open Space-Veranstaltungen oder Planungszellen an. Als ndchstes konnen
kleinere, raumlich begrenzte Projekte konzipiert werden, die im Sinne eines Testballons, zunéchst zeitlich
befristet, die erarbeiteten Losungsstrategien erproben. Hierbei ist darauf zu achten, dass ausgewertet wird,
inwieweit sich die zugrunde gelegten Wirkungsannahmen als geeignet erweisen oder nicht. Wenn Ansatze
Jfunktionieren”, miissen sie in die Regelférderung liberfiihrt werden; wenn nicht, geht es darum, einen

anderen Lésungsweg zu suchen.

2. Fazit

Die in Deutschland verausgabten Mittel fiir soziale Zwecke fiihren nicht dazu, dass das Problem Kinderar-
mut effektiv und nachhaltig bekdmpft wird. Eine zentrale Herausforderung liegt hier vor allem darin, dass
das differenzierte Hilfesystem und die Spezialisierung von institutionellen Zustandigkeiten und Verwal-
tungsstrukturen (Politik- und Verwaltungsverflechtung) nicht zu der Komplexitit des Problems Kinderar-
mut passen. Dennoch lassen sich Ansatzpunkte ableiten, die auf kommunaler Ebene Konstellationen er-
moglichen konnen, die Resilienz wahrscheinlicher machen. Damit die Lebenschancen der Kinder weniger
vom Einkommen ihrer Eltern abhéngig sind, muss auf der kommunalen Ebene die ressortiibergreifende
Zusammenarbeit gestarkt und sozial-materielle Unterstiitzungsarrangements Nutzer:innenorientiert aus-
gerichtet werden. In der vorliegenden Expertise wurden Ansatzpunkte skizziert, die zu einem Gelingen
beitragen konnen (Pfadabhingigkeiten beriicksichtigen, Betroffenheit, Verantwortungsgemeinschaften
und Strukturen entwickeln, Ungleiches ungleich behandeln, Armutssensibilitdt und wissensbasiert han-
deln).

Gleichzeitig muss beriicksichtigt werden, dass Kommunen als alleinige Akteure an Grenzen kommen, auch
weil die Lebenswirklichkeiten der Biirger:innen regional sehr verschieden sind und es groBe Disparitdten in
den Handlungsmdglichkeiten zwischen finanzstarken und finanzschwachen Kommunen gibt. Daher mis-
sen Ansdtze zur Armutsbekdmpfung alle politischen Ebenen mitdenken. So sind der Bund und die Lander
gleichermaBen gefordert um Kinderarmut zu bekdmpfen. Hier braucht es eine Starkung der vertikalen Um-
verteilung nicht nur zwischen armen und reichen Kommunen, sondern auch auf der Individualebene, sowie
eine eigenstandige Absicherung des Existenzminimums von Kindern und Jugendlichen (Kindergrundsiche-

rung).
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Bildungsbenachteiligung und soziale Ungleichheit - Praventionsketten

als Losung?

Jorg Fischer, Leiter des Instituts fiir kommunale Planung und Entwicklung - An-Institut der FH Erfurt (IKPE)

Deutschland hat ein veritables Problem im Bildungssystem, welches sich insbesondere auf die Bildungs-
chancen von sozial benachteiligten Kindern und Jugendlichen negativ auswirkt. Zudem besteht das massive
strukturelle Problem, darauf bislang nicht angemessen reagieren zu konnen. Im Kompetenzdickicht von
Bund, Ldndern und Kommunen und den daraus resultierenden tberbordenden Biirokratiestrukturen schei-
nen herkdmmliche Losungsansatze weder auf der Analyse- noch auf der MaBnahmenebene geeignet, um
das schulische Bildungswesen - jenseits von weiteren Proklamationen und neuen Modellvorhaben - sys-
tematisch und tiefgreifend so zu verandern, dass Bildungsbenachteiligungen abgebaut und kiinftig verhin-
dert werden. Welchen Beitrag Préventionsketten dabei leisten kénnen und wie Bildung ein Teil von kom-
munaler Praventionsarbeit sein kann, soll nachfolgend skizziert werden. Der Blick auf das Thema basiert
dabei auf dem Netzwerkansatz und bezieht bundesweite Erfahrungen bei der Begleitung von Bildungs-

kommunen ein.

1. Bildungsbenachteiligung als Herausforderung

Deutschland bekommt es nach den PISA-Ergebnissen immer wieder schwarz auf weil3 bestatigt: In kaum
einem anderen Industriestaat wirkt sich die soziale Herkunft so massiv auf den schulischen Bildungserfolg
aus (vgl. etwa Watermann, Baumert 2006). Trotz leichter Verbesserungen in der Gesamtbetrachtung der
schulischen Kompetenzen junger Menschen bestehen nach wie vor groBe Bildungsbenachteiligungen: In
Bezug auf Bildungszugange und -erfolge bleiben Kinder und Jugendliche aus bildungsfernen Haushalten
weit hinter jenen aus bildungsnahen, einkommensstarken und sozial privilegierten Haushalten zuriick. Be-
sonders benachteiligt sind Kinder und Jugendliche aus Familien mit Migrationshintergrund oder mit nied-

rigerem Einkommen.

Wahrend der Covid-19-Pandemie und den damit verbundenen systematischen SchulschlieBungen hat sich
diese Schere noch weiter gedffnet. Obwohl in der Krise alle Gesellschaftsmitglieder erhebliche Herausfor-
derungen bewdltigen mussten, waren die daraus resultierenden Belastungen doch sehr unterschiedlich
verteilt. Junge Menschen in der Entwicklung waren - generationell betrachtet - besonders schweren Be-
lastungen ausgesetzt (vgl. Andresen et al. 2021). Wesentliche Sozialisationserfahrungen und Entwicklungs-
angebote blieben ihnen oft versperrt. Innerhalb der jungen Generation waren wiederum all jene besonders
betroffen, die den Ausfall gesellschaftlicher Angebote aufgrund geringerer eigener Ressourcen nicht kom-
pensieren konnten. Sie waren nicht in der Lage, dem Teilversagen der Gesellschaft mit Blick auf Kindheit

und Jugend etwas entgegenzusetzen (vgl. Klundt 2023, S. 45).
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Insofern haben sich die bestehenden Bildungsbenachteiligungen im Zuge der Pandemie weiter verstarkt.
Allerdings ist im gesellschaftlichen Bewusstsein von diesem Defizit nur wenig libriggeblieben (vgl. Helbig
et al. 2022). Wenn die Pandemiefolgen fiir Kinder und Jugendliche in Bezug auf vorher vorhandene Bil-
dungsbenachteiligungen aufgearbeitet werden, verlagert sich der Fokus schnell auf das Thema Lehrkrafte-
mangel. Dann ist das schulische Bildungswesen wieder nur mit sich selbst beschaftigt. Um Bildungsbe-
nachteiligungen wirksam abzubauen, wire es aber notwendig, die spezifischen Bedarfe von benachteilig-
ten Kindern starker wahrzunehmen und im Bildungssystem zu berlicksichtigen. Eine multiprofessionelle
und interinstitutionelle Wahrnehmung und Bearbeitung mittels Vernetzung kénnen dazu einen Beitrag

leisten.

2. Netzwerkansitze im lokalen Bildungsmanagement

Inzwischen besteht weitgehend Konsens, dass das politische Ziel eines Abbaus von Bildungsbenachteili-
gungen nicht erreicht werden kann, wenn die Bildungsbedarfe im Rahmen der gegenwartigen biirokrati-
schen Strukturen (Bund, Ldnder, Kommunen) (vgl. Hepp 2011, S. 108) allein administrativ und in vonei-
nander isolierten Verantwortungsbereichen bearbeitet werden (vgl. Schubert 2018). Deshalb gibt es seit
einigen Jahren umfangreiche Bemiihungen, Bildungsressourcen durch lokales Management zu biindeln:
Mittels des Netzwerkansatzes wird eine stirkere Kooperation unterschiedlicher Akteur*innen mit ihren
jeweiligen Ressourcen angestrebt, um Synergieeffekte zu erzeugen (siehe dazu etwa Fischer 2013). Pro-
grammatische Unterstiitzung erhielt dieser Ansatz mit einem erweiterten Bildungsbegriff, der nicht nur
Schule umfasst, sondern dariiber hinaus auch den Kinder- und Jugendhilfebereich mit in den Blick nimmt

(BMFSFJ 2005).

Mit strukturmodernisierenden Ansatzen wie der ,lokalen Bildungslandschaft”, der ,Transferinitiative Kom-
munales Bildungsmanagement”, aber auch mit den Programmen ,Bildung integriert" und den ,Bildungs-
kommunen" wurden auf Initiative des Bundes in 200 Kommunen und damit knapp der Halfte aller deut-
schen Kommunen vernetzende Prozesse im Bildungsbereich initiiert. Diese Ansdtze zeichnen sich durch

folgende Aspekte aus:

e cinem umfassenden Modellcharakter, der a priori zeitlich begrenzt ist,

e ciner Forderung des Bundes auf kommunaler Ebene,

e einer Dominanz schulischer Bildung, in der andere Akteur*innen nur mittels ihres Verhaltnisses
zu Schule definiert werden und

e einer Stufe von Vernetzung, die sich lberwiegend als kommunikative Austauschplattform von
Bildungsakteur*innen begreift und sich nur partiell zu einer Ebene kooperativer Leistungser-

stellung entwickelt.
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Diese Ansatze haben zu positiven Ergebnissen gefiihrt, vor allem im Entstehen lokaler Bezugsgruppen im
Handlungsfeld Bildung. Doch sind sie nicht dazu angelegt, die Beschrankungen administrativer Logik und
die damit verbundenen strukturellen Barrieren zu Giberwinden, indem - wie in den Friihen Hilfen - Vernet-
zung zur systematischen Integration von Akteur*innen und Ressourcen genutzt wird. Somit kdnnen sie
auch nicht strukturerweiternd oder strukturverdndernd wirken. Auf methodischer oder struktureller Ebene
sind mit diesen Ansdtzen keine Transfer- oder Veranderungspotenziale verbunden, sondern sie sichern le-

diglich den Status quo ab.

3. Wesensbestandteile von Priventionsketten

Dagegen kdnnen Praventionsketten den Vernetzungsansatzen in den verschiedenen Handlungsfeldern, wie
etwa auch Bildung, mit ihren methodisch und strukturell dhnlichen Herausforderungen eine programma-
tische Klammer und eine theoretische Legitimation bieten. Kooperation erscheint in diesem Zusammen-
hang nicht nur als ein methodisches Element zur Starkung von vernetzter Kommunikation, sondern bildet
eine neue Perspektive, indem in einer lebenslagenbezogenen Betrachtung sowohl férdernde als auch be-
hindernde Lebensfaktoren beriicksichtigt werden (Fischer 2021a). Mit dem Anspruch einer verhaltnispri-
ventiven Gestaltung von Lebensumwelt liegt der Fokus dabei bewusst nicht auf Erwartungen gegeniiber
den Individuen in der Stdrkung von Resilienz. Vielmehr wird versucht, auf strukturell verursachte Hinder-

nisse auch mit strukturellen MaBnahmen zu reagieren. Praventionsketten zielen dabei darauf,

e knappe Ressourcen zu verbinden,

e institutioneniibergreifende und multiprofessionelle Zugange zu verstarken,

e Synergieeffekte durch effektivere Formen der Kommunikation, Koordination und Steuerung
von Prozessen zu schaffen und

e hochwertigere Formen der Vernetzung liber bloBen Informationsaustausch hinaus anzuregen
(vgl. Fischer, Geene 2021).

Dabei orientieren sie sich an biografischen Lebensverlaufen. Deshalb fokussieren sie neben lebensalter-

und lebenslagenbezogenen Verflechtungen bewusst Settings, die auf Ubergénge in Lebensabschnitten ge-

richtet sind. Ubergangsmanagement wird insofern nicht nur auf institutionelle Ubergénge, sondern auch

auf lebensbiografische Uberginge der Menschen bezogen.

4. Bildung als Teil von Prévention

Bildung ist ein konstitutiver Teil in jeder lebenslagenbezogenen Betrachtung von individuellem Aufwachsen
und Wohlbefinden. Somit sind Aspekte von Bildung in jeder gestaltenden, auf Verhinderung und Vermei-
dung von sozialen Problemstellungen gerichteten Politik und Fachpraxis mitzudenken. Bildung gilt als ein

zentraler Schliissel, um die Auswirkungen vorhandener Probleme und Benachteiligungen zu reduzieren, das
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Fortschreiten dieser Prozesse zu verhindern und eine Neuentwicklung zu vermeiden. Gleichzeitig kann Bil-
dung weder das Versagen gesellschaftlicher Strukturen kompensieren, noch durch individuelle Férderung
gesellschaftliche Schieflagen beseitigen. Bildung ist kein Instrument, um strukturell verursachte soziale

Probleme zu |6sen (Rauschenbach 2009).

Hinzu kommt, dass in der Auseinandersetzung mit Bildungsbenachteiligungen bis heute eine Diffusitat
dariiber besteht, welches konkrete Ziel erreicht werden soll: Geht es lediglich um Chancengerechtigkeit,
bei der strukturelle Ungerechtigkeiten im Bildungssystem bestehen bleiben? Oder wird Chancengleichheit
angestrebt, die auf gleiche Ausgangschancen zielt? Oder steht Teilhabegleichheit im Fokus, die nach dem
gerechten Ausgang aller Bildungsbemiihungen fragt? Aus der begrifflichen Unsicherheit leiten sich haufig
Inkonsistenzen liber die Zielgruppen, Ansatze und Erfolgsindikatoren kommunaler Bildungsbemihungen

ab (vgl. Fischer 2020).

In der Betrachtung von Bildung als Teil von Pravention erscheint es sinnvoll, zwischen Bildung als inhalt-
lichem Thema und Bildung als System zu unterscheiden. Der erweiterte Bildungsbegriff und damit ein
Verstandnis von Bildung, welches nicht nur Schule umfasst, ist mittlerweile Standard in der Bildungsde-
batte - auch auf kommunaler Ebene. Dennoch richten sich die gegenwartigen Diskussionen im Bildungs-

management hdufig nur auf eine schulische Perspektive, in der es um strukturelle Herausforderungen geht.

5. Priventionsketten als mdgliche Antwort?

Auf der Grundlage eines erweiterten Bildungsbegriffes und der Fokussierung von Bildung als inhaltliche
Herausforderung muss ein praventiver Ansatz - etwa auch mittels der Praventionsketten - aus seinem
eigenen Selbstverstandnis heraus folgende Perspektive einnehmen: Bildung ist als zentraler Bestandteil
gelingenden Lebens zu sehen und bedarf einer vorsorgenden Gestaltung sozialer Infrastruktur. Sinnvolle
Themen fiir Praventionsketten im Handlungsfeld Bildung sind der Zugang zu Bildungseinrichtungen etwa
in der friihkindlichen Bildung, die Vernetzung der Bildungsakteur*innen, die Einbindung nonformaler Bil-
dungsangebote in Schule oder die Verbindung von Angeboten zwischen Bildung, Betreuung und Erziehung
etwa durch Familiengrundschulzentren. Schulische Akteur*innen sind dabei selbstverstandlich immer in

die ortliche Ausgestaltung einzubinden.

Dagegen erscheint es angesichts bisheriger Erfahrungen wenig sinnvoll, kommunale Vernetzung dafiir zu
nutzen, Antworten auf die Konsequenzen struktureller Unzuldanglichkeiten zu finden, zum Beispiel auf
kontrovers diskutierte Ressourcenverteilungen oder auf hemmende Faktoren im Geflecht von Bund und
Landern im Schulsystem. Praventive Ansdtze auf kommunaler Ebene und damit auch Priaventionsketten
sind nicht dazu geeignet, das Misslingen von schulischen Settings auszugleichen. Sie sind auch nicht wirk-
machtig genug, um Schwachpunkte im foderalen Bildungssystem zu beseitigen. Praventionsketten im
Handlungsfeld Bildung kénnen nur dann ihre Potenziale entfalten, wenn kommunale Anteile in der Aus-

gestaltung von Bildung beriicksichtigt und diesbezligliche Verbesserungsoptionen auf der Basis integrierter
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Planung praktisch umgesetzt werden (vgl. Fischer 2021b). Beispiele in den Kommunen zeigen auf, wie es
unter Einsatz von personlichem Engagement gelingen kann, Bildungsthemen auf lokaler Ebene voranzu-
treiben und einen tatsdchlichen Mehrwert zu erzeugen. Kennzeichen dieser Bemiihungen ist ein hohes
MaB an Pragmatismus, eine gewisse Form von Resilienz gegeniiber Beharrungsvermégen und Privilegien-
sicherung sowie intensive Vernetzungsaktivitaten, um Erfolge auch nachhaltig zu sichern. Insofern kénnen
unter bestimmten Gesichtspunkten Praventionsketten einen wertvollen Beitrag dazu leisten, Bildung als
einen weichen Faktor kommunaler Daseinsvorsorge fortzuentwickeln und sich gleichzeitig nicht im Di-

ckicht der Unzulanglichkeiten von Bildungsstrukturen zu verlieren.
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Kooperation und Integration von Diensten — Herausforderung flir lokale
Sozialpolitik: Das Beispiel des Ubergangs von Schule in den Beruf

Matthias Schulze-Béing, Beauftragter fiir Sonderaufgaben der Stadt Offenbach

1. Herausforderung Kooperation

Der deutsche Sozialstaat ist durch eine starke Differenzierung gekennzeichnet. Ein Faktor ist der Staats-
aufbau mit Bund, Landern und Kommunen und ihren jeweiligen Zustandigkeiten. Dariiber hinaus gibt es
neben der Aufgabenwahrnehmung durch staatliche oder kommunale Stellen groBe Bereiche, die durch
.korporatistische" Akteure, also zum Beispiel Arbeitgeberverbdnde und Gewerkschaften, mitgesteuert wer-
den. Dazu gehoren die Sozialversicherungen, etwa die Rentenversicherung oder die Arbeitslosenversiche-
rung mit der Bundesagentur fiir Arbeit als zustandiger Behorde. Darlber hinaus spielen private Organisa-

tionen, vor allem die groBen Wohlfahrtsverbande, eine wichtige Rolle in der deutschen Sozialpolitik.

Diese Differenzierung ist historisch gewachsen. Der Sozialstaat in Deutschland hat sich aus verschiedenen
Entwicklungsstrangen und Traditionen herausgebildet, die den besonderen Charakter der einzelnen Aufga-
bengebiete pragen, Interessensphiren definieren und Entwicklungspfade in einem gewissen MafBe vor-
zeichnen. So hat im Bereich der Armenfiirsorge das private und ehrenamtliche Element eine lange Tradi-
tion, die das Rollenverstandnis der Wohlfahrtsverbande in Abgrenzung zur Aufgabenwahrnehmung durch
staatliche oder kommunale Stellen bis heute pragt. Seit der Jahrhundertwende und verstarkt in den 1920er
Jahren begann sich die Fiirsorge immer weiter zu differenzieren. Es bildeten sich auf nationaler Ebene
Vereine, die spezialisierte fachliche Kulturen der Hilfe fiir die verschiedensten Zielgruppen entwickelten.
Im Recht gab es immer mehr Spezialgesetze, die Anspriiche und Leistungen fiir Zielgruppen und Lebensla-

gen normierten (SachBe/Tennstedt 1988).

Verstarkt wird die Differenzierung des Sozialstaats auch durch die im internationalen Vergleich starke Ver-
rechtlichung der Sozialpolitik in Deutschland. Es gibt fast fiir jedes sozialpolitische Aufgabengebiet spezi-
elle Gesetze und Rechtskreise, die auf der einen Seite ein relativ groBes MafB an Handlungssicherheit,
Berechenbarkeit und Zurechenbarkeit von Verantwortung fiir die Qualitdt und RechtmaBigkeit der Leis-
tungen schaffen, auf der anderen Seite aber auch die Abgrenzung der sozialpolitischen Aufgabengebiete

untereinander verstarken.

Die einzelnen sozialpolitischen Politikfelder haben eigene institutionelle Strukturen herausgebildet, eigene
Fachlichkeiten mit spezialisierten Qualifikationen des dort eingesetzten Personals, besonderen Verstand-
nissen des Berufs und der beruflichen Identitdt und nicht zuletzt besonderer beruflicher und organisatori-

scher Kulturen, die das Selbstverstandnis und das Handeln der dort tdtigen Menschen pragen.

Soziologisch kann man die Differenzierung des Sozialstaates auch als Reaktion auf die zunehmende Kom-

plexitdt sozialpolitischer Aufgabenstellungen verstehen, die zu einer zunehmenden Spezialisierung der
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Problembearbeitung und damit verbunden zu einer immer starkeren Arbeitsteilung fiihrt. Diese Speziali-
sierung kann zur Erhdhung der Leistungsfahigkeit der einzelnen Bereiche und zu einer groBeren Stabilitat
des Systems der Sozialpolitik insgesamt fiihren. Die Ausdifferenzierung von Handlungs- und Politikfeldern
kann dazu beitragen, Interessens- und Zielkonflikte zu befrieden. Das System der Sozialpolitik kann insge-
samt flexibler auf gesellschaftliche Veranderungen und neue Herausforderungen reagieren, wenn notwen-
dige Anpassungen in lberschaubaren und besser steuerbaren Teilsystemen vorgenommen werden und

nicht immer alles grundsatzlich in Frage gestellt werden muss.'

Es entsteht damit jedoch auch ein Koordinierungsproblem und das Risiko, dass sich die einzelnen Teile der
Sozialpolitik verselbststandigen, der Zusammenhang der Politikfelder schwéacher wird oder verloren geht
und die Koordination der verschiedenen Aufgabenbereiche eine immer gréBere Herausforderung darstellt

und oft auch nicht gelingt.

Arbeitsteilung und spezialisierte Zustandigkeiten bergen in organisationspsychologischer Hinsicht immer
das Risiko der Herausbildung von ,Silo-Mentalitaten”, also der Orientierung der professionell Handelnden
ausschlieBlich im eigenen Arbeitszusammenhang und in der eigenen Fachlichkeit und einer professionellen
Haltung, die eher auf Abgrenzung als auf Kooperation und das Verstandnis eines lbergreifenden Problem-

und Sachzusammenhangs gerichtet ist.

Die Segregation der Sozialpolitik mit einer Vielzahl von verselbststandigten Handlungsfeldern, Institutio-
nen und Rechtskreisen gilt als charakteristisches Merkmal des deutschen Sozialstaates. Stdbe-Blossey u. a.
(2019) sprechen zutreffend von dem ,komplexen Sozialstaat”, der fiir die Praxis besondere Herausforde-
rungen der Koordination von institutionellen Akteuren, Leistungen und professionell Handelnden mit sich

bringt.

Die Lebensrealitdt von Klientinnen und Klienten der sozialen Arbeit fiigt sich jedoch nicht immer in das
scharf geschnittene Raster von Zustandigkeiten und ausdifferenzierten Fachlogiken von Behérden und pro-
fessionellen Arbeitsfeldern. Ihre Probleme stehen oft quer zu dieser Logik, sind zuweilen nicht eindeutig
zuordenbar oder gar ,chaotisch”. Hier st6Bt ein wohlgeordnetes System zur Einordnung der Probleme und

zur Zuordnung der Verantwortung fiir ihre Bearbeitung schnell an seine Grenzen.

Die Chance, ein differenziertes und komplexes sozialstaatliches System problem- und adressatenbezogen
zu koordinieren, besteht am ehesten auf der lokalen bzw. kommunalen Ebene. Hier haben sich oft spontan
und selbstorganisiert, ohne einen Masterplan fiir ganzheitliches Problemmanagement, pragmatische Rou-
tinen des Informationsaustauschs, der Kooperation und Vernetzung ausgebildet, die Briicken zwischen den
ausdifferenzierten sozialpolitischen Systemen bauen und die potenziell dysfunktionalen Folgen der Diffe-
renzierung mildern. Gleichwohl reicht diese integrative Kraft des Lokalen oft nicht aus, um zufriedenstel-
lende und nachhaltig wirksame Problemldsungen zu etablieren. Notwendig sind dazu auch politische und

fachpolitische Fiihrung, effektive Formen der Institutionalisierung der Zusammenarbeit und - nicht zuletzt

! Hier wird auf die soziologische Systemtheorie Bezug genommen. Eine gute Einfiihrung bietet Willke (2006).

72



- Kompetenz und Haltung bei den praktisch Handelnden. Kompetenz im Sinne der Fahigkeit, die Aufgaben
des eigenen Zustdndigkeitsbereichs in gréBere Zusammenhidnge einzuordnen, Haltung im Sinne der Be-

reitschaft, Verantwortung fiir das Gelingen kooperativer Problemlfsungen zu libernehmen.

In der Praxis der sozialen Arbeit ist es deshalb wichtig, in Zusammenhéngen zu denken, die Gber den un-
mittelbaren eigenen Zustandigkeitsbereich hinausreichen, Schnittstellen zwischen den Aufgabenberei-
chern zu erkennen (Stdbe-Blossey u. a. 2019), diese produktiv zu gestalten und die Kooperationsbereit-

schaft zwischen Professionen und Behorden zu starken.

In der Managementlehre spricht man von einem ,systemischen Management" (Malik 2009), das Komple-
xitat und Vielfalt nicht nur als Problem, sondern auch als Chance sieht, Probleme produktiver und nach-
haltiger zu bearbeiten. ,Ganzheitliche" Strategien im Bereich der sozialen Sicherung werden zunehmend

als Voraussetzung fiir deren nachhaltige Wirkung betrachtet (OECD 2019).
In der Praxis erfordert dies

o effektive Koordinationsmechanismen vor Ort

o die Fahigkeit, die eigene Rolle in einem komplexen, arbeitsteiligen System und die Perspektivengebun-
denheit der eigenen Problemdefinition und des eigenen Herangehens zu erkennen,

e ein Verstandnis der an der Arbeit mit dem Fall beteiligten anderen Institutionen, ihrer Aufgaben, In-
strumente, Interventionsformen und fachlichen Standards,

e ein Verstdndnis der wechselseitigen Abhangigkeit der Arbeit der verschiedenen Institutionen, der
Wechselwirkungen zwischen ihrer jeweiligen Arbeit, aber auch potentieller Diskrepanzen in der Be-
wertung von Fallen aufgrund unterschiedlicher normativer Vorgaben und Prioritaten,

e ein Verstandnis fiir die Schnittstellen zwischen den Institutionen und ihren Aufgabenfeldern und die
Fahigkeit, diese Schnittstellen produktiv zu gestalten und

e nicht zuletzt auch die Fihigkeit zur produktiven Kommunikation auch iiber verschiedene fachliche

,Codes" (Fachbegrifflichkeiten und ihre Verwendungsweisen) hinweg.

Arbeit in Netzwerken

Als Reaktion auf die zunehmend wahrgenommene Ineffektivitat des versdulten und segregierten Sozial-
staats wurden verstarkt ab den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts neue Modelle der kooperativen
Aufgabeerledigung, der Steuerung und von ,Good Governance” auch in die Konzepte der sozialen Arbeit
eingefiihrt. Nicht mehr der klar geschnittene Aufgabenkanon und scharf markierte Zustandigkeitsgrenzen,
sondern ein reflexives, mehrdimensionales Aufgabenverstdndnis und die Adressierung von Problemen in

ihren vielfdltigen sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Beziigen wurden zum Leitbild moderner Ver-
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waltung. Es geht dabei aber nicht um ein Zuriickdrehen von Spezialisierung und den damit historisch ge-
wachsenen Professionalisierungsgewinnen, also ,Ent-Differenzierung”, sondern um neue Arrangements

von Professionalitdt zwischen Spezialisierung und Ganzheitlichkeit.

Die ,Sozialraumorientierung” in der sozialen Arbeit etwa versucht nicht nur, die Fallarbeit in ein Verstind-
nis des Lebensumfelds der Klienten einzubetten, sondern den Sozialraum mit entwicklungshemmenden
Faktoren, etwa Segregation, Defiziten im Wohnumfeld und Infrastrukturmangel, aber auch seinen Ressour-
cen in Form von funktionierenden Nachbarschaften, zivilgesellschaftlichen Potentialen und Wirtschaftspo-
tentialen zu adressieren und damit von Arbeit am Einzelfall zur Arbeit der Gestaltung von sozialen ,Feldern”

und Réumen liberzugehen (Hinte u. a. 1999).

Netzwerke bauen auf Vertrauen und Gegenseitigkeit auf und kénnen sich deshalb auch nur dort bilden, wo
soziale Beziehungen eine gewisse Dauerhaftigkeit und Stabilitdt haben. Sie leben von der Reziprozitat, also
der Gegenseitigkeit von Beziehungen. Die Mitwirkung von Akteuren in Netzwerken ist nur dann gewahr-
leistet, wenn sie einen fiir sie erkennbaren Nutzen aus der Netzwerkarbeit ziehen kdnnen. Dies kann dann
erreicht werden, wenn es ein langfristiges anndherndes Gleichgewicht von Netzwerkbeitragen und Netz-

werkergebnissen gibt und die Netzwerkpartner sich entsprechend verbindlich engagieren.

Allerdings bediirfen Netzwerke einer bewussten Gestaltung, um sie zu einem produktiven Faktor zu ma-
chen, der die Wirksamkeit der sozialen Arbeit verstarken kann (,Netzwerkmanagement”). Netzwerke sind
nicht per se niitzlich. Wie jeder weif3, kdnnen Netzwerke von Akteuren auch dazu beitragen, Prozesse in-
transparent zu machen, Verantwortlichkeiten zu verwischen und Institutionen zu schwachen. Deshalb ist
es wichtig, auch in Netzwerken Ziele zu definieren und diese nachzuhalten, die Netzwerke transparent zu
gestalten und daflir zu sorgen, dass Verantwortung klar zugerechnet werden kann. Auch ist es wichtig,

dass sich Netzwerke regelméBig evaluieren und auf ihre Wirksamkeit im Sinne ihrer Ziele zu liberpriifen.?

Der Ubergang von der Schule in den Beruf als Herausforderung

Es gibt nur wenige Bereiche der sozialen Arbeit, in denen das Thema der Kooperation zwischen Behorden
und deren Mitarbeitenden und die Arbeit in Netzwerken eine so groBe Bedeutung hat wie bei der Beglei-
tung des Ubergangs von Jugendlichen von der Schule in den Beruf. Zugleich besteht hier eine besonders
komplexe Ausgangslage mit einer sehr heterogenen Struktur von Akteuren und dem Ineinandergreifen sehr

unterschiedlicher Leistungssysteme. Worum geht es?

2 Die Forschung und Literatur zur Arbeit in Netzwerken auch nur im Bereich sozialer Arbeit und sozialer Dienstleis-
tungen ist inzwischen sehr groB und kaum noch Giberschaubar. Eine gute, wenn auch nicht ganz aktuelle Ubersicht
zu Grundlagen und Anwendungsfelder der Netzwerkarbeit im kommunalen Kontext bieten die Veroffentlichungen
des Netzwerks ,Entwicklung und Chancen” (EundC), besonders Simon (2006) und Oppen (2006). Siehe
http://www.eundc.de/themen/kooperation.html , weiterhin Schulze-Bding (2002).
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Eine abgeschlossene Berufsausbildung ist in einer zunehmend technisierten und komplexen Wirtschaft mit
immer héheren Qualifikationsanforderungen eine zentrale Voraussetzung fiir das Erlangen eines stabilen
Arbeitsplatzes mit einem auskdmmlichen Einkommen. Deshalb ist von besonderer Bedeutung sicherzustel-
len, dass der Ubergang von der Schule in den Beruf am Beginn der Berufsbiographie mdglichst allen Ju-

gendlichen mdglichst gut gelingt.

In Deutschland hat das ,duale Ausbildungssystem”, in dem die Ausbildung in den praktischen Teilen im
Betrieb, in den theoretischen in staatlichen Berufsschulen stattfindet, eine zentrale Funktion beim Zugang
von Jugendlichen zur beruflichen Qualifikation und zur Erlangung eines anerkannten Berufsabschlusses,
der noch immer die Voraussetzung fiir eine einigermalen sichere Berufslaufbahn und die Chance auf ein
auskdommliches Erwerbseinkommen darstellt. Obwohl das duale System insgesamt gegeniiber der Hoch-
schulausbildung und der Ausbildung in Férdereinrichtungen in der langerfristigen Betrachtung an Bedeu-
tung verloren hat (Baethge u. a. 2007), erhalten noch immer rund 37 Prozent der jungen Menschen dort

ihre Berufsausbildung (BiBB 2022).

Seit den 1980er Jahren haben sich die Ubergangswege von der Schule in den Beruf allerdings deutlich
verdndert. Sie sind langer und fiir viele Jugendliche schwieriger geworden. Das hat vielfaltige Ursachen.
Dazu gehdrt der Wandel des beruflichen Bildungssystems im Bereich der dualen Ausbildung mit einem
immer weiter angehobenen Anforderungsniveau der Bildungsgange. Auch Orientierungsschwierigkeiten in
einer zunehmend komplexeren Gesellschaft mit einem schnellen Wandel der Arbeitsbedingungen und Qua-
lifikationsstrukturen spielen eine Rolle. Benachteiligte Jugendliche, vor allem auch Jugendliche mit Mig-
rationshintergrund tun sich schwerer mit der Berufswahl und der Einmiindung in ein Ausbildungsverhalt-
nis. Da viele Ausbildungsbetriebe inzwischen mindestens einen Realschulabschluss voraussetzen, manche
sogar Abitur, haben sich die Chancen fiir Jugendliche mit Hauptschulabschluss verringert. Jugendliche

ohne Schulabschluss haben fast liberhaupt keine Chancen mehr auf einen Ausbildungsvertrag.

Das durchschnittliche Alter bei Aufnahme einer dualen Ausbildung ist kontinuierlich gestiegen, von 18,0

Jahren im Jahre 1993 auf 20,0 Jahre im Ausbildungsjahr 2020 (BiBB 2022: 159).

Ganz offenkundig funktioniert der Ubergang von der Schule in den Beruf in groBen Bereichen nicht mehr
von alleine. Trotz eines in den letzten Jahren rein quantitativ deutlich besser ausgeglichenen Ausbildungs-
stellenmarktes gibt es nach wie vor fiir eine groBBe Zahl von Jugendlichen das Risiko eines Fehlstarts ins
Berufsleben mit hohem Risiko von Arbeitslosigkeit, unstetiger, prekdrer Beschaftigung und Abhangigkeit
von Offentlichen Transferleistungen im weiteren Lebensverlauf. Gleichzeitig bleiben immer mehr Ausbil-
dungsstellen unbesetzt - im Ausbildungsjahr 2021 nach den Daten der Bundesagentur fiir Arbeit rund

63.176 (BiBB 2022: 21).
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Es sind also besondere MaBnahmen notwendig, um fiir alle oder doch mdglichst viele Jugendliche den

Ubergang von der Schule in den Beruf gelingen zu lassen. Dabei gibt es verschiedene Ansatzpunkte:3

1. Praventive MaBBnahmen, die bereits in der Schule ansetzen, Schiilerinnen und Schiiler mit
Lernschwierigkeit unterstiitzen, die Berufsorientierung mdglichst friihzeitig zum Thema ma-
chen, die Berufswahl unterstiitzen und so friih wie moglich Kontakte zur betrieblichen Ar-
beitswelt herstellen, durch Betriebsbesuche, Praktika und anderes.

2. MaBnahmen, die Schulabsolventen ohne Schulabschluss ein Nachholen des Abschlusses er-
moglichen.

3. BerufsvorbereitungsmaBnahmen zur Berufsorientierung und zur Herstellung von Ausbildungs-
reife.

4. Fiir Jugendliche, die ausbildungsfahig sind, aber weiter Unterstiitzung brauchen, MaBnahmen
der geforderten Ausbildung, der assistierten Ausbildung und, wenn eine Vermittlung auf dem
allgemeinen Ausbildungsmarkt nicht moglich ist, auch der auBerbetrieblichen Ausbildung in

einem besonderen berufspadagogischen Umfeld bei Ausbildungstragern.

Die Landschaft dieser MaBnahmen ist auBerordentlich differenziert. Es gibt eine Vielzahl von Tragern und
verantwortlichen Institutionen. Eine besondere Herausforderung ist, dass sich am Ubergang Schule-Beruf
mehrere Rechtskreise schneiden, die zugleich auch Verantwortungsspharen sehr unterschiedlicher Institu-
tionen darstellen: Zudem hat jeder dieser Rechtskreise ein eigenes System der Finanzierung von Leistungen
und ggf. von speziellen MaBBnahmen zur Férderung von jungen Menschen, die untereinander nicht immer

und in jeder Hinsicht kompatibel sind.

e Die Berufsberatung der Arbeitsagenturen und die Instrumente der aktiven Arbeitsférderung
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) Il
e die Jobcenter, die Jugendliche im Bezug von Leistungen des SGB |l betreuen,

e die Jugendamter, die Erziehungshilfen und Jugendsozialarbeit nach dem SGB VIII leisten.

Weitere wichtige Akteure mit jeweils eigenen rechtlichen Grundlagen sind die Schulen, Handwerkskam-
mern und Industrie- und Handelskammern. Man hat es also in diesem Bereich, genau besehen, sowoh| mit
einem sehr komplexen institutionellen Arrangement zu tun als auch mit einer Arena sehr unterschiedlicher
bildungs- und sozialpolitischer Akteure, die es weder den Jugendlichen selbst noch allen anderen Akteuren,
seien es Lehrer, Eltern, engagierte Menschen in Vereinen oder in Betrieben leichtmacht, sich zu orientieren

und die richtige Hilfe zu finden, die auf die besondere Problemsituation der Jugendlichen passt.

3 |ch folge hier der Darstellung in Schulze-Béing (2016).
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Diese hohe Komplexitat ist Chance und Risiko zugleich. Chance, insofern ein hoher Grad der Differenzie-
rung die Mdglichkeit gibt, auf die besondere Situation einzelner Jugendlicher und ihrer Lebenslage einzu-
gehen. Risiko, insofern die Vielzahl von MaBnahmen und Handlungsansatzen sehr schnell vollig intranspa-

rente Verhaltnisse und einen ,MaBnahmedschungel” entstehen lassen, die Ineffizienz, Redundanz und Ori-

entierungsverluste produzieren kénnen.

Ubergang Schule-Beruf — ein komplexes
Handlungsfeld

Bundes- Selbstver-
agentur fur waltung der
Arbeit Wirtschaft
= Staatliche Arbeitsagen-
Jugendamter .. =
g Schulamter turen IHK &
=
Jobcenter Jobcenter HWK. | R
(zkT) (gE) , Innungen c
+ SGBVII « Schul- - SGBNI )
. LJ(;JéglelndhwlfeJ gesetze der ) ngﬁmforderung] 'Beruf:b[llclun]gs 5
(Grundsicherung) Lander (Grundsicherung) geselziv. a. ..'_'.l g’
=
- o2
-------------------------------------------- O3
T SGB IX, Rehabilitation und Teilhabe von s (0]
S —— Menschen mit Behinderungen — ___.--* '

Schaubild 14

Rechtskreisiibergreifende Zusammenarbeit

Der Deutsche Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge hat im Jahr 2015 umfangreiche Empfehlungen
fur eine gelingende Zusammenarbeit an den Schnittstellen der Rechtskreise SGB Il, SGB Il und SGB VIII*
ver6ffentlicht (Deutscher Verein 2015), die 2022 durch Empfehlungen ,zur qualitativen Weiterentwicklung
der rechtskreislibergreifenden Zusammenarbeit von SGB II, SGB IIl, SGB VIII und SGB IX" erganzt wurden
(Deutscher Verein 2022).5 Hilfeprozesse sind, unter Beachtung der Belange des Datenschutzes, so transpa-
rent wie mdglich, Ubergénge zwischen den Institutionen und Rechtskreisen sorgfaltig zu planen und zu

gestalten.

Das ist keine ganz einfache Aufgabe. Sie erfordert vor allem von den Flihrungskraften in den Institutionen

klare Orientierung und ein Bekenntnis zur Zusammenarbeit lber institutionelle Briiche hinweg. Nur in

4 Quelle fiir alle Schaubilder im Text: Autor.
5 Die Arbeitsgruppen zur Erarbeitung dieser Empfehlungen im Deutschen Verein wurden jeweils vom Autor dieses
Artikels geleitet.

77



Ausnahmefallen wird sich die Rechtskreis-libergreifende Kooperation spontan und selbstorganisiert her-
stellen. Nachhaltig verankern |asst sich diese Kooperation nur durch eine gute Koordination vor Ort mit
klaren Strukturen und Verantwortlichkeiten, sowohl innerhalb der jeweiligen Institutionen, als auch im
Netzwerk der kooperierenden Stellen. Auch eine im Alltag glaubhaft gelebte ,Verantwortungsgemein-
schaft", die das gemeinsame Anliegen und Ziel in den Vordergrund riickt und nicht die Abgrenzung der
jeweiligen Verantwortungsspharen gehdrt im Verstandnis zu wirksamen Arbeitsformen in diesem Bereich

(Deutscher Verein 2022).

Ubergangsmanagement Schule-Beruf

Das Ubergangsmanagement Schule-Beruf kann als ein Beispiel kommunaler bzw. lokaler Priventionsketten
angesehen werden.5 Dabei ist es wichtig, die gesamte Kette im Auge zu behalten und darauf, dass die
Wirkungsketten vom Anfang der Kette und nicht von ihrem Ende her optimiert werden. Wie man z. B. aus
der Bildungsforschung weiB, ist sind Investitionen in Bildung umso wirksamer, je friiher sie im Entwick-
lungsprozess einsetzen. Bei Investitionen in friihkindliche Bildung ist der Ertrag gréBer als in spateren
Phasen der Entwicklungen von Menschen, Investitionen zur Verbesserung der Wirksamkeit von Schule brin-
gen hdhere Ertrage als Investitionen in das Nachholen von Schulabschliissen oder ausbildungsbegleitende

Hilfen, um Liicken der Allgemeinbildung in spateren Lebensphasen zu schlieBen.

Ziele

« Kein Ausbildungs-

Schaubild 2

Dieses Prinzip gilt auch fiir den Ubergang von Schule in den Beruf. Auch hier hat die Schule als erstes Glied
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in der Wirkungskette eine besondere Bedeutung.

8 Zu diesem Begriff vgl. Janda (2021).
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Es geht um ein ,kommunales Ubergangsmanagement”, in dem die Kommunen mit ihrer besonderen Prob-
lemndhe und den Zugdngen sowohl zu den Unternehmen und Ausbildungsbetrieben der Regionen als auch
zu den vielfdltigen sozialen Infrastrukturen, den Schulen und nicht zuletzt zu den Lebenswelten der Ju-
gendlichen und ihrer Familien die Koordination der verschiedenen MaBnahmen am Ubergang Schule-Beruf

tibernehmen (Kiihnlein/Klein 2010).

Agentur fur Arbeit Jobcenter
/ Kommunale Wirtschafts- und
Staatl. Schulamt Lokales Beschaftigungsférderung
[ L Netzwerk fur 1
---L----L-.  Ubergangs- / Jugendamt

| Bildungstrager | management A

—_——
_\ v Ehrenamt, Vereine
&

IHK, Ausbildungs- und
Handwerkskammer Praktikumsbetriebe

Schaubild 3

Damit regionales Ubergangsmanagement seinem Namen gerecht wird, muss es auch die Unternehmen und
Ausbildungsbetriebe adressieren und als Partner einbeziehen. Um es in der Dienstleistungsbegrifflichkeit
auszudriicken: nicht nur die jungen Menschen, auch die Unternehmen sind ,Kunden" des Ubergangsma-
nagements. Eine fallbezogene Zusammenarbeit mit Ausbildungsbetrieben kann auch nach Abschluss eines
Ausbildungsvertrages sinnvoll und wichtig sein, zum Beispiel um Auszubildende und Ausbilder wahrend
der ersten Phase der Ausbildung zu unterstiitzen, Ausbildungsabbriiche zu vermeiden und Ausbildungsbe-
triebe im Fall von Konflikten am Ausbildungs- und Arbeitsplatz zu unterstiitzen. Ubergangsmanagement
nimmt den Gesamtprozess in den Blick — von der Berufsorientierung in der Schule liber die Nachqualifi-
zierung und Forderung im Ubergang bis hin zur Nachbetreuung nach Aufnahme eines Ausbildungsverhalt-

nisses.
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Ubergangsmanagement unterstiitzt Ausbildungsbetriebe
und Jugendliche

Ausbildungsbetriebe
unterstiitzen

\ Vermeidung von
Ausbildungsabbruch

Berufseinstiegsbegleitung

5

ernunterstiitzung

‘Jugendliche

Schaubild 4

Finanzierung von Leistungen

Natiirlich gilt auch in diesem Zusammenhang, Fragen der Kostentragerschaft und der Finanzierung von

gemeinsamen Initiativen und der damit zusammenhangenden Interessen nicht auszublenden. Es ist in aller

Regel nicht nur eine Frage der ,Wollens" und der Kooperationskultur, ob gemeinsam getragenen Initiativen

mit Leben gefiillt werden kénnen oder ob sie auf der Ebene verbaler Bekenntnisse stehen bleiben. Die

Finanzierung der verschiedensten MaBnahmen im Ubergangsbereich ist sehr komplex. An dieser Stelle soll

nur in einigen groben Strichen skizziert werden, wie dessen Finanzierungsgeriist aussieht:

80

Die allgemeinbildenden und die Berufsschulen finanzieren sich - auBer in den Stadtstaaten
Bremen und Hamburg - im System einer dualen Schultrdgerschaft. Die Lander verantworten,
wenn man so will, den ,Content” von Schule in Form von Lehrpldnen und der Bereitstellung
von Lehrpersonal, die Kommunen, um im Bild zu bleiben, ,Hardware" und ,Betriebssystem” in
Form von Schulbauten, technischer Ausriistung und der Stellung des technischen und des
Verwaltungspersonals der Schulen.

Die Bundesagentur flir Arbeit und ihre 6rtlichen Arbeitsagenturen finanzieren die Berufsbera-
tung gem. §830 ff. SGB Il aus ihrem Haushalt. Besondere MaBnahmen zur Berufsorientierung
und der Férderung der Berufsausbildung gem. §§ 48 ff. SGB Ill werden ebenfalls aus dem
Haushalt der Bundesagentur bestritten.

Die Jobcenter verfiigen (iber Mittel sowohl fiir Personal- und Sachkosten als auch fiir Einglie-
derungsmaBnahmen in einem weiten Sinne, wozu auch MaBnahmen zur Berufsorientierung,

zur Berufsvorbereitung und zur Férderung der Aufnahme einer Ausbildung gehdren kdénnen.



Wichtig ist hier, dass nur junge Menschen, die nach dem SGB Il leistungsberechtigt sind, also
selbst oder liber ihre Familie Arbeitslosengeld Il beziehen, Adressaten der Leistungen von Job-
centern sein kénnen.

e Die Jugenddamter der Kommunen finanzieren sich und ihre Arbeit meist liberwiegend aus dem
Mitteln des kommunalen Haushalts, wobei es hier Unterschiede zwischen den Bundeslandern
geben kann. Auch weitere kommunale Aktivitaten zur Férderung der Ausbildung, die in man-
chen Stadten und Landkreisen auch auBerhalb der Jugendamter, etwa bei der Wirtschaftsfor-
derung angesiedelt sein kdnnen, werden aus dem Kommunalhaushalt finanziert.

e Inden letzten Jahren bedeutender geworden ist die Finanzierung von MaBnahmen aus Mitteln
der Lander und des Bundes. Fast alle Bundeslander haben gréBere oder kleinere Programme
aufgelegt, tiber die MaBnahmen zur Férderung von jungen Menschen auf dem Weg in die
Berufsausbildung finanziert werden kdnnen, oft mit Ko-Finanzierung des Europaischen Sozi-
alfonds. Vor Ort durchgefiihrt werden diese MaBnahmen meist von Kommunen oder Bildungs-
tragern, in einigen Fallen flieBen die Programmmittel auch den Schulen zu. Der Bund selbst
legt immer wieder eigene Programme zur Férderung in diesem Bereich auf. Meist sind diese
quantitativ sehr begrenzt und auf Projekte mit besonders innovativem Charakter ausgerichtet.

Schon in dieser sehr knappen Beschreibung wird deutlich, dass jeder der Akteure im Politikfeld Ubergang

Schule-Beruf durchaus einige Ressourcen einbringen kann. Es sind damit aber auch Konflikte und Dilem-

mata verbunden, insofern Akteure versucht sein kdnnen, bei der Finanzierung auf die jeweils anderen zu

verweisen und die ,eigene Kasse" zu schonen, zumal gerade die Kommunen mit einem besonders hohen

Anteil von forderbediirftigen jungen Menschen oft strukturschwache Kommunen mit einer besonders

schwierigen Haushaltssituation sind.

Der Gedanke an die Bildung von Finanzierungspools, in die jeder Partner bestimmte Mittel einbringt und
die dann flexibel und problemangemessen verwendet werden kdnnen, liegt nahe. In der Praxis scheitert
dies aber meist an haushaltsrechtlichen Bestimmungen. Insofern ist der komplexe Ubergangsbereich zu-
gleich auch ein Flickenteppich bei der Finanzierung von MaBnahmen, von Personal- und Sachkosten. An-
dererseits bietet die Vielfalt von Finanzierungen durchaus eine Erweiterung von lokalen Optionen, insofern
sich verschiedene Finanzierungen erganzen kénnen, wenn man sie intelligent verknipft. Dies erfordert
allerdings ein gewisses MafB3 an Kreativitat bei den Verantwortlichen vor Ort und eine hohe Kompetenz in

der Bewirtschaftung von Projektfordermitteln und der jeweiligen Etats.
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Jugendberufsagenturen und kommunales Ubergangsmanagement

Seit 2013 werden in vielen Regionen ,Jugendberufsagenturen” installiert, in denen die Aufgaben von Job-
center, Jugendamtern und Berufsberatung der Arbeitsagentur in der Unterstiitzung von Jugendlichen und

jungen Menschen gebiindelt werden sollen.”

In gewisser Form wurden damit Konzepte wiederbelebt, die vor der Einfiihrung des SGB Il in einzelnen
Stadten Ende der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts als gemeinsame Anlaufstellen von Sozial-
. Jugend- und Arbeitsimtern geschaffen worden waren, z. B. in K&ln, Offenbach oder Wiesbaden.® Diese
Modelle waren seinerzeit durchaus erfolgreich. Auch damals ging es um die Uberwindung institutioneller
Briiche und Dienstleistungsliicken durch die Zusammenfiihrung von Kompetenzen und Ressourcen im In-
teresse der jungen Menschen. Die Einflihrung des SGB Il beendete diese Kooperationsmodelle weitgehend.
Zwar waren nun in den Jobcentern die Aufgaben der vormaligen Sozialhilfe mit denen der Arbeitsférderung
zusammengefiihrt worden. Das Verhdltnis der Jobcenter zu den Leistungen des SGB IIl im Bereich der
Berufsberatung blieb jedoch lange ungeklart. Bei den Prioritaten der Bundesagentur fiir Arbeit gerieten die
Angelegenheiten der Berufsberatung fiir benachteiligte Jugendliche vor allem in der ersten Phase der Um-

setzung der ,Hartz"-Reformen deutlich ins Hintertreffen.

Die Jugendhilfe neigte zuweilen sogar dazu, die Jugendberufshilfe als eine ganz in den Bereich der Job-
center libergegangene Aufgabe aus ihrem Kanon zu streichen (Miinder/Hofmann 2017). Es dauerte einige
Jahre, bis man die Bedeutung der rechtskreisiibergreifenden Zusammenarbeit auf allen Seiten wiederent-
deckte. Beim Konzept der Jugendberufsagenturen ist sie allerdings verbunden mit einem deutlich starkeren
Gestaltungsanspruch der Bundesagentur fiir Arbeit, die ganz offenkundig Kompetenzen in der Bekdmpfung
der Jugendarbeitslosigkeit und auch verlorenes Terrain in der Profilierung gegeniiber Jobcentern und Kom-

munen zuriickgewinnen mdchte.

Unter den gegebenen rechtlichen Rahmenbedingungen kann die Einrichtung einer Jugendberufsagentur
allerdings nicht zu einer wirklichen Verschmelzung der verschiedenen Aufgabenfelder fiihren. In letzter
Instanz ist auch in einer Jugendberufsagentur jede Behdrde weiter voll fiir die eigenen Leistungen verant-
wortlich, auch wenn diese in einem gemeinsamen Rahmen erbracht werden. In aller Regel verfiigen Ju-
gendberufsagenturen auch nicht liber eigenes Personal, sondern arbeiten mit Mitarbeitenden, die von den

beteiligten Behorden dorthin entsandt werden.

7 Ein gewisse Pionierrolle hatte bei diesem Modell die Stadt Hamburg (Biirgerschaft Homburg 2012).

8 In Kdln unter dem Titel ,Junges KéIn", in Offenbach und Wiesbaden als ,Jugendagentur”, jeweils auch rdumlich und
in Teams unter einheitlicher Leitung zusammengefasst. In diesen Stadten waren es besondere politische und perso-
nelle Konstellationen, die dem Willen zur Kooperation zwischen Kommunen (Sozialhilfe, Jugendhilfe) und Ar-
beitsagenturen in so konsequenter Weise zum Durchbruch verholfen hatten. In mancher Hinsicht waren diese Modelle
auch Impulsgeber fiir die ,Hartz-4"-Reform mit den Prinzipien der ,Hilfen aus einer Hand" und des ,Férderns und
Forderns".

82



Es bleibt in Jugendberufsagenturen bei unterschiedlichen Rechtskreisen mit jeweils eigener institutioneller
Verankerung, damit verbunden auch die besonderen Restriktionen des Datenschutzes beim Austausch fall-
bezogener Information. Es bleiben auch jeweils besondere Rechte und Pflichten fiir die jungen Menschen
in den einzelnen Rechtskreisen. Dennoch - eine gute rechtskreisiibergreifende Abstimmung, die Verkettung
der Leistungen der einzelnen Trager und gut gestaltete Uberginge zwischen den Rechtskreisen sind der
richtige Weg, um wirksame Hilfe auch fir Jugendliche mit komplexen Problemlagen zu ermdglichen und

zu verhindern, dass Jugendliche im Niemandsland zwischen den Zustandigkeiten verloren gehen.

Ideal ist, wenn es gelingt, die Hilfe- und Integrationsplanung libergreifend abzustimmen, Leistungsketten
zu organisieren und die Ressourcen der Rechtskreise zu biindeln. Dass dies dort besonders gut gelingen
kann, wo es ein lbergreifendes Arbeitskonzept gibt, die Zusammenarbeit der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der einzelnen Stellen gut und verbindlich strukturiert ist und es gegeniiber den jungen Menschen
einen gemeinsamen Auftritt gibt, liegt auf der Hand. Ob man dafiir tatsachlich in ein gemeinsames Ge-

baude zieht, ist letzten Endes nach den ortlichen Gegebenheiten zu entscheiden.

Eine sorgfaltige Abwéagung der Vor- und Nachteile der Zentralisierung von Diensten ist sinnvoll, vor allem
im landlichen Raum. Auch das Prinzip der Sozialraumorientierung kann gegen eine Zentralisierung von
Diensten sprechen. Es bedarf deshalb fiir die Wahl der Organisationsform einer Jugendberufsagentur einer
sorgfaltigen Analyse vor Ort. Wichtig scheint mir auch, dass die kommunale Sozial- und Jugendhilfepla-
nung gut in den Entscheidungs- und Umsetzungsprozess eingebunden ist.® Dariiber hinaus sollte man dar-
liber nachdenken, betroffene Jugendliche und Ausbildungsbetriebe in Form von Beirdaten, Entwicklungs-

workshops und Feedbackforen in die Planungen &rtlicher Strukturen einzubeziehen.

Es gibt fiir die rechtskreisiibergreifende Kooperation und das Management von Ubergéingen keinen Konigs-
weg. Verschiedene Organisationsmodelle kdnnen sinnvoll sein - von der Biindelung der Dienste unter ei-
nem Dach bis hin zu dezentral organisierten Netzwerken, die aber gleichwohl ein hohes MaB3 an Gemein-
samkeit und Verbindlichkeit in der Arbeit mit jungen Menschen am Ubergang Schule-Beruf aufweisen
konnen. Voraussetzung einer guten Kooperation ist in jedem Fall, dass es gelingt, alle lokalen Akteure fiir
das gemeinsame Anliegen zu mobilisieren und wechselseitige Transparenz und Vertrauen herzustellen. Da-
bei ist anzuerkennen und zu respektieren, dass die einzelnen Akteure eigene Interessen haben, besonderen
Handlungslogiken und Rechenschaftspflichten unterliegen. Im Ubrigen sind auch freie Trager und Bil-
dungstrager wichtige und zuweilen durchaus artikulationsstarke Akteure in der Arena zwischen Schule,

Ausbildungssystem und Arbeitsmarkt.

9 Siehe auch die Stellungnahme ,Erfolgsmerkmale guter Jugendberufsagenturen” des Deutschen Vereins: https://www.deutscher-
verein.de/de/empfehlungenstellungnahmen-2016-erfolgsmerkmale-quter-jugendberufsagenturen-2285,756,1000.htm|
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Regionales Ubergangsmanagement, zwei Modelle:

Jugendberufsagentur
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Agentur fur

Schaubild 5

Datenschutz

Die Belange des Datenschutzes setzen der Zusammenarbeit von Behdrden und Diensten Grenzen. Dies gilt
auch bei der Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Jobcentern, Arbeitsagenturen, Schulen, Kammern, Un-
ternehmen, Ausbildungsbetrieben und Bildungstragern. Der Datenschutz muss allerdings in keiner Weise
ein Hindernis fiir eine gute Kooperation der verschiedenen Stellen sein. Mit ausreichendem Wissen zu den
Datenschutzregeln und einem hinreichenden Problembewusstsein bei den professionell Handelnden lasst

sich wirksame Kooperation mit den Belangen des Datenschutzes vereinbaren.

Bei der Zusammenarbeit zwischen Jobcenter, Agentur fiir Arbeit und dem Jugendamt zur beruflichen und
gesellschaftlichen Integration von (benachteiligten) Jugendlichen geht es im Kern um eine Kooperation,
die in § 18 SGB Il definiert ist. Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung als Recht des Einzelnen
ist auch in diesem Kontext durchweg zu beachten und insbesondere das Sozialgeheimnis in § 35 SGB | zu
wahren. Die Sicherstellung eines rechtskreisiibergreifenden und datenschutzkonformen Datenaustauschs
muss stets im Blick behalten werden. Fiir den Austausch von integrationsrelevanten Sozialdaten gelten die
Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie die Befugnisse aus den Sozialgesetzbii-
chern. Das bedeutet vereinfacht gesagt, dass Informationen nur dann ausgetauscht werden diirfen, wenn
entweder eine gesetzliche Ubermittlungsbefugnis wie z.B. in § 69 SGB X besteht und einschlagig ist oder
aber wenn der Jugendliche freiwillig in die Ubermittlung eingewilligt hat. Die Herausforderung besteht

dabei auch darin, Besonderheiten, wie z.B. den besonderen Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIII in der
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persdnlichen und erzieherischen Hilfe bei der rechtskreisiibergreifenden Zusammenarbeit zu beriicksichti-
gen. Aufgrund der Komplexitét ist es in der Praxis daher unumganglich, sich vertieft und detailliert mit

dem Thema Datenschutz auseinanderzusetzen.'®

Fazit und Zusammenfassung

Kooperative Aufgabenerledigung und die Arbeit in Netzwerken haben in der sozialen Arbeit schon immer
eine groBe Rolle gespielt. Sie werden allerdings mit der zunehmenden Komplexitat der gesellschaftlichen
Verhaltnisse und der sozialen Probleme wichtiger. Dies stellt die Politik, die Flihrung von Behdrden und
sozialen Dienstleistungsorganisationen, nicht zuletzt aber auch die in diesem Feld arbeitenden Professio-
nellen vor Herausforderungen. Die Arbeit in Netzwerken macht es notwendig, die Sicherheit, die ein ge-
schlossenes System von Aufgaben, Regeln und Arbeitsformen den darin Arbeitenden gewahren kann, zu-
mindest ein Stiick weit aufzugeben und sich auf eine verbindliche Kooperation einzulassen mit Kolleginnen
und Kollegen, die aus einer anderen professionellen Perspektive auf den gemeinsamen Gegenstand, Ju-
gendliche im Ubergang von der Schule in den Beruf blicken, auf eine andere Wissensbasis zuriickgreifen
und sich zumindest teilweise an anderen professionellen Standards und Regeln der Arbeitsorganisation

orientieren.

Das Praxisfeld der Begleitung und des ,Managements" des Ubergangs Schule-Beruf zeigt wie nur wenige
andere auf der einen Seite die Komplexitat der institutionellen Strukturen, in denen Schulen, Arbeitsagen-
turen, Jobcenter und soziale Dienste die dieses Feld bearbeiten. Auf der anderen Seite wird aber auch die
Notwendigkeit einer strukturierten und verbindlichen Kooperation der verschiedenen Akteure deutlich, um

alle vorhandenen Ressourcen fiir die Unterstiitzung von Jugendlichen zu mobilisieren.

Dabei ist es wichtig, die jeweiligen lokalen Besonderheiten in den Stadten und Kreisen mit ihren unter-
schiedlichen Traditionen und Kulturen der Kooperation und ihren Akteurskonstellationen zu beriicksichti-

gen.
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Transfer bereichslibergreifender Netzwerkstrukturen in den kommunalen
Alltag

Heinz-Jiirgen Stolz, Institut fiir Soziale Arbeit (ISA) e.V. Miinster

1. Netzwerke und Verwaltungsstrukturen

Ob Praventionsketten oder Bildungslandschaften - kommunale Netzwerke gelten weithin als Hoffnungs-
trager fiir eine agile, 16sungs- und beteiligungsorientierte sowie bereichs- und rechtskreisiibergreifende,
multiprofessionelle Zusammenarbeit mit dem Ziel eines chancengerechten, gelingenden Aufwachsens. Der
Gestaltungsansatz changiert dabei zwischen einem kulturellen Projekt (,Verantwortungsgemeinschaft” aus
Verwaltung und Zivilgesellschaft) und einem kommunal koordinierten Struktur- und Handlungskonzept.
Dem ,Ewigkeitscharakter" der an getrennten Zustandigkeiten orientierten, administrativen Linienorgani-
sation steht dabei die Fluiditat der Netzwerkorganisation gegeniiber. Die kommunikativen Transaktions-
kosten im Netzwerk gelten als hoch, die Verbindlichkeit als niedrig und die Rechts- und Finanzierungssi-
cherheit als prekar. Netzwerke leben von einer gemeinsamen Sinnorientierung der Stakeholder (Def-
fte/Friihling/Stolz 2020, S. 10 ff.) und haufig auch vom Engagement einzelner Drehpunktpersonen. |hre
managerial-geschaftsformige Stabilisierung droht diesen Funken zu ersticken. Die Frage ist berechtigt, ob
Netzwerke - dhnlich wie soziale Bewegungen - nicht eher ein Phdnomen sozialen und organisationalen
Wandels sind als eine auf Dauer zu stellende Form der sozialen Organisierung.

Warum dann aber diese diskursive Themenkonjunktur des Netzwerktopos? Die im Akronym ,VUCA-Welt"
(Heller 2019) verdichtete gesellschaftliche Grunderfahrung einer zunehmenden Volatilitdt, Unsicherheit,
Komplexitdt und Mehrdeutigkeit, denen sich organisationale und individuelle Handlungsstrategien und
ressourcenrelevante Entscheidungsfindungen ausgesetzt sehen, geben die Antwortrichtung darauf vor: Es
geht im Verwaltungshandeln zunehmend nicht mehr um eine routinehaft-standardisierte, hoch arbeitstei-
lige Erledigung der immergleichen Aufgaben in einer stabilen Umwelt, sondern um die Notwendigkeit eines
zielorientiert-strategischen Operierens in einer turbulenten und komplexen Umwelt. Das Basisprogramm
kommunal koordinierter Netzwerke ergibt sich aus dem Charakter ,komplexer Probleme" (Bertelsmann

Stiftung 2016, S. 5) - und ein solches sind ,ungleiche Kindheiten" (Betz 2008) - dann fast wie von selbst:
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... vielfaltige Verursachung benachteiligender Lebenslagen

— Zustdndigkeiten verkniipfen und gemeinschaftlich handeln

... Unldsbarkeit auf der Ebene von EinzelmaBnahmen

— MaBnahmen kombinieren

... hohe Problemdynamik

— mit Praventionsmonitoring Entwicklungen (kleinrdumig) beobachten

... schwierige Zurechnung von (Miss-) Erfolgen auf MaBnahmen

— Plausibler Wirkungsnachweis durch Adressat:innenorientierung und Agilitdt

(vgl. Redaktionsgruppe 2023)

Abb. 1:,Ungleiche Kindheiten” als komplexes Problem - Gestaltungsparadigma

Die Akzentuierung einer stark von auslésenden Umweltbedingungen her gedachten ,Konditionalprogram-
mierung” (Luhmann 1968) rechtsstaatlichen Verwaltungshandelns ,matcht” diese Herausforderungen
nicht. Komplexe Probleme I6st man im Gegenteil per ,Zweckprogrammierung” im Kontext leitbild- und
strategisch-zielorientierter kommunal koordinierter Handlungsprogramme - die Leitformel ,von getrenn-
ten Zustdndigkeiten zur staatlich-kommunalen Verantwortungsgemeinschaft” bringt diesen Paradigmen-
wechsel auf den Punkt. In der VUCA-Welt fiihrt das isolierte, etwa nach Rechtskreisen strukturierte ,Klein-
arbeiten” von Problemen aufgrund der hohen Interdependenz von Einflussfaktoren nicht zuletzt auch zu
nicht-intendierten und kontraindizierten Effekten.

Das sicherlich eindriicklichste aktuelle Beispiel ist der Lockdown in Kitas und Schulen, der unter dem iso-
lierten Vorzeichen der Pandemiebekdampfung gelingendes Aufwachsen in prekaren Lebenslagen direkt ge-
fahrdete und gesellschaftliche Folgewirkungen ausblendete. Kinder, Familien, Padiater:innen und die Kin-
der- und Jugendhilfe hatten bei der Strategieentwicklung keine tragende Stimme und ihre Expertise und
Einblicke in Lebenslagen blieben bei der politischen Entscheidungsfindung praktisch unberiicksichtigt. Die
.gesellschaftlichen Folgekosten” dieses ,Durchadministrierens” werden mit Blick auf psychosoziale Prob-
lemlagen, Bildungsbenachteiligung und soziale Polarisierung vermutlich lber Jahrzehnte zu tragen sein.
Es geht dabei nicht um eine vordergriindige Polemik an getroffenen Entscheidungen, sondern um die Logik
der Entscheidungsfindung, die eben genau nicht bereichs-, professions- und institutionsiibergreifend ab-
gestimmt war und daher verzweigte systemische Effekte politischer Entscheidungen nicht in den Blick
bekommen konnte. Was in einer komplexen Gesellschaft wahrend einer Pandemie zu tun ist, darf eben
nicht allein oder liberwiegend von Epidemiolog:innen und wenigen anderen Professionen beraten und von
der Politik entsprechend entschieden werden. Ein breit aufgestelltes, agiles Netzwerkhandeln ware hier auf
jeden Fall indiziert gewesen.

Die Relationierung von Netzwerk- und Verwaltungshandeln sollte aber nicht durch eine vordergriindige

Biirokratiekritik einerseits und durch die notorische Verwechslung von netzwerkbezogener Programmatik
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und Wirklichkeit andererseits getragen werden. Leistungsverwaltungen leisten etwas! Die Aufgabe be-
stiinde eher darin, Verwaltungshandeln in Netzwerkkontexten ,wissensbasiert” (Dezort et al. 2018) zu re-

kontextualisieren und auf die Implementierung integrierter Handlungsstrategien hin zu finalisieren.

2. Préventionsketten als Gemeingut — die Verwaltung der ,, Commons”

Praventionsketten und Bildungslandschaften adressieren ,Kommune" konstitutiv nicht nur als rechtlich-
demokratisch verfasste Gebietskdrperschaft, sondern dariiber hinaus auch als Gemeinwesen (Stadt- bzw.
Zivilgesellschaft). Schon dies rekontextualisiert 6ffentliche Verwaltung und ruft das Thema der adressat:in-
nen- und beteiligungsorientierten Infrastrukturentwicklung auf. Im Netzwerk agiert Verwaltung nicht pri-
mar als ,Exekutive” im Kontext der Gewaltenteilung demokratisch verfasster Gesellschaften, sondern als
Trager eines spezifischen, handlungsfeld- und zustdndigkeitsbezogenen, sowie fiir die Gestaltung eines
kinder- und familienfreundlichen Gemeinwesens relevanten Wissens. In Leitbild- und strategischer Ziel-
entwicklung agieren institutionelle Akteure und Biirger:innen hierarchielibergreifend ,auf Augenhéhe”, um
ihre jeweilige Perspektivitat und Expertise in den Verstandigungs- und Planungsprozess einzubringen. Das
Steuerungswissen hierarchisch libergeordneter Entscheidungstrager:innen zahlt hierbei nicht mehr als das
Wissen der administrativen Fachplanung um kleinrdumig differenzierte ungleiche Lebenslagen, das Fach-
kraftewissen in Einrichtungskontexten (Kitas, Schulen, padiatrische Praxen etc.) sowie das Wissen von Ad-
ressat:innen tber die Anschlussfahigkeit von Unterstiitzungssettings an die alltagliche Lebensfiihrung. Ent-
scheidend ist dabei, was die einzelnen Akteure sinnorientiert zur Erreichung des Netzwerkziels ,chancen-
gerechtes, gelingendes Aufwachsen” einbringen, nicht was sie im egologischen Kosten/Nutzen-Kalkiils als
Mehrwert" aus dem Netzwerk fiir sich herausziehen. Nur in diesem Sinne muss ,Kooperation sich lohnen"

(Win/Win-Situationen).

Das Gemeinwesen versammeln: ,Es braucht ein
ganzes Dorf, um ein Kind zu erziehen*

WHY?
Kinderfreundliches
Gemeinwesen

Die Praventionskette ausriisten: Aufbau- und
Ablauforganisation; kommunales Handlungskonzept

HOW? Das Netzwerk als
,Lernende Organisation“

WHAT? Formate
und Instrumente
wissensbasiert
entwickeln

Die Umsetzung reflektieren: Agile Netzwerkorganisation:
Neuausrichtung der kommunalen Strategie

Abb. 2: Die Priventionskette als Gemeingut (Common)’

T vgl. auch Deffte/Friihling/Stolz 2020, S. 10-21.
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Dies wird in der Praxis haufig nicht verstanden. Kommunal koordinierte Netzwerke dienen nicht der inte-
rinstitutionellen Schnittstellenoptimierung - dafir ist die Koordinierungsform viel zu diffus und kommu-
nikativ zu aufwendig; und es sind dafiir auch viel zu viele Stakeholder und Rechtskreise im Netzwerk in-
volviert. Es geht um eine konsensorientierte Strategie der Ressourcenzusammenlegung und Re-Allokation

nach der Leitformel ,Ungleiches ungleich behandeln”, wofiir es einer gemeinsamen Sinnausrichtung bedarf.

Kommune als Gemeinwesen (,,Stadtgesellschaft”) versammeln

In gemeinsamer Verantwortung mehr bewirken als die Rahmenbedingungen
hergeben: ,Wo kein Kléager, da kein Richter!

Praventionskette als ,,agiles” Netzwerk

Rollenverantwortliches Handeln — ungeachtet der Hierarchieh6he arbeiten alle
Netzwerkpartner verlasslich mit

,»Agile* Verwaltung als Sollbruchstelle
Abteilungsubergreifend-projektférmige Arbeitsweise und Steuerung

Abb. 3: Das ,WHY?": Gemeinsame Sinnausrichtung der Verantwortungsgemeinschaft

Dafiir wird ein gemeinsames kommunales Handlungskonzept vereinbart und per Beschlussfassung in den
zustandigen Gremien und Ausschiissen verbindlich gemacht. Und um dieses Mindset zu realisieren, miissen
sich die Stakeholder im Netzwerkhandeln dann ein Stiick weit ,neu erfinden”, d. h. in einer verdnderten
Rollenverantwortlichkeit agieren.

Wichtig ist dies in doppelter Hinsicht: Zum einen bendtigt die wirkmachtige Implementierung der Praven-
tionskette eine formale Legitimation i. S. eines zurechenbaren und rechenschaftspflichtigen sozialen Ortes
(,Accountability"), muss also interinstitutionell und administrativ ,sichtbar” sein. Und zum anderen bedarf
es einer rollenverantwortlichen und kollaborativen Aktivitatsstruktur, die ein ,gemeinsames Wirken" der
Akteure intendiert und auf den Weg bringt. Neben dieser institutionellen Doppelstruktur (Stolz 2019) muss
ein im Kern priméar- und verhaltnispraventives Fachkonzept entwickelt und durchdekliniert werden und ist

die Langfristaufgabe einer Anpassung institutioneller Handlungs- und Forderlogiken in Angriff zu nehmen.
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Formalstruktur: Interinstitutioneller Gremienaufbau und Prozessgestaltung

Die Praventionskette legitimieren und als sozial zurechenbaren Ort sichtbar machen:
Rechtskreistbergreifende Zusammenarbeit

Aktivitatsstruktur: Gemeinsame Verantwortungskultur

LAgile” Rollenverantwortlichkeit als Arbeitsprinzip // Vertrauen in gemeinsames Wirken: ,Collective
Impact” als ,Netzwerkwahrung®; einrichtungstbergreifende, multiprofessionelle ,Produktionsnetzwerke*

Verhiltnis- und primarprdventive Basiskonzeption
« Primarpraventive Biographieorientierung: ,Lebensprobleme gehen vor Lernproblemen!*
« Verhaltnispraventive Kontextsteuerung: Gelegenheitsstrukturen fir chancengerechtes Aufwachsen

+ Systemischer Ansatz: ,Kompetenz® und ,Resilienz” als sozial-materielle Systemeigenschaft verstehen
lernen — Kinder sind keine ,Kompetenzcontainer®; Familien-, Peer-, Communitykontexte beachten

Strukturdimension: Institutionelle Handlungslogiken kompatibel gestalten

+ Defizitorientierte und einzelinstitutionsfixierte Forderprogramme tberarbeiten

« Verwaltungsroutinen bereichsubergreifend umgestalten (z.B. Praventionsmonitoring)

« Netzwerkstrukturen resilient gestalten und mit Befugnissen ausstatten (z.B. Krisenstabsfunktion)

Abb. 4: Das ,HOW?": Kernelemente der Prdventionskette als ,lernender Netzwerkorganisation”

Jedes Gemeingut ist permanent von Uber- oder Unternutzung bedroht. Die ,Verwaltung" der Commons
(Kohlscheen 2021) ist daher ein wichtiges Thema. Fiir kommunal koordinierte Netzwerke impliziert dies
eine stetige, kleinschrittige Wirkungsabschatzung (Deffte/Stolz 2020, S. 66-77), um zu erkennen, ob man
gemeinsam noch auf einem aussichtsreichen Weg ist. Dabei geht es eher um eine daten- und faktenba-
sierte gemeinsame Reflexion in der Multitude der Interpretationsgemeinschaft (z.B. in Sozialraumkonfe-
renzen, Zwischenbilanz-Workshops, gemeinsamen Ausschusssitzungen etc.), als um statistische Wirkungs-
nachweise. Eine zentrale Funktion kommt dabei einem kleinrdumig differenzierten Praventionsmonitoring
(Gehne/Schrdppler 2020) zu, das die Dynamik der Entwicklung von Lebenslagen indikatorbasiert nach-
zeichnen kann. Die entsprechenden Kausalzuschreibungen, wie sich diese jeweilige Entwicklung erklart, ist

dann aber wieder ein unaufhebbar kommunikativer Prozess unter Einbezug der Adressat:innen selbst.
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» Ko-Konstruktion und Ko-Produktion von Settings bei Planung und
Durchfuhrung: ,Soundingboards® // rhythmisierte Bedarfsabfragen // Einbezug
von Vertrauenspersonen bei institutionell schwer erreichbaren Familien:
Informelle Netzwerke, Fachkrafte, Multiplikator*innen in Communities etc.)

» Kleinschrittige Wirkungsabschatzung: Strategische Zielplanung mit
Hinterlegung von Wirkungsannahmen // Dialogische, datenbasierte
Wirkungsabschatzung: kommunale Qualitatszirkel und Wirksamkeitsdialoge
etc. // ,Gegenstromprinzip® in der Praventionskette

» Strategisch-reflexive Neuausrichtung: RegelmalRige Neuausrichtung von
Leitbild, strategischer Zielorientierung und kommunalem Handlungskonzept auf
Basis integrierter Fachplanung: Jahrliche Planungs-/ Entwicklungsworkshops

Abb. 5: Das ,WHAT?": Agile Adressat:innen- und Wirkungsorientierung

3. Grenzen kommunal koordinierter Netzwerke

Die heute existenten kommunal koordinierten Netzwerke zur Beférderung eines chancengerechten, gelin-
genden Aufwachsens sind kein ordnungspolitischer Vorgriff auf eine neue gesellschaftliche Regulations-
weise, sondern verdanken sich im Gegenteil einem tiefgreifenden ordnungspolitischen Reformverzicht, der
fiir rechtskreisiibergreifendes, integriertes Handeln und Planen keine verbindlichen und nachhaltigen Rah-
menbedingungen zur Verfiigung stellt. Nicht zuletzt aus diesem Grund fehlt es an resilienten, nachhaltigen
Netzwerken, die im Krisenfall (z.B. Fluchtthematik, Flutkatastrophe, Pandemie) selektiv aktiviert werden
kdnnten und das Netzwerk zu einem wesentlichen Element der Krisenstabe vor Ort werden lieBen. Statt-
dessen musste man wahrend dieser Krisen mitunter héren, fiir Praventionsketten und Netzwerkarbeit habe
man aktuell keine Zeit und das Personal werde anderweitig gebraucht. Wann aber brauchte man ein be-
reichsiibergreifend koordiniertes Handeln mehr als in solchen akuten Krisen?

Soll sich diese unbefriedigende Gesamtsituation dndern, so braucht es dafiir u. a. eine tiefgreifende Reform
der Forderlogiken im politischen Mehrebenensystem sowie eine groBformatige agile Verwaltungsreform.
Und es braucht wechselseitige, verbindliche Kooperationsverpflichtungen in den diversen Sozialgesetzbii-
chern und Schulgesetzen sowie eine entsprechende Ressourcenbereitstellung. Solange Netzwerkarbeit als
freiwillige On-the-top-Leistung ohne Beschreibung gesondert auszuweisender Verfligungszeiten und Per-
sonalausstattungen firmiert, kann es keine nachhaltige Entwicklung von Produktionsnetzwerken geben.
Auf ldngere Sicht muss dann die Fachkrafteausbildung die Befdhigung zum agilen, multiprofessionellen
Zusammenwirken im Netzwerkkontext in ihre Curricula aufnehmen.

Pravention und Armutsbekdmpfung diirfen zudem nicht als ,freiwillige" Leistung unter Haushaltsvorbehalt
gestellt werden. Generell muss die Orientierung sein, das ,Kerngeschaft" praventions- und netzwerkorien-

tiert zu erledigen, anstatt dies als einen ,Luxus” zu beschreiben, den man sich zum Beispiel bei akuten
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Krisen nicht leisten konne. Hier geht es nicht nur um Rechtssicherheit und Ressourcenbereitstellung, son-
dern auch um das zugrunde liegende Mindset, sowohl auf der Ebene der Fachkrafte wie auch der Entschei-
dungstrager:innen. Nachhaltige, resiliente Praventionsketten werden dann in jedem Fall sehr anders aus-

sehen als dies heute noch der Fall ist.

Ordnungspolitischer Reformverzicht
* Keine ressortlbergreifende Integration (Praventionsgesetz, Jugendhilfe etc.)
+ Keine ressort- und rechtskreisiibergreifende Kooperationsverpflichtungen
* Integrierte Fachplanung meist nur auf dem Papier
+ Keine Integration von Férderlinien und Férderlogiken im politisch-administrativen
Mehrebenensystem

Wenig entwickelte Produktionsnetzwerke
* Wenig institutionell verdichtete (sozialrdumliche) Kooperationsverbliinde mit
gemeinsamer Qualitdtsentwicklung
« Kaum rechtskreistbergreifende Infrastrukturplanung

Keine Ressourcenausstattung von Regelinstitutionen fiir
rechtskreisubergreifende Kooperation in der Regelpraxis
+ Keine grof3formatigen ,agilen® VVerwaltungsreformanstrengungen erkennbar, in
Impact und Wirkmachtigkeit analog zur ,neuen Steuerung “
+ Keine Ausrichtung administrativer Handlungslogiken auf ,komplexe Probleme*
mit geregelter, wissensbasiert ausgerichteter Schnittstelle Verwaltung/ Netzwerk

Abb. 6: Grenzen ,staatlich-kommunaler Verantwortungsgemeinschaften”

4. Transfer in den kommunalen Alltag

Neben der Fokussierung von Netzwerkhandeln auf ,komplexe Probleme” und der Verbesserung struktureller
Rahmenbedingungen fiir ein rechtskreislibergreifendes Handeln braucht es einen grundlegenden Paradig-
menwechsel, um Netzwerkarbeit zum integralen Bestandteil professionellen, routinisierten Alltagshan-
delns fiir die am gelingenden Aufwachsen beteiligten Akteure zu machen. Verwaltungshandeln muss sich
dabei von tief verwurzelten Losungsstrategien wie Konditionalprogrammierung und ,algorhythmischer"
Handlungslogik beim Vorliegen klar definierter, Verwaltungshandeln auslésender Bedingungen [6sen. Auch
ein ,mehr vom Selben" - etwa in Form einer ,Praventionsagentur” als neuem Amt - diirfte vor allem neue
Schnittstellenprobleme generieren. Die eigentliche Herausforderung fiir Verwaltung ist es eher, pfadab-
hingig-passgenaue Losungen zu finden und konsequent als ,Purpose Driven Organization” (Fink/Moeller
2018) zu firmieren, bei denen ein formell gleicher Input unterschiedliche Handlungsstrategien auslGsen
kann. In der Verwaltung der Commons” versteht Verwaltung dabei in der Praventionskette ihre Partner
nicht als ,Umwelt", ,Leistungsempfanger:innen” etc., sondern als ko-konstruktiv mitgestaltende Akteure.
Man arbeitet im Zielbild dann ,mit", nicht ,fiir* die Menschen.

Insgesamt geht es darum, die Kultur- und die Strukturdimension kommunal koordinierter Netzwerkstruk-

turen besser miteinander zu vermitteln. Dafiir ist eine Art Lobbyarbeit im politisch-administrativen
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Mehrebenensystem vonnoten. Es geht um Agendasetting! Als Vorgriff auf nachhaltige und rechtssichere
Losungen konnen die ,Netzwerke Friihe Hilfen" mit ihrer Verankerung im KKG und ihrer ansatzweise auf
Dauer gestellten Basisfinanzierung gelten. Es ist evident, dass es so eine nachhaltige Lésung nicht nur fiir
Kinder im Alter von 0-3 Jahren und ihre Familien geben kann, sondern die Aufwachsensbedingungen fiir
alle Kinder und Jugendlichen entsprechend zu unterstiitzen waren. Die aktuelle Krise der &ffentlichen
Haushalte bieten dafiir zwar ein denkbar ungiinstiges Umfeld, aber gerade deshalb sollten Mindset und
Agenda mit Blick auf die Zukunft jetzt verankert werden. Dies gilt fiir die Praventionsketten, aber ebenso

mit Blick auf eine tiefgreifende, agile Verwaltungsreform.

Fokussierung auf gelingendes, chancengerechtes Aufwachsen als
»komplexem Problem®: Relativierung ,algorhythmischen® Routine- und
Verwaltungshandelns durch Einbindung in Netzwerkhandeln

Rahmenbedingungen fiir rechtskreisiilbergreifendes Handeln verbessern:
amterubergreifende Kooperationsverpflichtung in der Verwaltung, Ermdéglichen
von ,Pool“-Lésungen; der Finanzierung; Harmonisierung von Férderlogiken im
Mehrebenensystem; agile Verwaltungsreform

Grundlegender Paradigmenwechsel:

.Mehr vom Selben ist nicht die Lésung! Keine neuen Linienorganisationen und
Amter (,Praventionsagenturen”) mit dann neuen Schnittstellenproblemen schaffen

+ Agile Elemente der Ziel-, statt Konditionalprogrammierung von Verwaltung
starken: Vom ,WHY?“ und vom ,Purpose” her denken, nicht van handlungs- und
algorhythmenausl&senden Bedingungen (Zustandigkeitsdenken)

+ Kommunale Pfadabhangigkeiten: Keinen administrativer ,Masterplan® fir alle
Kommunen intendieren: selbstorganisierte ,,Verwaltung der Commons* als Zielbild

Abb. 7: Perspektive ,Alltags- und Routinehandeln”
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Hemmnisse bei der Gestaltung kommunaler Netzwerke und rechtskreis-
tibergreifender Kooperationskontexte

Carmen Hack, Fachhochschule Kiel, Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit

1. Ausgangslage: Kommune als Hoffnungstréagerin ersten Ranges

In aktuellen bildungs- und sozialpolitischen Reformprogrammen und Initiativen (z.B. kinderstark
NRW, Bildungs- und Erziehungslandschaften), die in den Fachdebatten zusammengefasst unter
dem Begriff der kommunalen Gesamtstrategien diskutiert werden, zeigt sich ein Kooperations-
und Netzwerkparadigma: Die Bildungs- und Sozialpolitik richtet einen starken Fokus auf kommu-
nal koordinierte interdisziplindre Kooperationen der Bereiche Kinder- und Jugendhilfe, Schulwe-
sen, Gesundheitswesen, soziale Sicherung und Arbeitsmarktférderung. Absicht und Zielrichtung
ist ein kompaktes, kommunales Gesamtsystem von Bildung, Betreuung und Erziehung zu entwi-
ckeln. Diesen Programmen und Projekten ist gemein, dass sie Kooperation und Vernetzung als
Bedingung fiir ihren Erfolg betrachten und ihnen ein hohes Potenzial zur Losung struktureller
Probleme zuschreiben: Als wesentliches Prozess- und Strukturelement sollen sie ein libergreifen-
des und aufeinander abgestimmtes Wohlfahrtssystem sichern, um die Bildungs- und Lebenschan-
cen von (benachteiligten) Kindern und Jugendlichen zu verbessern. Dariiber hinaus wird ihnen der
Nutzen zugeschrieben, bestehende funktionale Schwichen des Bildungs- und Sozialsystems
(.Versdulung") abmildern zu kénnen und gleichzeitig der Krise der bestehenden staatlichen Steu-
erungsunfahigkeit im Bereich des sozialen Dienstleistungssektors durch Kooperations- und Ver-
netzungsarrangements zu begegnen.

Das Organ, welches diese Programme und Projekte umsetzt und durchfiihrt, stellt die Kommune
in einem durchaus unspezifischen Sinne dar - denn sie gilt sowohl hinsichtlich von Planung, Pra-
xis, Politik als auch von Zivilgesellschaft als Hoffnungstragerin ersten Ranges zur erfolgreichen
Bewiltigung von gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen (Maykus 2021) und ,im Hinblick
auf die von vielen sozialpolitischen Akteuren flir notwendig erachtete praventive und sozialinves-
tive Neujustierung der Sozialpolitik" (Brettschneider & Klammer 2017:44) zur Génze.

Aber blicken wir doch einmal in die kommunale Praxis: Kommunen als der Ort kommunaler Da-
seinsflirsorge bestellen ein duBerst heterogenes Feld. Der soziale Dienstleistungssektor ist durch
seine Politikfelder Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheit, Schule und Soziale Sicherung sektorali-
siert. Dariiber hinaus weisen ebendiese Politikfelder hinsichtlich ihrer Systematik, Aufgaben, Res-

sourcen und Regeln bzw. Handlungslogiken mannigfaltige Eigenarten auf.
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Normative Ebene
Kammunale Spitze,
Rat, Ausschiisse

Strategische Ebene
Amtsleitungen, Planung,
Koordinatoren,
Geschiiftsfiihrungen

Hierarchie

Operative Ebene
Freie Trdger, Einrich-
tungen, Fachkriifte

Systeme

L *

Kinder- und Gesund- Schule Soziale
Jugendhilfe heit Sicherung

Abbildung 1: dreidimensionales kommunales Mehrebenensystem (Hack 2021:27)

Visualisiert man diese Fragmentierung und Versdulung der einzelnen Systeme sowie ihrer Akteure
und Organisationen incl. der bestehenden kommunalen Hierarchieebenen, zeigen sich die soge-
nannten ,operativen Inseln" (Schubert 2018:12) des kommunalen Dienstleistungssektors.

Abhilfe schaffen sollen hier Kooperations- und Netzwerkarrangements in den Kommunen, ihren
Stadtteilen oder auch zu einzelnen thematischen Schwerpunkten: Kooperation und Netzwerkar-
beit sind ndmlich grundsatzlich positiv besetzt - hier gelingt erfolgreiche und zielorientierte Zu-
sammenarbeit liber Grenzen hinweg und ,auf Augenhdhe" - (iber Hierarchiegrenzen hinweg.
Deutlich wird, wie durchweg positiv die beiden Begriffe besetzt sind. Teamfahigkeit, Kommunika-
tivitdt, Kreativitdt - nur einige von vielen ,Charaktereigenschaften” der Akteure im sozialen
Dienstleistungssektor - ein duBerst fruchtbarer Boden fiir Netzwerke und Kooperationen als In-
novationsinstrumente flir die Weiterentwicklung und Umformung des sozialen Dienstleistungs-
sektors. Dementsprechend entstehen fiir die Kommunen im Rahmen des propagierten erfolgver-
sprechenden Kooperations- und Netzwerkmanagements enorme Herausforderungen in ihrem
Steuerungshandeln - das Management von Kooperationen und Netzwerken wird mittlerweile
nicht nur von kommunalen Akteuren als Querschnittsaufgabe und Dauerherausforderung bezeich-

net (vgl. Fischer 2013).
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1. Hemmnisse und Stolpersteine

a. Netzwerkmanagement als Koordinationsaufgabe

Im Steuerungsprozess der Kommune oder auch in einzelnen Stadtteilen wird in der Regel fiir die
Implementierung und Etablierung kooperativer Netzwerke eine Netzwerkkoordination eingerich-
tet. Diese soll die Netzwerke und Kooperationen implementieren, nachhaltig etablieren und die
postulierten Ziele erreichen - kurzum: den Laden stérungsfrei am Laufen halten.

Unhinterfragt wird hier allerdings propagiert, dass eine Steuerung der kooperativen Ausgestaltung
der Netzwerke zwischen den beteiligten Professionen, Organisationen und Einrichtungen unter
Beachtung ihrer jeweiligen Systemlogik und Hierarchieebene mdglich, effektiv und letztendlich

auch erfolgreich sei.

Normative Ebene
Koemmunale Spitze,

y
Rat, Ausschiisse
‘55‘ .g‘a." —— e
Strategische Ehene F¥ o
: O
&'
R

Amtsleitungen, Planung,
Koordinatoren,
Geschidftsfilhrungen

Hierarchie
Le
%o,
,\%’7@

Operative Ebene
Freie Triiger, Einrich-
tungen, Fachkrifte

Horizontale
Koordination/Steuerung

Systeme

Kinder- und Gesund- Schule Soziale
Jugendhilfe heit Sicherung

Abbildung 2: Koordination und Steuerung im dreidimensionalen kommunalen Mehrebenensystem
(Hack 2021:143)

Aber wird nicht schon allein durch die Visualisierung (siehe Abbildung 2) deutlich, dass hier eine
kommunale Netzwerksteuerung auf sehr komplexen Pfaden unterwegs sein kdnnen und - sind wir
doch mal ehrlich - auch diirfen muss? Dass somit nicht nur eine vertikale, sondern auch eine
horizontale und eine diagonale Koordination bzw. Steuerung notwendig erscheint? Auf der hori-
zontalen Ebene miisste zwischen den einzelnen Systemen und auf der diagonalen Ebene sollte in
den jeweiligen Systemen zwischen den unterschiedlichen Akteurs- und Organisationstypen koor-
diniert und gesteuert werden. Und letztendlich ist die Netzwerkkoordination nicht in der Lage,
alle Spannungsverhaltnisse und Schwierigkeiten, die sich im Netzwerk ergeben kdnnen, zu requ-
lieren, da z.B. die Einflussmoglichkeiten der Netzwerkkoordination auf und in die Herkunftsorga-

nisationen und Institutionen nur sehr begrenzt maoglich ist.
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Aber mit der Postulierung dieses idealtypischen Steuerungsverstandnisses wird eine unhinter-
fragte uneingeschrankte ressortiibergreifende Wirkmacht kommunaler Koordination und Steue-
rung (liber System- und Organisationsgrenzen hinweg) suggeriert. Fraglich ist, ob fiir die kommu-
nale Projektkoordination/Netzwerkkoordination, die interdisziplindre und interorganisationale
Steuerung und ihr zugeschriebenes Aufgabenprofil tatsdchlich leistbar ist. AuBerdem werden
durch die Forderung nach Kooperation auf Augenhdhe bestehende kommunale Hierarchieebenen
und Regelungsbefugnisse des sozialen Dienstleistungssektors hdufig ignoriert. Bestehende Hie-
rarchien und entsprechende Befugnisse im kommunalen (Verwaltungs-)System werden im Sinne
einer strukturkonservativen Vorgehensweise namlich auf kommunale Netzwerk- und Kooperati-
onsstrukturen tbertragen. Fraglich ist ferner, ob eine Person (die in der Regel als Netzwerkkoor-
dination flir den gesamtkommunalen Projektkontext eingesetzt ist) tiberhaupt in der Lage sein
kann, diese gesamtkommunalen Koordinations- und Steuerungsanforderungen tatsachlich umzu-

setzen. (vgl. Hack 2021)

b. Ebenenspezifische Auspridgung von Vernetzungs- und Kooperationskontexten

Im Rahmen einer empirischen Analyse von Implementierungserfahrungen eines Landespro-
gramms zur Férderung von Vernetzung und Kooperation im Bereich des Schutzes und der Forde-
rung von Kindern (Implementierung der kommunalen Gesamtstrategie ,kinderstark” in Nordrhein-
Westfalen) lautete die zentrale Fragestellung, ob und wie die ldee von Vernetzung und Koopera-
tion von bis dato eigenstandigen und voneinander unabhdngigen Akteurinnen und Institutionen
des sozialen Dienstleistungssektors tatsdchlich umgesetzt und gesteuert werden kann (Hack
2021). Forschungsgegenstand war eine Kommune, die sich in der Implementierung und Versteti-
gung einer kommunalen Gesamtstrategie im Rahmen des Landesprojektes ,kinderstark NRW" en-
gagiert.

Die empirischen Ergebnisse zeigen auf, dass im Rahmen kommunaler Gesamtstrategien sich Ko-
operations- und Vernetzungskontexte als ein komplexes und ausdifferenziertes Gefiige ebenen-
spezifischer Auspragungen und Kontextualisierungen und dann noch unterschiedlich, je nachdem
ob man sich dem Projektkontext oder der tatsdchlichen kommunalen Struktur widmet, auszeich-

nen.
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Normative Ebene
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Ausschiisse

Strategische Ebene
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Abbildung 3: tradiertes-projektunbhdngiges Klassifikationsmodell kommunaler Kooperation und

Vernetzung (Hack 2021:270)

Das projektunabhédngige kommunale Modell zeigt die schematische Darstellung der tradierten Ar-

beits- und Kooperationsformen inklusive ihrer ebenen- und systemspezifischen Zuschreibungen,

Auspragungen und Merkmale innerhalb der Kommune. Deutlich wird, dass die Orientierung am

Mehrebenensystem im Hinblick auf Kooperations- und Vernetzungsstrukturen im projektunab-

hangigen Kontext durchaus maglich ist: Es erlaubt die Abbildung der bestehenden kommunalen

Ordnung mit ihrer ebenentiibergreifenden systemimmanenten (z.B. innerhalb des Systems der Kin-

der- und Jugendhilfe) und systemiibergreifenden, ebenenimmanenten (z.B. interdisziplinire Ko-

operation und Vernetzung in sozialrdumlichen Arbeitskreisen auf der operativen Ebene) Formen

der Vernetzung.
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Selbstversténdnis: Visionar & Gesamtsteuerer
Kooperationskontext: gesamte Kommune
Kooperation und Netzwerk als Reformstrategie

Landespro-
gramm

Normative Ebene

Kommunale Spitze, Rat,
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Strategische Ebene
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Operative Ebene
Freie Trdger, Einrichtungen,
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Abbildung 4: projektspezifisches Klassifikationsmodell kommunaler Kooperation und Vernetzung
(Hack 2021:271)

In der Abbildung 4 verdeutlicht hingen das projektspezifische Modell, dass die anvisierte und kon-
zeptionell angelegte Projektstruktur in Orientierung an der klassischen Ordnung (Mehrebenensys-
tem) kommunaler Strukturen zwar abbildbar ist, allerdings im Rahmen der Analyse von Koopera-
tions- und Netzwerkstrukturen die bisherige mehrebenenspezifische (Zu-)Ordnung auflost bzw.
die Ebenen nicht trennscharf abbilden kann. Die Analyse projektbezogener Kooperations- und
Vernetzungsstrukturen ldsst sich folglich nicht allein anhand funktionaler, mehrebenenspezifi-
scher Auspragungen und Merkmale abbilden, sondern kann nur durch eine neue flexible und er-
weiterte Ordnung aufgezeigt werden. Ferner ldsst sich ableiten, dass der Projektkontext und der
kommunale Kontext nicht unabhingig voneinander betrachtet werden kdnnen (z.B. durch Uber-
tragung der gangigen Steuerungsmodi auf den Projektkontext, Integration bisheriger Zusammen-
arbeitsstrukturen und Merkmale in den Projektkontext) - die Projektstruktur ist ergo immer in
Relation zur kommunalen Struktur zu setzen, beides ist nicht voneinander zu trennen.

Das heil3t, projektartige Bemiihungen um den Aufbau und die Verstetigung einer kommunalen
Praventionskette mit ihren administrativ gestiitzten Formen der Steuerung sowie Vernetzung sind
letztlich entweder Handlungsinseln ohne Bezug zur kommunalen Praxis, oder aber Abbild der
tibergreifenden, generellen Struktur der Kommunalverwaltung, die dann nur eine themenbezo-
gene Ausrichtung erhdlt und programmatische Ziele an den bestehenden Handlungsrahmen der

Verwaltung anpasst.
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Es kann daher nicht generell von einem Kooperations- und Vernetzungskontext im gesamtkom-
munalen Kontext gesprochen werden. Die Zugehdrigkeit zu den einzelnen Ebenen im Projektkon-
text bedingt unterschiedliche Selbstwahrnehmungen, Akzentuierungen im und Beschreibungen
des jeweiligen Kooperationskontextes, dariiber hinaus lassen sich ebenenbezogene, projektspezi-
fische und projektunabhangige Kooperations- und Vernetzungskontexte identifizieren.

Hier kdbnnte man auch darauf verweisen, dass demnach keine Stufenmodelle von Kooperation
sinnvoll sind, da die Kooperationskontexte im kommunalen Mehrebenensystem ebenenspezifisch
ausgepragt sind und demnach in ihren jeweiligen Auspragungen und mit ihren jeweiligen Bedin-
gungen (Ebenen, Systematiken, Aufgaben) spezifisch zu beschreiben sind und sich nicht anhand
von Entwicklungsstufen bewerten lassen. Vielmehr sollte man ,Kooperation als Kontinuum" (Ma-
ykus 2011) verstehen: Das Kontinuum zeigt sich demzufolge als ein spezielles kontinuierliches
Kontinuum im Sinne einer Ebenenprozessqualitdt innerhalb der einzelnen Ebenen. Was jeweils als
Kooperation und vielleicht gar als ,gute” Kooperation definiert wird, kann folglich nur vor diesem
Hintergrund analysiert, diskutiert und bewertet werden.

Dementsprechend kann der normative Appell der Bildungs- und Sozialpolitik ,Vernetzt euch!" und
somit die Forderung nach dem Wandel hin zu einer kommunalen Gesamtstrategie als eine unspe-

zifische und unscharfe Leerformel bezeichnet werden.

c. Projekte und Parallelstrukturen

Ausgehend von der exemplarischen Studie kann an dieser Stelle wiederum allgemein festgehalten
werden, dass im Rahmen der kommunalen Umsetzung des Landesprogrammes eine Projektstruktur
entwickelt worden ist, die neben der bisherigen kommunalen Struktur angesiedelt zu sein scheint
und die bestehende kaum beriihrt. Das entspricht einer Neben- oder Parallelstruktur, die sich le-
diglich von der Hauptstruktur durch ihre Programmatik und themenspezifische Aktivitaten unter-
scheidet, die darin durchaus auch eine vernetzende, die Akteur*innen zusammenfiihrende Qualitat
erreichen kdnnen, jedoch ohne die Ziele einer Innovation hin zu einer kommunalen Gesamtstra-
tegie zu fordern.

Dies Ergebnis bestatigt das von Meyer & Rowan (1977) im Neo-Institutionalismus diskutierte Mo-
dell der Trennung der Aktivitatsstruktur von der Formalstruktur zu Legitimitatszwecken. Diese so-
genannte Entkopplung lasst sich auch im Kontext der hier diskutierten Studie identifizieren und
mit dem folgenden Modell (siehe Abb. 5) einer gesamtkommunalen Struktur inklusive der Projekt-

strukturen abbilden.
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Abbildung 5: Klassifikationsmodell der kommunalen Gesamtstruktur (Hack 2021:273)

In Bezug auf die zu Beginn der Ausfiihrungen dargelegte positiv konnotierte Diskussion von Ko-
operation und Vernetzung ermdglicht dieses Klassifikationsmodell der kommunalen Gesamtstruk-
tur dariiber hinaus die Identifizierung und notwendige Thematisierung real bestehender Herr-
schafts-, Macht- und Abhangigkeitsrdaume. Die Idee einer gleichberechtigten Stellung aller betei-
ligten Akteure innerhalb kommunaler Kooperationssettings ist bislang reines Wunschdenken.
Letztendlich geht es in der Ausgestaltung kooperativer Settings doch gerade um das Austarieren
und die Abstimmung der Zusammenarbeit auch aufgrund dieser Abhangigkeiten. Unter Beriick-
sichtigung der einzelnen Positionen im kommunalen Gefiige vermag dieses Modell ebenfalls das
Verhalten eines Akteurs einer bestimmten Ebene erklaren - er verhdlt sich in der Regel so, wie er
sich selbst im Kontext verortet und wie er von den anderen Akteuren adressiert wird. Hiermit
einher gehen bestimmte Erwartungen an Rollen und Positionen - diese werden auch auf neu
arrangierte Zusammenarbeitskontexte tbertragen.

Hierdurch ist demnach auch zu erkldren, warum - trotz der Vision der gleichberechtigten Zusam-
menarbeit - Kooperations- und Vernetzungskontexte im Rahmen der Analysen nicht als hierar-
chiefreier Raum identifiziert werden konnten. Einen solchen konnte diese Studie als bloBe Ideal-

und Wunschvorstellung enttarnen.

3. Was Kommunen brauchen

AbschlieBend ist es wichtig zu betonen, dass hier kein Pessimismus verbreitet werden soll, sondern
eher ein realistischer Blick auf die tatsachlichen Gegebenheiten kommunaler Strukturen sowie
Steuerungsmdglichkeiten und -rechte kommunaler Netzwerkkoordinationen! Unhinterfragte,

ausschlieBlich positiv besetzte Konnotationen schaffen in und fiir die Praxis einen schier uner-
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reichbaren Horizont - sowohl fiir den Netzwerkkontext selbst als auch fiir das groBe Ganze. Set-
zen wir einen realistischeren Blick, haben wir vielleicht auch realistischere Chancen, kommunale
Netzwerke und Kooperationen - so hier die These - erfolgreicher und nachhaltiger zu implemen-
tieren und zu etablieren.

Netzwerkarbeit ist Arbeit - dafiir braucht man mutige und fihige Akteur*innen, Zeit (iiber Legis-
laturperioden hinaus!), Ressourcen (liber die Systeme hinaus), Geduld, und auch die Mdglichkeit
und Erlaubnis, auszuprobieren, zu scheitern, zu beenden und wieder neu zu starten.
Netzwerkarbeit braucht aber auch Ehrlichkeit: ndmlich im Hinblick auf bestehende Hierarchien,
(finanzielle) Abhdngigkeiten, Mdglichkeiten und Grenzen, Gebote und Verbote. Wenn wir dies un-
seren Kommunen, unseren Netzwerken und den Akteur*innen ermdéglichen und erlauben - dann
konnen sich Netzwerke und Kooperationen wirklich als Innovationsinstrumente des sozialen

Dienstleistungssektors etablieren.
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Wie kann eine nachhaltige Verankerung von kommunalen Praventions-
ketten gelingen? Antworten aus der fachlichen Begleitung von Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen

Alexander Mavroudis, Leiter der LVR-Koordinationsstelle Kinderarmut

Die Koordinationsstelle Kinderarmut im LVR-Landesjugendamt Rheinland unterstiitzt seit liber 10 Jahren
die Jugendamter im Rheinland beim Auf- und Ausbau von kommunalen Praventionsketten. Im Fokus steht
dabei die Pravention der mdglichen Folgen von finanzieller Armut fiir das gelingende Aufwachsen von
Kindern und Jugendlichen. GemaB § 85 Abs. 2 SGB VIII umfasst die Unterstiitzung die finanzielle Férderung,
Beratung, Fortbildung und den Wissenstransfer.! Der vorliegende Beitrag blindelt Erfahrungen und Impulse

aus der Perspektive der kommunalen Begleitung.

1. Die Gestaltungsvision der kommunalen Priventionskette

Die Kommunen haben eine zentrale Verantwortung fiir das gelingende Aufwachsen von Kindern, Jugend-
lichen und ihren Familien. Damit dies gelingt, sind die verantwortlichen Akteur*innen aus verschiedenen
Handlungsfeldern und Systemen gefordert, kontinuierlich zusammenzuarbeiten. Das Ziel einer umfassen-
den Pravention sowie die komplexen Lebens- und Problemlagen der Menschen erfordern eine ganzheitliche
Betrachtung und sind nur im vernetzten Miteinander aller relevanten Akteur*innengruppen zu beantwor-

ten.

Diese Leitgedanken liegen dem Auf- und Ausbau von kommunalen Praventionsketten zugrunde. Die Pra-
ventionskette bildet den konzeptionellen Rahmen fiir integrierte kommunale Handlungsstrategien. Sie ver-
knlpft die Angebote und Leistungen unterschiedlicher Handlungsfelder entlang der Biografie des Auf-
wachsens miteinander - beginnend mit den Friihen Hilfen bis hin zu Angeboten fiir einen gelingenden

Ubergang in Ausbildung/Studium, Beruf und ein selbstbestimmtes Leben.

Das nachfolgende Schaubild illustriert diese Gestaltungsvision. Im Mittelpunkt der Praventionskette stehen
die biografischen Phasen des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen. Diesen Phasen zugeordnet sind
die vielfaltigen Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, von Schule, Gesundheitswesen bis hin zur Stadt-

entwicklung.

Die Planung und Koordination der Praventionskette ist im oberen Bereich des Schaubildes dargestellt. Ver-

antwortlich sind die kommunalen Amter. Sie sind gefordert, bei diesen Prozessen alle relevanten Triger

T www.kinderarmut.lvr.de
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und Institutionen mit einzubinden. Dies erfolgt in Préventionsnetzwerken, die als Orte des partnerschaft-

lichen Miteinanders aller Akteur*innen in den Sozialrdumen und Regionen dienen.

Weitere

= Kooperation Koordination & Dialog Prévention?’_
“inatttionen JUGENDAMT ey
e b Sozialraum

Planung & Koordination

Schwangerschaft
und erste Lebensjahre

Kindheit Jugendphase Junge Erwachsene

' Jugend
[-verbands-)
arbeit

(offene
Ganztags-)
Schulen

Jugend-so-
zialarbeit

Schul-
sozialarbeit

Hilfen zur
Erziehung

LVR-Koordinationsstelle Kinderarmut 2019

Praventionsketten dienen der Strukturentwicklung. Es geht darum, alle Kinder und Jugendlichen in den
Blick zu nehmen und - orientiert an dem Leitsatz ,Ungleiches ungleich behandeln" - friihzeitig zu férdern.
Den konzeptionellen Rahmen der Praventionskette bildet ein ganzheitlicher Praventionsbegriff, der sich
nicht auf vorhandene oder sich abzeichnende Schadigungen und deren Verhinderung fokussiert (Verhin-
derungslogik), sondern darauf abzielt, die Teilhabechancen von allen jungen Menschen zu férdern (Befa-

higungslogik).
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2. Von der Vision zu nachhaltiger Praxis

Der Auf- und Ausbau von kommunalen Praventionsketten ist ein langfristiger Strukturentwicklungsprozess.
Erste Praxisversuche gab es in Nordrhein-Westfalen bereits 2002 mit Mo.Ki - Monheim fiir Kinder.? Seit-
dem hat ein kontinuierlicher quantitativer und qualitativer Ausbauprozess stattgefunden. Die gewachse-
nen Erfahrungen der Kommunen sind in verschiedenen Fachmaterialien aufbereitet® und stehen allen in-

teressierten Akteur*innen zur Verfiigung.

Die Praventionsketten in Nordrhein-Westfalen sind duBerst heterogen; je nach Historie gibt es unter-
schiedliche Entwicklungsstinde bei den Kommunen. So ldsst sich aus den vorliegenden Fachmaterialien
zwar ableiten, aus welchen konzeptionellen Bausteinen eine Praventionskette besteht und welche Ent-
wicklungsschritte notig sind. Gleichwohl stellt dieses Wissen aber keine ,Blaupause” dar, also keinen festen
Bauplan, da eine Praventionskette immer nur unter Beriicksichtigung der Rahmenbedingungen in der je-

weiligen Kommune gestaltet werden kann.

Die zentrale Herausforderung besteht darin, dass die Auf- und Ausbauprozesse zu nachhaltigen Strukturen
fiihren. Welche wesentlichen Faktoren und Impulse dies begiinstigen, soll im Folgenden skizziert werden.
Dabei wird beispielhaft Bezug genommen auf die Kinderarmutspravention, die in Nordrhein-Westfalen ein

zentraler Impulsgeber ist.

Fine eigene kommunale Gestaltungsvision

Der Auf- und Ausbau einer Praventionskette sollte verkniipft sein mit einer eigenen Gestaltungsvision der
Kommune, die in einem Leitbild und klar festgelegten kinder- und jugendpolitischen Zielen zum Ausdruck
kommt. Diese sollten idealerweise in einem Beteiligungsprozess mit allen relevanten Akteur*innen in der
Praventionslandschaft entwickelt und abgestimmt sein. Dabei ist es zudem wichtig, Kinder, Jugendliche

und ihre Familien als Expert*innen in eigener Sache mit einzubeziehen.

In der Entwicklung in Nordrhein-Westfalen war und ist immer wieder zu beobachten, dass sich die kom-
munalen Akteur*innen an den Leitzielen von Férderprogrammen zum Beispiel des Landes orientieren. Damit
einher geht jedoch die Gefahr, dass die kommunalen Entwicklungsprozesse enden, wenn das Forderpro-
gramm auslduft, und geférderte MaBnahmen nicht in die Weiterentwicklung der vorhandenen Strukturen

integriert werden.

Vor diesem Hintergrund bedarf es gegebenenfalls eines Perspektivwechsels bei den verantwortlichen Ak-
teur*innen in der Kommune: weg von der Programm- und Projektorientierung und hin zur langfristigen
Strukturentwicklung vor Ort. Erst eine eigene und gelebte kommunale Gestaltungsvision, die verschiedene

Politikfelder betrifft, verspricht, dass angestoBene Prozesse {iber Férderzeitfenster hinaus weiterlaufen.

2 www.monheim.de/kinder-jugend
3 Siehe unter: www.kinderarmut.lvr.de; www.netzwerke-fuer-kinder.lwl.org; www.kinderstark.nrw
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Dies kann zum Beispiel im Kontext der Kinderarmutspravention das Leitziel ,Gleichberechtigte Teilhabe fiir

alle Kinder und Jugendlichen" sein.

Verantwortung der Politik

Der Auftrag zum Auf- und Ausbau einer Praventionskette sowie die Festlequng der eigenen Gestaltungs-
vision miissen durch die politischen Gremien der Kommune erfolgen. Es reicht nicht aus, dass engagierte
Mitarbeiter*innen der Verwaltungen und von Tragern sich auf den Weg machen. Sie brauchen das Mandat
der Politik, sich zum Beispiel fiir die Pravention der mdglichen Folgen von finanzieller Familienarmut fiir
das gelingende Aufwachsen einzusetzen. Eingebunden werden miissen alle relevanten Fachausschiisse -

sowie letztlich der Rat beziehungsweise Kreistag, da die Praventionskette libergreifend angelegt ist.

Da Praventionsketten langfristige Strukturentwicklung bedeuten, ist idealerweise eine Unterstiitzung aller
demokratischen Fraktionen anzustreben. Nur so ist gewdahrleistet, dass die Praventionsketten nicht zum
.Spielball” politischer Profilierungs- und Aushandlungsprozesse werden und Entwicklungsprozesse auch

bei veranderten Mehrheitsverhaltnissen fortgesetzt werden kdnnen.

Sowoh! Bottom-up als auch Top-down

Praventionsketten sind dann nachhaltig, wenn sie sowohl Bottom-up als auch Top-down initiiert und um-
gesetzt werden. Bottom-up bedeutet, dass Bedarfe der Kinder, Jugendlichen und ihrer Familien sowie die
fachlichen Impulse der Fachkrafte vor Ort in den Einrichtungen und Sozialrdumen aufgegriffen werden und
sich in der Ausgestaltung der Praventionskette widerspiegeln. Top-down bedeutet, dass diese Entwick-
lungsprozesse gleichermaBen durch Leitung und Politik initiiert und unterstiitzt werden. Dies kénnen zum
Beispiel Férderangebote fiir armutsbelastete Kinder in der Kita und/oder Schulungen zum armutssensiblen

Handeln fiir Erzieher*innen sein.

Idealerweise treffen beide Entwicklungsimpulse aufeinander und erlauben so einen nachhaltigen Auf- und
Ausbau. Notwendig ist dafiir, dass diese Entwicklungsimpulse dauerhaft erfolgen und Eingang finden in

kommunale Planungen und eine wirkungsorientierte Weiterentwicklung der Praventionsketten.

Amteriibergreifende Koordination und Vernetzung

Die Abldufe in vielen kommunalen Verwaltungen orientieren sich vielerorts noch an der versdulten Auftei-
lung der Amter und dem Zustandigkeitsprinzip. Praventionsketten zeichnen sich jedoch durch eine andere

Handlungslogik aus, die sich auch Abldufen und der Struktur abbilden muss. Hierzu gehort insbesondere:
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= Die Einrichtung einer Koordinierungsstelle zur Weiterentwicklung der Praventionskette. Die
Koordinationsstellen sind der zentrale ,Motor" fiir die Initiierung der notwendigen Entwick-
lungsprozesse sowohl verwaltungsintern als auch extern mit den relevanten Akteur*innen in
der Praventionslandschaft. Fiir die auch nachhaltige Wirksamkeit der Koordinationsfachkrafte
ist es wichtig, dass die zur Verfiigung stehenden - unbefristeten! - Stellen(-anteile) zu den
Zielen und geplanten Aktivitaten in der jeweiligen Kommune passen, die Koordinationsfach-
krafte klar definierte Aufgaben und Kompetenzen zugewiesen bekommen, an geeigneter Stelle
in der Kommunalverwaltung verortet sind und herausfordernde Aufgaben und Eingruppierung
der Stellen korrespondieren.*

= Kooperationen und gemeinsame Arbeitsprozesse quer zu den Amter- und Abteilungssiulen,
idealerweise strukturell verankert in verwaltungsinternen Netzwerken auf operativer Ebene.
Dies konnen zum Beispiel Arbeitszusammenschliisse der Planer‘innen der verschiedenen
Fachamter sein und/oder themenbezogene Arbeitsgruppen zu Querschnittsthemen wie Kin-
derarmutspravention. Hierzu gehort weiterhin die Mitwirkung der Koordinationsfachkraft in
relevanten bestehenden Arbeitsgruppen und Gremien.

= Die Verankerung der amteriibergreifenden Kooperation auf Steuerungsebene. Dies kann in be-
stehenden Steuerungsgremien erfolgen oder aber in einem neu ins Leben gerufenen Lenkungs-
kreis zur Weiterentwicklung der Praventionskette.

Insbesondere bei Querschnittsthemen wie der Kinderarmutspravention, die viele Politikfelder berlhren, ist

es zwingend notwendig, dass sich alle relevanten Fachabteilungen kennen, vernetzen und dauerhaft zu-

sammenarbeiten.

Mit dem Auf- und Ausbau von Praventionsketten geht somit zugleich ein Prozess der Organisationsent-
wicklung einher. Das bedeutet wiederum, dass sich beteiligte Amter als lernende Organisationen begreifen
missen und es die Bereitschaft gibt, aus Erfahrungen zu lernen, fehlerfreundlich zu agieren und Ablaufe
und Strukturen bei erkanntem Bedarf anzupassen. Hier sind Leitungskrafte im Rahmen ihrer Steuerungs-
verantwortung gefordert. Es betrifft aber letztlich alle Mitarbeiter*innen; sie miissen bereit sein, in einer
gewachsenen und in vielerlei Hinsicht auch bewahrten Verwaltungskultur neue Wege zu suchen und zu

gehen. Eine offene Diskussionskultur und Transparenz unterstiitzen diese Prozesse.

4Vgl. hierzu: LVR-Landesjugendamt Rheinland, LWL-Landesjugendamt Westfalen, Hrsg. (2020): Handlungsrah-
men der kommunalen Koordination von Praventionsketten und Praventionsnetzwerken. Eine Arbeitshilfe fiir
die Praxis. Koln
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Verantwortungsgemeinschaften in einer lebendigen Netzwerkkultur

Vergleichbare Entwicklungen miissen in der Zusammenarbeit der vielfdltigen Praventionsakteur*innen er-
folgen. Klassischerweise gibt es in Kommunen und Sozialrdumen bereits eine Vielzahl von Arbeitskreisen
und Arbeitsgemeinschaften. Diese sind jedoch oft handlungsfeldbezogen, wie zum Beispiel Arbeitskreise

der Jugendarbeit, und/oder themenbezogen, wie zum Beispiel Netzwerke im Kinderschutz.

Fiir die Umsetzung von Praventionsketten ist es zum einen notwendig, dass der Diskurs iiber die Praventi-
onskette und die damit einhergehenden Ziele und Gestaltungsprinzipien mit allen Akteur*innen in der Pra-
ventionslandschaft in vorhandenen Arbeitszusammenschliissen und Gremien - wie zum Beispiel die Ar-
beitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII - gefiihrt wird. Zum anderen bedarf es einer guten Koordination
der Netzwerklandschaft, um den Wissenstransfer zwischen den vielfédltigen Arbeitszusammenschliissen
und eine gute Abstimmung der jeweiligen Aktivitaten zu gewdahrleisten. Bei Querschnittsthemen wie der
Kinderarmutspravention kdnnte es zudem sinnvoll sein, handlungsfeldiibergreifende Netzwerke neu ins
Leben zu rufen, in denen Vertreterinnen unterschiedlicher Handlungs- und Politikfelder als Verantwor-

tungsgemeinschaft zusammenarbeiten.

Entscheidend fiir die Entwicklung von Praventionsketten ist es, dass die Vernetzungen nicht nur der ge-
genseitigen Information und dem kollegialen Austausch dienen, sondern dariiber hinaus als Produktions-

netzwerke wirken und erfahrene Bedarfe in die kommunalen Planungsprozesse transportieren.

Unterstitzung durch Bund und Lénder

Nachhaltige Praventionsketten miissen vom Grundsatz her mit kommunalen Eigenmitteln abgesichert sein.
Fiir die Kommunen ist es gleichwohl hilfreich, wenn Entwicklungsprozesse durch Forderprogramme des
Landes und/oder Bundes unterstiitzt werden. Das betrifft sowohl finanzielle Ressourcen als auch Expertise,
wie zum Beispiel aktuell durch das NRW-Landesprogramm ,kinderstark - NRW schafft Chancen".® Ent-
scheidend ist dabei eine dauerhafte Unterstiitzung, das heil3t, dass Programme aus einer befristeten An-
tragslogik herausgenommen werden, langfristig laufen und sich inhaltlich-konzeptionell an der Struk-

turentwicklung von Kommunen orientieren.

Damit einhergeht, dass die verantwortlichen Akteur*innen auf Bundes- und Landesebenen die zentrale
Rolle der Kommunen fiir das gelingende Aufwachsen der Kinder, Jugendlichen und ihrer Familien sehen,
anerkennen und zudem bereit sind, die jeweiligen kommunalen Wege zu unterstiitzen. Das ist nicht zuletzt

auch eine Frage der Haltung von Landes- und Bundespolitik.

Weiterhin wichtig ware eine auf der Ebene der Lander und des Bundes verbesserte Ressortabstimmung.
Das betrifft insbesondere die Abstimmung der unterschiedlichen Férderprogramme von Ministerien, die

aktuell noch oft der Logik der jeweiligen Politikbereiche verpflichtet sind — mit der Folge, dass integrierte

5 www.kinderstark.nrw
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Umsetzungsprozesse in den kommunalen Praventionsketten eher verhindert werden. Notwendig waren
deshalb gut aufeinander abgestimmte Initiativen der Landes- und Bundesressorts und auch auf diesen
Ebenen die Entwicklung von nachhaltigen, einzelne Legislaturperioden liberdauernden integrierten Hand-

lungsstrategien.

Am Beispiel der Kinderarmutspravention lasst sich gut aufzeigen, dass nur durch ein Zusammenspiel von
Kommunen, Landern und Bund das Ziel von Praventionsketten erreicht werden kann, zu gelingendem Auf-
wachsen beizutragen. Die Kommunen konnen durch entsprechende MaBnahmen viel bei der Pravention
der moglichen Folgen von finanzieller Familienarmut bewirken. Im Sinne einer Doppelstrategie geht es
darum, auch die Ursachen von finanziellen Armutslagen zu bekdmpfen.® Hier sind sozialpolitische Ent-
scheidungen verschiedener Ressorts auf Lander- und vor allem Bundesebene gefordert, wie sie aktuell mit

der Kindergrundsicherung diskutiert werden.

Ein weiterer relevanter Faktor ist die Haushaltslage der Kommunen. Viele Kommunen in Nordrhein-West-
falen sind in der Haushaltssicherung bzw. verfligen iiber eingeschrankte Haushaltsmittel. Das bedeutet,
dass ihre Mdglichkeiten zur bedarfsgerechten Ausgestaltung ihrer Praventionskette beschrankt sind. Bund
und Lander sind deshalb auch gefordert, Lésungen zu finden, wie es zu einer nachhaltigen Entlastung der
kommunalen Haushalte kommen kann. Denn nur so kann verhindert werden, dass der Geburtsort eines

Kindes liber seine Teilhabe- und Lebenschancen entscheidet.

Externe Prozessbegleitung ist hilfreich

Fiir eine nachhaltige Entwicklung ist es hilfreich, wenn den Kommunen eine externe Unterstlitzung zur
Verfligung steht. Der Auf- und Ausbau von Praventionsketten ist learning by doing. Die kommunalen Ak-
teur*innen bendtigen hierflir Beratungs- und Fortbildungsangebote sowie die Mdglichkeit zum interkom-

munalen Erfahrungsaustausch.

In Nordrhein-Westfalen werden die Kommunen deshalb dauerhaft durch die entsprechenden Fachteams
der Landesjugenddmter begleitet.” Wichtig ist dabei der Fokus auf die jeweiligen kommunalen Unterstiit-
zungsbedarfe und -wiinsche. Damit verbunden ist die Haltung, dass die kommunalen Akteur*innen selbst
die Expert*innen fiir die Weiterentwicklung der Praxis vor Ort sind und die externe Prozessbegleitung sie

dabei unterstiitzt, passende Losungen zu finden.

6 \Vigl. hierzu: Landschaftsverband Rheinland, Landesjugendamt (2019), Kinder- und Jugendarmut begegnen - Kom-
munen, das Land NRW und der Bund sind gefordert. Impulspapier des LVR-Landesjugendhilfeausschusses Rheinland.
Beschlossen am 29.11.2018. Kéln

7 In Westfalen: www.netzwerke-fuer-kinder.lwl.org, im Rheinland: www.kinderarmut.lvr.de
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Gesetzlich verankerte Aufgaben

Die Entwicklung der Friihen Hilfen, maBgeblich initiiert durch das Gesetz zur Kooperation und Information
im Kinderschutz (KKG, 2012), hat gezeigt, welche Dynamik gesetzlich normierte Aufgaben entfalten kon-
nen. Innerhalb weniger Jahre ist es in Nordrhein-Westfalen gelungen, fast flaichendeckend Koordinations-
stellen und Netzwerke der Friihen Hilfen aufzubauen. Zwar gibt es auch hier durchaus qualitative Unter-
schiede, was zum Beispiel den Umfang der Angebote, die Einbindung relevanter Akteur*innen in die Netz-
werke oder die zur Verfiigung stehenden Ressourcen angeht. Losgeldst davon stehen die Angebote der
Friithen Hilfen als erstes Glied der Praventionskette allen Eltern und ihren Kindern in jeder Kommune zur

Verfiigung.

Vor diesem Hintergrund ware es nun naheliegend, liber eine gesetzliche Verankerung von Praventionsket-
ten eine vergleichbare Entwicklung in Gang zu setzen. Entsprechende Forderungen gibt es immer wieder
auch von Jugenddmtern, die so eine Absicherung praventiver Angebote als gesetzliche Pflichtleistung er-
reichen wollen und sich damit zugleich gute Argumente fiir die Aushandlungsprozesse mit den kommuna-

len Haushalter*innen, aber auch der Kommunalaufsicht erhoffen.

Wie aussichtsreich eine gesetzliche Verankerung von Pravention und Praventionsketten ist, kann hier nicht
beantwortet werden. Zu bedenken ist jedoch, dass die Praventionskette — im Gegensatz zu den Friihen
Hilfen, die ein konkretes Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe sind - als Gestaltungsvision nur schwer
gesetzlich normierbar ist. Zudem bietet zumindest das SGB VIII bereits ausreichend Hinweise, um praven-
tive Angebote, systemiibergreifende Kooperationsstrukturen und partizipativ-dialogische Planungs- und
Gestaltungsprozesse zu begriinden. Von daher ware zu empfehlen, die vorhandenen gesetzlichen Vorgaben

offensiv zur Absicherung der Angebote und Strukturen der Praventionskette zu nutzen.

Zu priifen ware dariiber hinaus eine bessere Verankerung der Gestaltungsprinzipien von kommunalen Pra-
ventionsketten in anderen relevanten Gesetzesbiichern (Schule, Soziales, Gesundheit). Anders als in der
Kinder- und Jugendhilfe, wo den Jugenddmtern gemaB § 79 Abs. 1 SGB VIII die Gesamtverantwortung fiir
die Erfiillung der Aufgaben obliegt, sind die Zusténdigkeiten und damit Gestaltungsmdglichkeiten der Kom-
munen in diesen Politikfeldern eingeschrankt. Auch das Gebot zur politikfeldiibergreifenden Kooperation
mit Tragern und kommunalen Amtern ist oft nicht gesetzlich verankert. Hier miissten deshalb Lésungen
gefunden werden, um die verantwortlichen Akteur®innen in den Bereichen Schule, Gesundheit und Soziales

in die Gestaltungsvision der kommunalen Praventionsketten gut einzubinden.

3. Ausblick

Die Kommunen nicht nur in Nordrhein-Westfalen sind mit vielfaltigen Herausforderungen konfrontiert.
Hierzu gehoren liber Bundes- und Landesgesetze normierte Aufgaben wie der Rechtsanspruch auf einen

offenen Ganztagsplatz, der Kinderschutz oder die Inklusion. Gleichzeitig sehen sich die Kommunen mit
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dem Problem des Fachkraftemangels und begrenzter Haushalsmittel konfrontiert. Krisen wie Corona oder
die Zuwanderung von gefliichteten Menschen aus unter anderem Kriegsgebieten stellen die Kommunen
vor zusatzliche Herausforderungen. Dies flihrt dazu, dass viele, insbesondere kleinere Kommunen liberlastet
sind, sich auf die Bewaltigung aktueller Krisen konzentrieren und damit kaum mehr Gestaltungsspielrdume

flir praventives Handeln haben.

Diese Rahmenbedingungen sind bei der Forderung nach einem Auf- und Ausbau von Praventionsketten zu
beriicksichtigen. Das betrifft einerseits lberhohte Erwartungen, was die zeitliche Umsetzung von Praven-
tionsketten als auch deren Wirkungserfolge angeht. Geduld und langfristiges Denken und Handeln sind
hier die Schliisselbergriffe. Und es betrifft andererseits die Gefahr, Kommunen alleine in der Verantwortung
zu sehen. Gefordert sind hier auch die Lander und der Bund. Neben finanzieller Forderung geht es darum,
die Gestaltungsrolle der Kommunen anzuerkennen, sich mitverantwortlich fiir das gelingende Aufwachsen
von Kindern und Jugendlichen zu sehen und mit geeigneten MaBnahmen fiir gute Teilhabechancen in allen

Kommunen beizutragen.

Trotz der vielfaltigen Herausforderungen konnten der Ausbau von Praventionsketten und die Kinderarmut-
spravention in vielen Kommunen in Nordrhein-Westfalen seit 2020 vorangetrieben werden. Aktuell sind
gut zwei Drittel aller Jugendamter beteiligt und berichten unter anderem, dass es ihnen durch die aufge-
bauten Kooperations- und Netzwerkstrukturen gelungen ist, besser und schneller mit aktuellen Krisen um-

zugehen. Solche Erfahrungen stimmen zuversichtlich!
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Datengestiitzte Befahigungspartnerschaften? Ansatz zur Verbesserung
der Kooperation und Kommunikation vor Ort

Georg Cremer, Generalsekretdr Deutscher Caritasverband, a. D.

Vielfaltige Bemiihungen zielen darauf, die Netzwerkarbeit in den Kommunen zu verbessern und Praventi-
onsketten aufzubauen, mit denen die Versaulung des Sozialsystems aufgebrochen und Kooperationsblo-
ckaden liberwunden werden kdnnen. Ein zentraler Ansatz hierzu ist der Abbau rechtlicher Hiirden und die
Kodifizierung von Kooperationspflichten. Das ist zweifelsohne wichtig. Es gibt verfestigte Kooperations-
blockaden im deutschen Sozialstaat, die sich aus seiner institutionellen Struktur und den damit verbunde-
nen Zustandigkeitsregeln und Finanzierungslogiken ergeben. Der institutionell vielfdltig gegliederte Sozi-
alstaat teilt seine Zustandigkeiten nach den Instrumenten auf, die er bereithalt. Real existierende Men-
schen haben aber Problemlagen, die quer zu diesen Zustandigkeiten liegen. Ein Teil der Kooperationsblo-
ckaden ergibt sich aus rechtlich bindenden Vorschriften und Finanzierungslogiken, sie kbnnen durch ,guten

Willen vor Ort" teilweise gemildert, aber nicht ausgeraumt werden.

Vermutlich werden wir mit dieser Versaulung auch zukiinftig leben miissen. Die Losung liegt nicht in einem
allzustéandigen Bundessozialamt oder einer Verantwortungsdiffusion durch die Auflésung von Zustandig-
keitsregeln, sondern in einer deutlich besseren Kooperation der Akteure. Dazu reicht es allerdings nicht,

weitere Kooperationsappelle im Sozialrecht zu verankern, an ihnen mangelt es nicht.

Die Appelle waren nicht wirkungslos, man kann durchaus anerkennen, dass das Bewusstsein fiir die insti-
tutioneniibergreifende Zusammenarbeit zwischen Leistungstragern zugenommen hat. Es hat wichtige Ini-
tiativen gegeben, Kooperation zu férdern, beispielsweise die Bemiihungen um einen besseren Kinderschutz
und zum Aufbau eines Netzwerkes Friiher Hilfen. Bezeichnenderweise wird dieses Netzwerk aber finanziell
durch die Bundesstiftung Friihe Hilfen und damit in einem von der Regelfinanzierung der sozialen Infra-
struktur abgespaltenen Sondersystem abgesichert. So begriiBenswert eine solche pragmatische Ldsung ist,

sie ist in ihrer Wirkung beschrankt.

Neben die vielfaltigen Aufforderungen zur Kooperation, die das Sozialrecht kennt, miissen Instrumente
treten, die Kooperation zwischen allen Akteuren der sozialen Infrastruktur im Verwaltungsalltag erleich-
tern. Zumindest muss es rechtssichere Wege geben, den zum Teil erheblichen Mehraufwand vernetzter
Arbeit und neuer praventiver Angebote verladsslich zu finanzieren, und zwar als Regelleistung der Institu-
tionen, nicht als mit immer neuen Begriindungen verlangerte Projekte. Sonst kann eine Verstetigung von

Ansatzen, die sich bewdhrt haben, nicht gelingen.

Im folgenden Beitrag geht es um die Frage, auf welchen Wegen die Kooperation der Akteure vor Ort ver-

bessert werden konnte, um Kooperationspotentiale auszuschopfen. Auch wenn weitere Kooperationsap-
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pelle oder gar Kooperationspflichten im Sozialrecht verankert werden, wird sich ohne die Kooperationsbe-
reitschaft der ortlichen Akteure nichts Wesentliches dndern. Der Beitrag entfaltet hierzu kein abschlieBen-

des Konzept, sondern will zu weiteren Uberlegungen anregen.

Ich pladiere fiir lokale Befahigungspartnerschaften, die anhand einer Reihe von Indikatoren die soziale
Lage vor Ort in den Blick nehmen und die Entwicklung anhand dieser Indikatoren beobachten und bewer-
ten. Das eroffnet Chancen fiir die relevanten Akteure, Gber Qualitdt und Wirkungen der Bildungsinstituti-

onen und der sozialen Dienste in den Dialog zu kommen.

Der Begriff der Befahigungspartnerschaften schliet an den Befahigungsansatz an, dessen einflussreichster
konzeptioneller Wegbereiter Amartya Sen ist (Sen 2010, Kap. Ill). In seiner Auseinandersetzung mit philo-
sophischen Gerechtigkeitstheorien und insbesondere mit John Rawls (1975) hat Sen die Frage gestellt
.Equality of what?" Wenn zu beurteilen ist, wie gleich oder ungleich Gliter, Vorteile oder Vergiinstigungen
zwischen den Mitgliedern einer Gesellschaft verteilt sind und ob diese Verteilung gerecht ist, muss zuerst
eine Verstandigung darauf erfolgen, was verglichen werden soll (Sen 1979). Nicht die Verfligungsgewalt
tiber Ressourcen wie Einkommen und Vermdgen macht menschliche Wohlfahrt aus, sondern die ,Fahigkei-
ten" oder Handlungsoptionen, die Menschen offenstehen. Der Ansatz nimmt keine Engflihrung auf persén-
liche Fahigkeiten vor, sondern es geht um den gesamten Raum von Mdglichkeiten, die Menschen offen-
stehen und bestimmen, welche Lebensentwiirfe sie realisieren kdnnen und wie umfangreich ihre diesbe-
ziiglichen Wahlmaglichkeiten sind. Es geht somit - dies wird in der deutschen Debatte synonym zu Befa-
higung gebraucht - um Verwirklichungschancen. Sie bestimmen, ob Menschen ,das Leben fiihren kénnen,

das sie wertschitzen - und das wertzuschatzen sie Griinde haben." (libersetzt nach Sen 2001, S. 18)

Der Befdhigungsansatz kann als eine produktive Ressource fiir die Debatte zur Sozialstaatsreform in

Deutschland genutzt werden:!

Der Befahigungsansatz fiihrt zu einem deutlich erweiterten Konzept sozialer Gerechtigkeit, es geht nicht
allein um ein eng verstandenes Konzept von Chancengerechtigkeit im Sinne der Abwehr von Diskriminie-
rung. Der Befahigungsansatz fordert uns heraus, das Mdgliche zu leisten, schlechten Startchancen entge-
genzuarbeiten und die Handlungsoptionen von Menschen so zu erweitern, dass sie in die Lage kommen,
ihr Leben in die Hand zu nehmen und - das gehért in einer Marktokonomie dazu - {iberhaupt leistungs-

orientiert handeln zu kdnnen.

Der Befdhigungsansatz kann zudem dazu beitragen, die Debatte zu sozialer Gerechtigkeit aus einer zu
einseitigen Fokussierung auf Ressourcen und Umverteilung zu [6sen. Man sollte, wie Sen betont, zwischen
dem Einkommen als Einheit zur Messung von Ungleichheit und als Mittel zur Verringerung von Ungleich-

heit unterscheiden. Umverteilung ist ein unverzichtbares Mittel ausgebauter Sozialstaaten, aber sie muss

' Ausfiihrlich hierzu G. Cremer (2021): Sozial ist, was stark macht. Warum Deutschland eine Politik der Befahigung
braucht und was sie leistet. Freiburg: Herder. Der vorliegende Beitrag greift auf diese Veroffentlichung zuriick.
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nicht immer der beste Weg sein, einer unakzeptabel hohen Ungleichheit der Einkommen und der Lebens-
perspektiven entgegenzuwirken. Investitionen in bessere Elementarforderung und bessere Schulen, in be-

fahigende soziale Dienstleistungen kénnen mittel- und langfristig starkere Wirkungen erzeugen.

Und - das ist in Bezug auf die soziale Infrastruktur ein besonders wichtiger Aspekt — der Ansatz betont die
Bedeutung von sog. Umwandlungsfaktoren. Der Raum der Verwirklichungschancen, das AusmaB der realen
Freiheit, hangen nicht nur von den Ressourcen ab, zu denen Menschen Zugang haben, sondern auch von
.Umwandlungsfaktoren”, die aufgrund persdnlicher Konstitution, der Umwelt und gesellschaftlicher Be-
dingungen hochst unterschiedlich sein kdnnen. Zu den persdnlichen Umwandlungsfaktoren gehéren die
korperliche Konstitution, das Geschlecht, Intelligenz, kognitive Fahigkeiten und Motivation sowie andere
Merkmale, die in der jeweiligen Person liegen. Welche Einschrankungen sich aus personlichen Umwand-
lungsfaktoren ergeben, ist nicht zu trennen von den sozialen Umwandlungsfaktoren der Gesellschaft, in
der Menschen leben; auch die soziale Infrastruktur kann Umwandlungsfaktoren veridndern (hierzu Cremer
2022). Dies gelingt aber nur, wenn die Kooperationsblockaden aufgebrochen werden. Sonst sind keine
Bedingungen zu schaffen, damit mdglichst alle Kinder und Jugendliche ihre Potenziale entfalten kénnen

und ihre Familien so gestarkt werden, dass dies gelingen kann.

Der erste Schritt hierzu ist die Bereitschaft, liber verfestigte Problemlagen, aber auch iiber die vermuteten
Ursachen und die Begrenzungen der bildungspolitischen und sozialpolitischen Institutionen vor Ort offen
zu sprechen. Das sollte datengestiitzt erfolgen. Mein verhaltener Optimismus, dass ein datengestiitzter

Dialog die Praxis vor Ort verandern kann, speist sich aus einer konkreten Erfahrung.

Der Deutsche Caritasverband hat 2012 eine dkonometrische Untersuchung des Anteils der Schiilerinnen
und Schiiler in den etwa 400 Kreisen und kreisfreien Stadten in Auftrag gegeben, die das Schulsystem ohne
einen Abschluss verlassen haben (Deutscher Caritasverband 2012, Tamm 2012). Uber eine Reihe von Jahren
veroffentlichte der Verband jahrlich eine Aktualisierung der Werte. Das ist ein sehr simpler, zugleich leicht
feststellbarer Indikator fiir Wirkung und Qualitat der Bildungs- und Sozialstruktur vor Ort. Sicherlich kann
man die Aussagekraft dieses Indikators kritisch hinterfragen. Denn es gibt vielfaltige Griinde fiir Schulver-

sagen, die nicht einfach der Schule oder den Schiiler begleitenden sozialen Diensten zuzurechnen sind.

Aber - und das ist der entscheidende Punkt - der Verweis auf prekdre Herkunftsmilieus kann nicht die
gravierenden Unterschiede erklaren, die zwischen den Regionen innerhalb Deutschlands bestehen. Es gibt
Kreise, da scheitert jedes zehnte Kind in der Schule, in anderen Kreisen aber nur jedes dreiBigste Kind.
Entscheidend ist: Diese Unterschiede kdnnen nur zu einem geringen Anteil mit den gangigen Hypothesen
erklart werden, die sich als erstes anbieten: Unterschiede zwischen den Kreisen im Ausbildungsniveau der
Eltern, der Hohe der Arbeitslosigkeit oder dem Ausldnderanteil. Auch Kreise mit dhnlicher soziokonomi-

scher Struktur weisen groBBe Unterschiede auf.

Vollig kontrdr zu den Erwartungen, die bei Beauftragung der Auswertung bestanden, hatte die Pro-Kopf-

Verschuldung der kommunalen Ebene keinen nachweisbaren Einfluss auf den Schulabgang ohne Abschluss.
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Im Klartext heiBt dies: So wichtig die Auseinandersetzung um die finanzielle Ausstattung der Kommunen
ist, die vehemente Klage ihrer Vertreter, aufgrund der Mittelsituation seien Stddten und Gemeinden die
Hande gebunden, ist - jedenfalls in diesem Fall - nicht durch die Daten gedeckt. Wenn der politische Wille

da ist, schaffen es auch verschuldete Kommunen, Kinder aus benachteiligten Milieus zu férdern.

Da gravierende Unterschiede auch innerhalb des gleichen Bundeslands gegeben sind, kdnnen diese nicht
allein auf die Unterschiedlichkeit der Bildungssysteme zuriickgefiihrt werden. Da die Lander den Grofteil
der Schulkosten tragen, bestehen auch unter dhnlichen Finanzierungsbedingungen groBe Unterschiede.

Das wiederum verweist auf Verbesserungspotentiale auch innerhalb bestehender Mittelausstattungen.

Wichtig ist, inwieweit die Handlungsoptionen vor Ort genutzt werden. Der politische Wille, die Zahl der
Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss zu senken, ist ein lokaler Erfolgsfaktor. Doch dieser Wille ist regi-
onal unterschiedlich stark ausgepragt. Das zeigten auch die Reaktionen auf die Bildungsstudie. Der Ver-
gleich l6ste bei einigen Kreisen und Kommunen massive Abwehrreflexe aus. Es gab beleidigte Stimmen,
beispielsweise der Hinweis aus dem Biiro eines Oberblirgermeisters einer reichen deutschen Landeshaupt-
stadt, dass nach ihren Unterlagen die hohe Quote der Schiiler ohne Abschluss einen halben Prozentpunkt
niedriger ldge. Es gab aber auch Verantwortungstrager, die groBes Interesse zeigten und wissen wollten,
was man vor Ort konkret tun kénne, um mehr Kindern zum Erfolg in der Schule zu verhelfen. Politischer
Wille war auch die entscheidende Ressource in denjenigen Kommunen, welche die Schulsozialarbeit bereits
ausbauten, bevor der Bund diese finanziell zu fordern begann (entgegen den Regeln féderaler Zustandig-
keit). Politischer Wille ist auBerdem Voraussetzung dafiir, dass die Verantwortlichen wissen wollen, in wel-

chen Schulen und damit in welchen Wohngebieten Jugendliche besonders haufig scheitern.

Es gibt weitere Indikatoren, die man regional differenziert nutzen und bei denen man sich dem Vergleich
mit anderen Regionen stellen konnte. Es gibt Daten zum Entwicklungsstand der Kinder aus den Sprachtests
in den Kitas und den Schuleingangsuntersuchungen. Dabei werden alle Kinder erfasst; eine regional diffe-
renzierte Auswertung ist somit methodisch kein Problem. Das Land Brandenburg (Land Brandenburg 2023)
erfasst bei den jahrlichen Schuleingangsuntersuchungen mit einem einfachen, aus dem Bildungs- und Er-
werbsstatus gebildeten Indikator auch den sozialen Hintergrund der Eltern. So verfiigt das Land iiber In-
formationen, wie sich Sprach- und Sprechstérungen, Bewegungsstérungen, emotionale Beeintrachtigun-
gen und Adipositas bei Kindern zur Einschulung im Zeitverlauf entwickeln und sich nach sozialer Schich-
tung verteilen. Auch wird erhoben, ob Kinder von Friihférderungs- und Beratungsangeboten erreicht wur-
den, dies ebenfalls nach sozialer Schichtung differenziert. Die Daten zu den Indikatoren sind auf Kreisebene
verfligbar. Es gibt liberall vor Ort Daten der 6rtlichen Gesundheitsdmter, etwa zur Zahngesundheit, die man
zumindest nach den Stadtteilen auswerten kann, und die als Indikatoren fiir die gesundheitliche Lage von

Kindern dienen kdnnen.

Auch den Zugang zu friihkindlicher Bildung oder zu auBerschulischen BildungsmaBnahmen und zu befd-

higenden Angeboten der Vereine kann man mit nicht allzu groBem Aufwand erfassen.
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Schulen miissen ohnehin Daten zum Schulabgang und zum Ubergang auf weiterfiinrende Schulen melden;
so kommen die Daten zustande, auf die die Caritas sich gestiitzt hat. Auch dies kénnte starker differenziert
ausgewertet werden, gegebenenfalls bis auf die einzelne Schule. Eigentlich sollte man annehmen, dass die
Schuldmter an diesen Daten ohnehin interessiert sind und solche Auswertungen veranlassen (natiirlich mit

der erforderlichen Anonymisierung).

PISA und andere internationale Schulleistungsuntersuchungen haben zu geringe Stichproben, um die Aus-
wertung auf die kommunale Ebene herunterzubrechen. Aber was sprache dagegen, einige der Testaufgaben
aus PISA zu Lesekompetenz, mathematischer und naturwissenschaftlicher Kompetenz in den Schulen vor
Ort bearbeiten zu lassen, um auch regional bewerten zu kénnen, wie sich der Leistungsstand der Schiiler
entwickelt? Auch hier ware es ideal, dies mit dem Bildungsstand der Eltern oder anderen Indikatoren ihrer

soziobkonomischen Lage zu verbinden.

Der Vorschlag, Schulleistungstests in Anlehnung an PISA auch auf 6rtlicher Ebene zu nutzen, wird die Kritik
auf sich ziehen, die sich gegen PISA generell richtet (hierzu Tillmann 2016). Da die PISA-Ergebnisse alle
Akteure herausfordern miissen, die im Bildungssystem Verantwortung tragen, gibt es reflexartige Zuriick-
weisungen. Eingewandt wird, Bildung sei mehr als der Kompetenzerwerb, den PISA misst. Das stimmt. PISA
hatte nie den Anspruch, einen vollstdndigen Bildungskanon abzupriifen. PISA schlieBt an die angelsachsi-
sche Literacy-Tradition an; Lesekompetenz, mathematisches und naturwissenschaftliches Verstandnis ste-
hen im Fokus. Wenn 20 % der 15-Jahrigen nicht richtig lesen kdnnen, dann kann es bei ihnen mit den
weiterreichenden Bildungszielen, mit dem Ideal der allgemeinen Menschenbildung, nicht so weit her sein.
Man sollte sich also nicht auf das hohe Ross der deutschen Bildungstradition setzen, um sich gegen die

Ergebnisse internationaler Schulleistungsstudien zu immunisieren.

Mdoglicherweise miisste man die rechtlichen Grundlagen fiir die Datenerhebung erweitern. Selbstverstand-
lich muss die Anonymisierung gewahrleistet sein. Widerstdnde kdnnen sich auch ergeben, wenn der Da-

tenschutz dazu missbraucht wird, unangenehme Erkenntnisse abzuwehren.

Wenn man auf drtlicher Ebene Daten zur sozialen Lage nutzt, sind methodische Probleme bei der Erhebung,
Auswertung und Interpretation der Daten nicht zu vermeiden. Das sollte aber nicht als Argument dafir
dienen, die Chance ungenutzt zu lassen, datenbasiert in lokalen Befdhigungspartnerschaften nach Még-
lichkeiten zu suchen, die Wirkung der sozialen Infrastruktur zu verbessern. Erkenntnisreich, aber zugleich
auch heikel ist der Vergleich mit anderen Regionen, insbesondere mit Regionen, die von ihren sozio-6ko-
nomischen Bedingungen - seien es das Wohlstandniveau, die Quote der Grundsicherungsbezieher oder der
Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund - recht dhnliche Bedingungen aufweisen. Der Vergleich
zwischen Regionen erfordert eine sorgfaltige 6konometrische Auswertung, sonst sind Fehlschliisse zu er-
warten. Daher sollte man der kommunalen Ebene ein methodisches Riistzeug an die Hand geben oder, was
vorzuziehen ware, die Auswertung mit wissenschaftlicher Begleitung auf Landesebene vornehmen. Meist

wird man sich mit statistischen Zusammenhangen zwischen den Indikatoren zufriedengeben missen und
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kann keine Aussagen liber kausale Faktoren machen. Aber dennoch kann - etwa, wenn sich deutliche
Unterschiede zwischen Kreisen dhnlicher sozio-6konomischer Struktur zeigen - dies eine Debatte (iber

mdgliche Griinde und Handlungsoptionen vor Ort ausldsen.

Die entscheidende Frage ist, wieviel Widerstand ein solcher eigentlich ,harmloser” Ansatz ausldsen wiirde.
Man muss zumindest beim Beginn eines solchen Unterfangens mit Abwehrreflexen sowohl bei kommuna-
len Behorden, Schultrdgern, aber auch bei den Anbietern sozialer Dienstleistungen rechnen. Die Abwehr
diirfte um so groBer sein, je deutlicher nicht aus der sozio-6konomischen Lage oder den externen Bedin-

gungen her erklarbare Unterschiede die lokalen Akteure unter Druck setzen kénnen.

Bei den Erbringern sozialer Dienstleistungen und ihren Verbanden kénnen Befiirchtungen vor einem Miss-
brauch der Vergleichsdaten Abwehrreflexe verstarken. Es kann die Sorge bestehen, dass der Vergleich, wenn
die Daten sich nicht zum Positiven entwickeln, genutzt wird, ihre soziale Arbeit abzuwerten. Soziale Arbeit
ist eine Koproduktion mit den Menschen, die sie unterstiitzen soll. Es gibt keine simplen kausalen Beziige
zwischen sozialer Intervention und Wirkung bei den Zielgruppen. So werden aus guten Griinden im Bereich
sozialer Dienstleistungen Pay-for-Success-Konzepte zuriickgewiesen. Es gibt aber auch einen Diskussions-
strang in der Fachdebatte, der eine Erfassung von Wirkungen und alle Uberlegungen einer evidenzbasierten
Forderpolitik als Zumutungen einer ,neoliberalen” Sozialpolitik sieht, die dem sozialen Auftrag nicht ge-
recht werde. Solche Pauschalisierungen, die innerhalb der Wohlfahrtspflege auf fruchtbaren Boden fallen,
konnen Abwehrreflexe verstarken. Selbstredend kann ein Monitoring des Stands der Befahigung in einer
Region mittels Sozial- und Bildungsindikatoren nicht die Qualitat der sozialen Einzelfallarbeit messen oder
das Qualitdtsmanagement bei den Tragern ersetzen. Wenn sich Werte verschlechtern oder weniger positiv
entwickeln als erhofft, kann dies viele Griinde haben. Es geht nicht um die Klarung der Schuldfrage, sondern
um die Suche nach erfolgreichen Interventionsmdoglichkeiten und um eine kritische Reflexion der Arbeit

vor Ort.

Es wird umfangreiche Arbeit sein, dass Vertrauen unter den ortlich verantwortlichen 6ffentlichen Leis-
tungstragern und den Leistungsanbietern so aufzubauen, dass ein offener Dialog lber Erfolge und Misser-
folge moglich ist. Es gibt auch Stimmen, die dies fiir illusorisch halten, da die Leistungserbringer auch
Konkurrenten sind, Konkurrenten ,um Finanzierungen, um Anerkennung, eventuell um Adressaten, um
fachliche und politische Legitimation" und daher der ,Wunsch nach einer mdglichst positiven Selbstdar-
stellung” einen offenen Dialog verhindert. So steht es wértlich in einer Leitlinie zur Qualitatsentwicklung
in der Grtlichen Kinder- und Jugendhilfe in Nordrhein-Westfalen (LWL und LVR 2013, S. 28). Dies kann
aber nicht das letzte Wort sein, denn dies hieBe, groBe Potentiale fiir eine Politik der Befahigung zu ver-
schenken. Es wére zugleich ein vernichtendes Urteil Gber die subsididre Erbringung sozialer Dienstleistun-

gen.

Ein solcher Fatalismus gegeniiber einem datenbasierten Dialog tber Qualitdt und Wirkung ist unange-

bracht. Wenn rechtliche Hiirden der Kooperation abgebaut werden, ermutigt dies jene, die kooperieren
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wollen, und diejenigen, die bisherige Routinen weiterfiihren wollen, konnen Veranderung nicht mehr mit
Verweis auf uniiberwindbare Grenzen der Zustandigkeit abwehren. Wenn kommunale Leistungstrager wie
etwa die Jugendamter in Wahrnehmung ihrer Steuerungsverantwortung deutlich machen, dass sie einen
datenbasierten Dialog lUber Qualitdt und Wirkung wollen und auch bereit sind, die dafiir erforderlichen
Rahmenbedingungen zu schaffen, werden sie unter den Leistungserbringern Partner finden, die bereit sind
mitzuwirken. Wenn sich ein solcher Dialog etabliert, werden diejenigen, die mauern, keinerlei kritische
Erfahrungen preisgeben und nur auf eine méglichst positive Selbstdarstellung setzen, mehr und mehr an-
tiquiert erscheinen. Ohnehin, wenn regional differenzierte Daten verfligbar sind, werden sich Selbstdar-
stellungen an der Realitdt messen lassen missen. Zugleich eréffnet ein datenbasierter Dialog tGiber Qualitdt
und Wirkung auch die Chance, das fokussiert wahrzunehmen, was die soziale Infrastruktur leistet, um
Menschen zu starken, und wo sie die soziale Realitdt verdandert. Dies wirkt ermutigend und kann jene
politischen Krafte unterstiitzen, die sich fiir eine wirkmachtige soziale Infrastruktur in einem starken So-

zialstaat einsetzen.

Vielleicht kdnnte ein solcher Dialog zudem die Debatte liber eine stirker sozialrdumlich orientierte Aus-
richtung der sozialen Arbeit bereichern. Das Sozialraumkonzept fordert von den einzelnen Fachdiensten,
die sich jeweils einem abgrenzbaren sozialen Problem widmen, die fachliche Isolierung eines versdulten
Sozialsystems zu liberwinden und starker fachiibergreifend zu handeln. Mittlerweile bekennen sich alle
Wohlfahrtsverbinde und viele soziale Triger zu dem Anspruch, sozialrdumlich zu arbeiten (BAGFIW 2015).
Die Debatte hierzu wird aber bisher zu abstrakt gefiihrt, das Ausmal3 konzeptioneller Rhetorik steht in
einem Missverhaltnis zur Verbreitung des Konzepts (Becher 2020, S. V). ,Vernetzung" ist zu einem beliebten
Wort des Sozialchinesisch geworden; es ist geniigend abstrakt, um alles meinen zu kdnnen, von einer ge-
legentlichen Information bis hin zu einer intensiven Zusammenarbeit an gemeinsamen Zielen. Da Amter
oder Einrichtungen auch in einer versdulten Welt getrennter Zustdndigkeiten nicht ganzlich vermeiden
konnen, miteinander zu reden, kann man stets sagen, man arbeite ,schon immer" vernetzt. In vielen kon-
zeptionellen Bekenntnissen bleibt vollig offen, was es denn konkret hei3t, wenn Einrichtungen und ihre
Mitarbeitenden sich ,hin zum Sozialraum 6ffnen”, den Stadtteil ,als Ganzes in den Blick nehmen", dort
.Synergien sozialrdumlich erkennen” und ,aktiv an der Gestaltung von Empowermentprozessen arbeiten”,
um so zum ,lokalen Innovationsmotor” zu werden. Diese Flucht in die Abstraktion hat viel damit zu tun,
dass das Konzept der Sozialraumorientierung so hehr und leuchtend ist, dass die Schritte der Veranderung,
die auch die engagiertesten Akteure unter widrigen Bedingungen gehen kdnnen, so klein erscheinen, dass
man sie lieber nicht konkret benennt. Meine Hoffnung wire, dass der datenbasierte Dialog zwischen den

Akteuren helfen kann, diese Abstraktion zu Gberwinden.

AbschlieBen will ich mit einem Hinweis auf das Verhaltnis von Kommunen und sozialen Trdgern, das durch-
aus entscheidend ist, wenn es darum geht, Zusammenarbeit und den Aufbau lokaler Praventionsketten zu

fordern. Wie vertrauensvoll oder wie konfliktiv dieses Verhéaltnis ist, unterscheidet sich nach Kommunen.
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Aber es zeigen sich gewisse Grundkonflikte, die, wenn sie sich verharten, bis zu einer gegenseitigen Scha-
bigkeitsvermutung reichen konnen. Die sozialen Leistungserbringer leben in einer gewissen Hab-Acht-Stel-
lung; wenn Kommunen bisherige Ansédtze infrage stellen, so stehen sie im Verdacht, damit ausschlieBlich
Geld sparen zu wollen. Es gibt in der Sozialdebatte eine Grundstrémung, die stets wittert, das Soziale solle
dem Diktat der Okonomie unterworfen werden, wenn Uberlegungen zu Wirkungen und Kosten eine Rolle

spielen.

Der spiegelbildliche Vorbehalt richtet sich von Seiten der Kommunen immer wieder gegen die Freie Wohl-
fahrtspflege. Die Forderung nach einem Ausbau sozialer Dienste, nach verldsslicher Finanzierung praven-
tiver Leistungen und der Einhaltung fachlicher Standards landet rasch in der Schublade, eigentlich doch
nur wirtschaftliche Interessen zu vertreten und auf die Absicherung des eigenen Geschaftsmodells zu zie-
len. Wohlfahrtsverbande wiederum diirfen nicht auf die Rolle als Auftragnehmer verengt werden. Auch
ihre Funktion als Leistungserbringer nehmen sie in einer Verantwortung filir das System sozialer Sicherung

wahr.

Ein Dialog gelingt in grundsatzlicher Akzeptanz der gegenseitigen Rollen, in Transparenz und im Verstand-
nis der gemeinsamen Aufgabe, ein effektives und effizientes Hilfesystem zu verantworten, das Menschen
unterstitzt und zudem befahigt fiir ein Leben in Autonomie. Auch dazu kdnnte ein datenbasierter Dialog

vor Ort beitragen.

Literatur

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege [BAGFW] (2015), Der Sozialraum als Ort der Teil-
habe. Standortbestimmung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, Marz 2015
https://www.bagfw.de/fileadmin/user _upload/Veroeffentlichungen/Stellungnah-

men/2015/BAGFW_Standortbestimmung_Sozialraum_final.pdf (22.03.2023).

Becher, Berthold (2020), Vorwort, in: Wassner, Ulrike (Hg.): Sozialraumorientierung als Fachkonzept Sozi-
aler Arbeit und Steuerungskonzept von Soziallunternehmen. Grundlagen - Umsetzungserfordernisse - Pra-

xiserfahrungen, Wiesbaden: Springer VS, S. V-VII.

Cremer, Georg (2021), Sozial ist, was stark macht. Warum Deutschland eine Politik der Befahigung braucht

und was sie leistet, Freiburg: Herder.

Cremer, Georg (2022), Politik der Befahigung. Anforderungen an die soziale Infrastruktur und ihre Akteure,
Soziale Passagen - Journal fiir Empirie und Theorie Sozialer Arbeit, 1/2022, https://link.springer.com/con-

tent/pdf/10.1007/s12592-022-00417-5.pdf (02.03.2023).

Deutscher Caritasverband (2012), Was wirklich zahlt. Studie zu Bildungschancen, Neue Caritas Spezial

1/2012, https://www.caritas.de/neue-caritas/spezialausgaben/studie-zu-bildungschancen-was-wirklich-z

(22.03.2023).

126


https://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2015/BAGFW_Standortbestimmung_Sozialraum_final.pdf
https://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2015/BAGFW_Standortbestimmung_Sozialraum_final.pdf
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s12592-022-00417-5.pdf
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s12592-022-00417-5.pdf
https://www.caritas.de/neue-caritas/spezialausgaben/studie-zu-bildungschancen-was-wirklich-z

Land Brandenburg (2023), Landesamt fiir Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit ,https://ge-
sundheitsplattform.brandenburg.de (22.03.2023).

LWL - Landesjugendamt Westfalen, LVR - Landesjugendamt Rheinland (2013), Qualititsentwicklung in der
ortlicnen Kinder- und Jugendhilfe, https://www.lwl-landesjugendamt.de/media/filer_public/c2/6e/
c26e60ce-3a31-489e-b16b-b21370d77c1f/lumsetzung__79und79asgbviii.pdf (22.03.2023).

Rawls, John (1975), Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt a. M.: Suhrkamp.

Sen, Amartya (1979), Equality of What? The Tanner Lecture of Human Values. Stanford University, May 22,
1979, https:/[tannerlectures.utah.edu/ _documents/a-to-z/s/sen80.pdf (22.03.2023).

Sen, Amartya (2001), Development as Freedom, Oxford: Oxford University Press.
Sen, Amartya (2010), Die Idee der Gerechtigkeit, Miinchen: C.H. Beck.

Tamm, Marcus (2012), Berechnungen und wissenschaftliche Auswertungen im Rahmen des DCV-Projektes
.Bericht tiber Bildungschancen vor Ort". Endbericht (Forschungsprojekt des Deutschen Caritasverbandes),
Essen: Rheinisch-Westfalisches Institut  flir  Wirtschaftsforschung, https://www.econs-

tor.eu/bitstream/10419/69952/1/725297441.pdf (22.03.2023).

Tillmann, Klaus-Jiirgen (2016), Empirische Bildungsforschung in der Kritik - ein Uberblick iiber Themen und
Kontroversen, in: Baumert, Jiirgen; Tillmann, Klaus-Jiirgen (Hg.), Empirische Bildungsforschung. Der kriti-

sche Blick und die Antwort auf die Kritiker, Zeitschrift fiir Erziehungswissenschaft. Sonderheft 31, S. 5-22.

127


https://gesundheitsplattform.brandenburg.de/
https://gesundheitsplattform.brandenburg.de/
https://www.lwl-landesjugendamt.de/media/filer_public/c2/6e/c26e60ce-3a31-489e-b16b-b21370d77c1f/umsetzung__79und79asgbviii.pdf
https://www.lwl-landesjugendamt.de/media/filer_public/c2/6e/c26e60ce-3a31-489e-b16b-b21370d77c1f/umsetzung__79und79asgbviii.pdf
https://tannerlectures.utah.edu/_documents/a-to-z/s/sen80.pdf
https://www.econstor.eu/bitstream/10419/69952/1/725297441.pdf
https://www.econstor.eu/bitstream/10419/69952/1/725297441.pdf










	Zu diesem „Speyerer Arbeitsheft“
	Vorwort
	Ansätze zur Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen in Armutslagen im Kontext aktueller Herausforderungen
	Rechtskreisübergreifende Kooperationsgebote im Sozialrecht
	Kommunale Präventionsketten: Eine Chance zur Stärkung benachteiligter Kinder und Jugendlicher hinsichtlich effektiver Wahrnehmung ihrer Grundrechte?
	Resilienzkonstellationen stärken. Ansatzpunkte für lokale Strategien gegen Kinderarmut
	Bildungsbenachteiligung und soziale Ungleichheit – Präventionsketten als Lösung?
	Kooperation und Integration von Diensten – Herausforderung für lokale Sozialpolitik: Das Beispiel des Übergangs von Schule in den Beruf
	Transfer bereichsübergreifender Netzwerkstrukturen in den kommunalen Alltag
	Hemmnisse bei der Gestaltung kommunaler Netzwerke und rechtskreisübergreifender Kooperationskontexte
	Wie kann eine nachhaltige Verankerung von kommunalen Präventionsketten gelingen? Antworten aus der fachlichen Begleitung von Kommunen in Nordrhein-Westfalen
	Datengestützte Befähigungspartnerschaften? Ansatz zur Verbesserung der Kooperation und Kommunikation vor Ort
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite

